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Vorbemerkung 

Der Deutsche Bundestag hat mit Beschluß vom 
9. Juni 1971 — Bundestagsdrucksache W2070 — die 
Bundesregierung aufgefordert, über die soziale Lage 
verheirateter Studenten zu berichten. Die Bundes- 
regierung hat daraufhin am 26. November 1971 
einen Bericht vorgelegt, der sich zunächst auf die 
soziale Lage der verheirateten Studenten beschränk- 
te (Bundestagsdrucksache VI/2864). Mit dem hier vor- 
gelegten Bericht über die wirtschaftliche und soziale 
Sicherung des Studiums führt die Bundesregierung 
diesen Bericht fort und erstreckt ihn auch auf die 
nichtverheirateten Studenten. 

Die Bundesregierung entspricht damit zugleich 
einem Beschluß des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft des Deutschen Bundestages vom 
16. Mai 1973, mit dem er sie aufgefordert hat, bis 
zum 1. April 1974 einen Bericht über die soziale 
Lage der Studenten vorzulegen, der auch die beson- 
dere Situation der verheirateten Studenten berück- 
sichtigt. Dabei sollten die Wohnverhältnisse, die 
Wohn- und Wegekosten, die Entwicklung der all- 
gemeinen Lebenshaltungskosten für Studierende, 
die studentische Krankenversicherung, die Art der 
Finanzierung des Studiums, insbesondere der Anteil 
der öffentlichen Förderung und die geplanten Maß- 
nahmen der Regierung zur Überwindung bzw. zur 
Milderung der Schwierigkeiten dargelegt werden. 

Die Bundesregierung hat das Deutsche Studenten- 
werk gebeten, seine früheren Untersuchungen fort- 


zusetzen und mit Unterstützung des Bundes eine 
Repräsentativbefragung im Sommersemester 1973 
durchzuführen. Der Bericht wird dem Deutschen 
Bundestag im August d. J. zugeleitet werden kön- 
nen. Der vorliegende Bericht stützt sich bereits auf 
Ergebnisse dieser 7. Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerks, die 27 000 Studenten an 19 Uni- 
versitäten und Technischen Hochschulen sowie 
7 300 Studenten an 16 Fachhochschulen erfaßt hat. 
Er stützt sich ferner auf eine Repräsentativbefra- 
gung von 4 000 Studenten, die die Firma Infratest 
im Auftrag der Bundesregierung im November 1973 
durchgeführt hat. Ferner liegen dem Bericht Stati- 
stiken und Berechnungen der Bundesministerien zu- 
grunde sowie die vom Deutschen Studentenwerk 
ergänzend erhobenen Angaben der örtlichen Stu- 
dentenwerke zur Situation der Mensen, der Kinder- 
tagesstätten, der Studentenarztstationen und der 
psychotherapeutischen Beratungsstellen. 

Der vorliegende Bericht nimmt ferner Bezug auf den 
Gesamtbericht von Bund und Ländern vom 20. März 
1967 über den Stand der Maßnahmen auf dem Ge- 
biet der individuellen Förderung von Ausbildung 
und Fortbildung (Bundestagsdrucksache Y/1580) so- 
wie auf den Bericht der Bundesregierung vom 
13. Dezember 1973 gemäß § 35 des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes zur Überprüfung der Be- 
darfssätze und Freibeträge sowie Vomhundertsätze 
und Höchstbeträge nach § 21 Abs. 4 BAföG (Bun- 
destagsdrucksache 7/1440). 
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I. Zielvorstellungen 


1 . Aufgaben und Zuständigkeiten 

Die Zahl der Studenten hat sich in den letzten zehn 
Jahren mehr als verdoppelt, in den letzten zwanzig 
Jahren nahezu verfünffacht. Der Anteil der Studen- 
ten aus Familien, die für die Kosten des Studiums 
nicht selbst aufkommen können, wächst Die Lebens- 
haltungskosten sind in diesen Zeiträumen — auch 
für die Grundbedürfnisse Wohnen und Essen — er- 
heblich gestiegen. Zugleich hat sich das Anspruchs- 
niveau aller Bevölkerungsgruppen mit dem wach- 
senden Lebensstandard erhöht. Es besteht allge- 
meine Übereinstimmung, daß niemand gezwungen 
sein darf, sein Studium, abzubrechen oder den plan- 
mäßigen Studienabschluß hinauszuzögern oder gar 
einen Studienplatz auszuschlagen, weil er keine 
Unterkunft findet oder durch Erwerbstätigkeit für 
seinen notwendigen Lebensunterhalt sorgen muß. 
Bund und Länder haben deshalb ihre Aufwendun- 
gen insbesondere für die Ausbildungsförderung, für 
Studentenwohnheime und Mensen nachhaltig ge- 
steigert. Sie haben auch künftig die Aufgabe, hier 
die notwendigen Maßnahmen zu treffen. 

Der Bund hat in den letzten Jahren eine wesent- 
liche Mitverantwortung für die wirtschaftliche und 
soziale Sicherung des Studiums übernommen. Seine 
Gesetzgebungszuständigkeit für die Regelung der 
Ausbildungsbeihilfen geht zurück auf eine Grund- 
gesetzänderung im Jahre 1969, ebenso seine Be- 
teiligung an der Planung und Finanzierung des Aus- 
baus und Neubaus von Hochschulen, zu dem auch 
zentrale soziale Einrichtungen wie Mensen gehö- 
ren. Zuvor schon hatte sich der Bund im Verwal- 
tungswege an der Finanzierung des Hochschulbaus, 
des Wohnheimbaus und der Studienförderung nach 
dem Honnefer Modell beteiligt und die Stiftungen 
zur Förderung hochbegabter Studenten unterstützt. 
Mit seiner neuen Kompetenz, die allgemeinen 
Grundsätze des Hochschulwesens zu regeln, hat der 
Bund die Möglichkeit erhalten, soziale Aufgaben 
der Hochschule festzulegen und Rahmenbedingun- 
gen für das Studium zu setzen, die ihrerseits auf die 
wirtschaftliche und soziale Lage der Studenten zu- 
rückwirken. 

Die Länder wirken an der Gesetzgebung des Bun- 
des zur individuellen Förderung der Ausbildung 
mit und beteiligen sich an den Kosten ; sie tragen 
mit dem Bund Verantwortung bei der Planung und 
Finanzierung des Hochschulbaus sowie des studen- 
tischen Wohnraumbaus. Sie unterstützen zahlreiche 
Maßnahmen der sogenannten indirekten Förderung, 
die von den Studentenwerken durchgeführt werden. 

Die Bundesregierung läßt sich bei ihren Entschei- 
dungen vor allem von den folgenden Grundsätzen 
leiten: 


2. Chancengleichheit 

„Der Verfassungsgrundsatz der Chancengleichheit 
muß durch eine intensive und individuelle Förde- 
rung aller Lernenden in allen Stufen des Bildungs- 
Systems verwirklicht werden." Sofern der Studie- 
rende und seine Eltern nicht in der Lage sind, die 
Kosten seines Lebensunterhalts aufzubringen, „muß 
im Interesse der Chancengleichheit die Gesellschaft 
die Kosten für die Ausbildung übernehmen". Diese 
Grundsätze hat die Bundesregierung in ihrem Be- 
richt zur Bildungspolitik vom 12. Juni 1970 festge- 
legt (Bundestagsdrucksache VI/925). In Übereinstim- 
mung hiermit bestimmt das Bundesausbildungsför- 
derungsgesetz vom 26. August 1971, daß jedem ge- 
eigneten Studenten und Schüler die anderweitig 
nicht gedeckten Kosten der Ausbildung und des 
Lebensunterhalts zu gewähren sind. Jugendliche, die 
zu einer weiterführenden Ausbildung zwar nicht 
überdurchschnittlich, wohl aber hinreichend befähigt 
sind, sollen ihre Bildungschance auch dann erhalten, 
wenn sie selbst oder ihre Eltern nicht für die Kosten 
aufkommen können. Im Bildungsgesamtplan haben 
Bund und Länder gemeinsam diesen Grundsatz be- 
kräftigt. Mit der Förderung von Schülern der Se- 
kundarstufe II ermöglicht es das Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz den Jugendlichen, ihren Bildungs- 
weg entsprechend ihrer Neigung und Eignung zu 
wählen. Die Aufwendungen der Ausbildungsförde- 
rung außerhalb des Hochschulbereichs machten 1973 
bereits 30 l0 /o der Gesamtaufwendungen aus. 

Eine ausreichende Ausbildungsförderung allein kann 
jedoch noch nicht Gleichheit der Bildungschancen 
schaffen. Bildungsentscheidungen werden von zahl- 
reichen weiteren Faktoren bestimmt. Die Motiva- 
tion der Eltern, ihren Kindern eine weiterführende 
Bildung zu ermöglichen, ist in den sozialen Schich- 
ten der Gesellschaft unterschiedlich ausgeprägt. Die 
Erfahrungen aus der Berufswelt wirken zurück auf 
das Erziehungsverhalten der Eltern. Eintönigkeit der 
Arbeitsvorgänge, berufliche Resignation, Unsicher- 
heit über das langfristig zu erwartende Arbeitsein- 
kommen und fehlende Möglichkeiten zur Eigen- 
initiative erschweren es ebenso wie Unkenntnis in 
Erziehungsfragen und geringe Formalbildung, die 
eigenen Kinder intellektuell anzuregen, ihre Selb- 
ständigkeit und ihren Bildungswillen zu stärken. 
Die Bundesregierung sieht deshalb ihre Bemühun- 
gen zur Verbesserung der Chancengleichheit im 
Bildungswesen im engsten Zusammenhang mit 
ihrem zentralen gesellschaftspolitischen Ziel der 
Humanisierung der Arbeitswelt, einschließlich der 
Möglichkeit für die Arbeitnehmer, Mitverantwor- 
tung zu tragen. 

Je früher entschieden werden muß, ob ein Kind 
einen weiterführenden Bildungsweg einschlagen 
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soll, desto mehr wirken sich der unterschiedliche 
Bildungswille und die unterschiedlichen materiel- 
len und ideellen Möglichkeiten der Eltern aus. Die 
Bundesregierung setzt sich deshalb ein für die Ein- 
führung eines Gesamtschulsystems, das nicht be- 
reits für Zehnjährige, sondern erst für Fünfzehn- 
oder Sechzehnjährige am Ende der Pflichtschulzeit 
eine Vorentscheidung über eine studienvorberei- 
tende Ausbildung verlangt Bildungsinhalte, Lei- 
stungsanforderungen und Beurteilungskriterien 
dürfen nicht, wie es der traditionellen Trennung 
von Gymnasium, Realschule und Hauptschule ent- 
spricht, einseitig auf die Interessen und Fähig- 
keiten bestimmter Bevölkerungsgruppen ausgerich- 
tet sein. Diese einseitige Orientierung ist ein we- 
sentlicher Grund dafür, daß viele Kinder aus bis- 
lang bildungsferneren Schichten auch noch in den 
weiterführenden Bildungsgängen scheitern. In der 
Sekundarstufe II müssen für gleichwertige Fähig- 
keiten und Leistungen auch gleichwertige Möglich- 
keiten eröffnet werden; denn Chancengleichheit zu 
fördern heißt auch, wie die Bundesregierung in ihrer 
Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 hervor- 
gehoben hat, eine möglichst gute Ausbildung für 
alle anzubieten. Ausbildungsentscheidungen müssen 
korrigiert werden können, wobei der Weiterbildung 
und dem Fernstudium steigende Bedeutung zukom- 
men wird. 

Die Gleichheit der Bildungschancen kann allerdings 
nur zusammen mit klaren Feststellungen zur Eig- 
nung und Leistung in der Sekundarstufe II und bei 
der Auswahl für den Hochschulzugang geschaffen 
und aufrechterhalten werden. Nicht jeder wird an 
einer Hochschule studieren können. Bund und Län- 
der haben im Bildungsgesamtplan festgelegt, daß 
bis 1985 der Anteil der Studienanfänger am Alters- 
jahrgang 22 bis 24'°/o nicht überschreiten soll. Da- 
durch wird der nur begrenzten Leistungskraft einer 
Gesellschaft zur Finanzierung ihres Bildungswesens 
ebenso Rechnung getragen wie den Berufschancen, 
die sich für die Hochschulabsolventen ergeben, über 
die Verteilung der knappen Studienplätze kann in 
einer demokratischen Gesellschaft nur in einem Lei- 
stungswettbewerb auf der Grundlage der Chancen- 
gleichheit der Bewerber entschieden werden. Dies 
hat die Bundesregierung in ihrem Entwurf eines 
Hochschulrahmengesetzes bei der Regelung des 
Hochschulzugangs berücksichtigt. 


3. Konzentriertes Studium 

Ausreichende wirtschaftliche und soziale Bedingun- 
gen für das Studium zu schaffen, ist nicht nur eine 
Aufgabe, die im Sozialstaat durch das Gebot der 
Chancengleichheit und des Rechts auf Bildung ge- 
stellt wird. Die Aufgabe besteht auch im Interesse 
der Gesellschaft, die auf hochqualifizierte Arbeits- 
kräfte angewiesen ist. Die Bundesregierung hat in 
ihrem Bericht zur Bildungspolitik vom 12. Juni 1970 
darauf hingewiesen, daß technischer Fortschritt, 
Wirtschaftswachstum und soziale Sicherheit auch 
von der Leistungsfähigkeit des Bildungswesens und 
der Forschung abhängen. Das Bildungswesen ein- 
schließlich seiner sozialen Absicherung muß es er- 


möglichen, daß die qualifizierteste Ausbildung den 
jeweils fähigsten Jugendlichen zuteil wird. Die Be- 
reitstellung von Hochschuleinrichtungen in den 
Grenzen des Bedarfs und der Leistungsfähigkeit der 
Gesellschaft liegt deshalb nicht nur im Interesse des 
einzelnen, sondern auch im Interesse der Gesell- 
schaft. Gleiches gilt für die individuelle Förderung 
der Ausbildung. Mit ihr wird nicht nur ein Gebot 
des Sozialstaats verwirklicht, sondern auch aner- 
kannt, daß der Student mit dem Erwerb wissen- 
schaftlicher Qualifikation seine — im allgemeinen 
für die Gesellschaft nützliche — Berufstätigkeit vor- 
bereitet. 

Staat und Hochschule müssen gewährleisten, daß 
die Studenten diese Leistungserwartungen der Ge- 
sellschaft erfüllen können. Dazu gehören insbeson- 
dere ein ausreichendes Lehrangebot und eine ra- 
tionelle Organisation des Studiums. Bund und Län- 
der haben allein in den drei Jahren 1970 bis 1972 
durch Neubauten die notwendigen Räume für schät- 
zungsweise 170 000 zusätzliche Studienplätze im ge- 
samten Hochschulbereich (1973 vorläufig geschätzte 
weitere 58 000 Plätze) geschaffen. Die Länder ha- 
ben ihre Aufwendungen für das wissenschaftliche 
Personal so gesteigert, daß trotz des Anstiegs der 
Studentenzahlen von 1960 bis 1972 die Relation 
Student/wissenschaftliches Personal von 12,8 auf 
7,8 verbessert werden konnte (siehe im einzelnen 
den Bericht der Bundesregierung über Nachfrage 
und Angebot bei Studienplätzen vom 4. Dezember 
1973, Bundestagsdrucksache 7/1340). Zur Verbesse- 
rung der Studienverhältnisse werden die Vorschrif- 
ten zur Studien- und Prüfungsreform und zur Stu- 
dienberatung beitragen, die die Bundesregierung in 
ihrem Entwurf eines Hochschulrahmengesetzes vom 
29. August 1973 vorgeschlagen hat (Drucksache 
7/1328). 

Auf seiten der Studenten setzt das von der Bundes- 
regierung angestrebte konzentrierte Studium vor- 
aus, daß sie nicht darauf angewiesen sind, ihren 
Lebensunterhalt oder die Deckung ihrer Ausbil- 
dungskosten durch Nebenerwerb oder gar aus- 
schließlich durch eigene Erwerbstätigkeit zu sichern. 
Eine ausreichende Ausbildungsförderung ist deshalb 
unerläßlich. Soweit das Studium wirtschaftlich und 
sozial gesichert ist und die Hochschule ihr Studien- 
angebot überschaubar und rationell organisiert, 
kann von dem Studenten erwartet werden, daß er 
die Ziele seines Studiums konzentriert anstrebt. Er 
leistet damit auch einen Beitrag zur Verbesserung 
der Chancen der nachfolgenden Studienbewerber. 

4. Die Studenten sind Teil der Gesellschaft 

Die weit überwiegende Zahl der Studenten sieht 
ihr Studium entgegen vielfachen Vorurteilen kei- 
neswegs als eine Zeit des jugendlichen Eigenlebens 
oder gar des angenehmen Nichtstuns oder als eine 
willkommene Unterbrechung zwischen Schule und 
Beruf an. Die vorliegenden Untersuchungen weisen 
aus, daß für sie die Hochschule in erster Linie eine 
Ausbildungsstätte für den späteren Beruf ist. Ihr 
Studium ist Arbeit. Die Studenten orientieren sich 
an den Lebensmöglichkeiten der gleichaltrigen Er- 
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werbstätigen. Belege hierfür sind der steigende An- 
teil der verheirateten Studenten; ferner der Wunsch 
von fast zwei Dritteln der Studenten, nicht mehr un- 
selbständig bei den Eltern oder in Untermiete zu 
wohnen, sondern in einer eigenen Wohnung oder 
in einer Wohngemeinschaft. Entsprechend scheint 
ein Teil der Erwerbs tätigkeit der Studenten auch 
dazu dienen, sich auch etwas anspruchsvollere 
Konsum wünsche zu erfüllen. 

Diese Angleichung der Studenten an die Lebens- 
gewohnheiten anderer Teile der Gesellschaft unter- 
streicht ihre Stellung als erwachsene Bürger. Maß- 
nahmen zur wirtschaftlichen und sozialen Sicherung 
des Studiums haben hierauf Rücksicht zu nehmen 
und insbesondere zu vermeiden, daß sie der Isolie- 
rung der Studenten von der übrigen Bevölkerung 
Vorschub leisten. Soweit die sozialen Belange der 
Studenten sich von denen der übrigen — gleich- 
altrigen oder gesamten — Bevölkerung nicht unter- 
scheiden, sollten gemeinsame Lösungen Vorrang 
haben. Beispielsweise legt die Bundesregierung in 
Übereinstimmung mit den Ländern Wert darauf, daß 
Wohnraum für Studenten nicht in Heimen abseits 
der Wohnviertel, sondern zumindest in deren Nähe 
erstellt wird. Ferner hat die Bundesregierung 
ihre Förderung studentischen Wohnens über den 
Bau von Wohnheimen hinaus auf Erwerb und An- 
mietung von Wohnungen erstreckt. Bei ihren Be- 
ratungen über die Neuordnung der studentischen 


Krankenversicherung strebt sie eine Lösung an, die 
die Studenten in den Schutz der allgemeinen gesetz- 
lichen Krankenversicherung einbezieht. 

Besondere Einrichtungen und Maßnahmen sollten 
allerdings dort ausgebaut und fortgeführt werden, 
wo ein besonderer sachlicher und räumlicher Zu- 
sammenhang mit der Studiensituation besteht. Die 
Kosten- und Standortvorteile der Mensen mögen 
als ein Beispiel dienen. Ein weiteres Beispiel sind 
die psychotherapeutischen Beratungsstellen im 
Hochschulbereich; ihre Aufgaben ergeben sich zu 
einem großen Teil aus den besonderen psychischen 
Anforderungen und Bedingungen, die der Student 
im Studium vorfindet. 

Eine Politik, die die wirtschaftlichen und sozialen 
Probleme der Studenten nicht isoliert, sondern sie 
im Zusammenhang mit Problemen vergleichbarer 
Bevölkerungsgruppen sieht, fügt sich ein in die all- 
gemeine Hochschulpolitik, die darauf gerichtet ist, 
die Hochschule in die Gesellschaft einzubinden. Auf 
die vielfältigen Maßnahmen und Angebote des 
Hochschulrahmengesetzentwurfs der Bundesregie- 
rung, die den Hochschulen den Abschied von ihrem 
„akademischen Elfenbeinturm" ermöglichen, sei ver- 
wiesen (vgl. Entwurf eines Hochschulrahmengesetzes 
vom 29. August 1973 — Bundestagsdrucksache 
7/1328, insbesondere Begründung zu §§ 2, 8, 9, 23 
und 61). 


II. Studenten im Studium 


1. Ausdehnung des Hochschulbereichs 

5. Steigende Studentenzahlen 

Die Aufgabe, die wirtschaftlichen und sozialen 
Grundlagen des Studiums zu sichern, ist vor allem 


durch den rapiden Anstieg der Studentenzahlen in 
den letzten 20 Jahren zu einem zentralen Problem 
für die öffentlichen Haushalte geworden. 

Für das Wintersemester 1974/75 ist mit einem 
weiteren Anstieg auf etwa 780 000 Studenten zu 
rechnen. 


Deutsche und ausländische Studenten 

(in Tausend) 


Wintersemester 

Hochschulen 

insgesamt 

Universitäten 

Technische 

Hochschulen 

Pädagogische 

Hochschulen 

Musik-, Kunst- 
und Sport- 
hochschulen 

Fachhoch- 
schulen o 

1953/54 

155,2 

117,4 

12,9 

5,0 

19,8 

1958/59 

245,6 

177,2 

21,6 

7,6 

39,3 

1963/64 

352,2 

244,0 

46,0 

8,1 

54,1 

1968/69 

443,6 

287,5 

65,4 

9,5 

81,2 

1971/72 

597,8 

371,0 

95,2 

12,3 

119,3 

1972/73 2 ) 

661,7 

417,3 

110,7 

14,1 

119,6 

1973/74 s ) 

723,2 

450,6 

121,9 

13,7 

137,0 


x ) bis 1968/69 Ingenieurschulen 

2 ) vorläufiges Ergebnis 

3 ) geschätzt nach eigenen Berechnungen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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6. Wachsender Anteil der Studenten an der 
gleichaltrigen Bevölkerung 

Diese Entwicklung bedeutet zugleich, daß immer 
mehr Jugendliche und ihre Familien von der Ent- 
wicklung des Hochschulwesens und den hier zu lö- 
senden wirtschaftlichen und sozialen Problemen 
unmittelbar betroffen sind. Als 1953 47 000 deutsche 
Jugendliche ihr Studium aufnahmen, waren dies 
6,4% ihres Altersjahrgangs (gemessen am Mittel 
der Geburtsjahrgänge 1930 bis 1934). 1963 machten 
die 84 000 Studienanfänger bereits 10,6% ihres 
Jahrgangs aus (gemessen am Mittel der 19- bis 
unter 21jährigen). 1973 belief sich der Anteil der 
160 000 Studienanfänger auf 19,7%. Der von Bund 
und Ländern für 1985 im Bildungsgesamtplan fest- 
gelegte Anteil der Studienanfänger von 22 bis 24 % 
eines Jahrgangs wird voraussichtlich bereits 1978 
erreicht sein. 

Diese quantitative Entwicklung wird auf die Berufs- 
situation und das Selbstverständnis der Hochschul- 
absolventen nicht ohne Einfluß bleiben und lang- 
fristig auch die Erwartungen der Studenten prägen. 
Ein Fünftel oder ein Viertel eines Altersjahrgangs 
werden aufgrund eines Hochschulstudiums nicht 
mehr mit derselben beruflichen und gesellschaft- 
lichen Vorrangstellung rechnen können wie frühere 
Generationen von Studenten. Als die Akademiker, 
die jetzt aus dem Berufsleben ausscheiden, beispiels- 
weise 1928 ihr Studium begonnen haben — die Ge- 
samtzahl der deutschen Studenten an den Univer- 
sitäten und Technischen Hochschulen des Deutschen 
Reiches betrug damals 105 400 — , kamen auf 100 
Jugendliche weniger als 4 Studienanfänger. Bereits 
von 1961 auf 1970 hat sich der Anteil der Akade- 
miker (ohne Absolventen der Fachhochschulen) an 
den Erwerbstätigen von 3,1 % auf 4,3% erhöht und 
wird 1981 5,5 % betragen. 

Zwar wird auch künftig der Weg in die Spitzen- 
positionen in erster Linie über die Ausbildung an 
den Hochschulen führen, und es werden auch künftig 
die beruflichen und persönlichen Lebensmöglichkei- 
ten von Hochschulabsolventen attraktiver sein. Der 
Abstand zu den übrigen Berufsgruppen wird jedoch 
zumindest für einen großen Teil der Hochschulabsol- 
venten geringer werden. Die Bundesregierung hat 
bereits in ihrem Bericht über Nachfrage und Ange- 
bot von Studienplätzen vom 4. Dezember 1973 dar- 
auf hingewiesen, daß sich das Risiko vergrößert, 
einen Arbeitsplatz zu finden, der nach bisherigem 
Verständnis dem erreichten Bildungsabschluß ent- 
spricht. Wer Spitzenpositionen anstrebt, wird heute 
weniger als dies in der Vergangenheit der Fall war, 
davon ausgehen können, daß er dies allein mit dem 
Hochschulabschluß erreichen wird. Den besseren 
Chancen für alle entspricht das erhöhte Konkurrenz- 
risiko für den einzelnen. 

Diese Entwicklung ist erst zum Teil ins Öffentliche 
Bewußtsein getreten. Häufig wird noch die Auffas- 
sung vertreten, die Studenten sollten entbehrungs- 
reiche Studienjahre in Kauf nehmen, da ihre spä- 
teren Vorteile die Entbehrungen aufwögen. Diese 
Aufassung bedarf der Überprüfung. Das Maß der 
den Studenten zu gewährenden öffentlichen Leistun- 


gen sollte sich ausschließlich nach den sachlichen 
Erfordernissen eines wirtschaftlich und sozial ge- 
sicherten Studiums, nach den Anforderungen des 
Sozialstaats und nach der Leistungsfähigkeit der 
Gesellschaft richten. 


7. Mehr Zugangsmöglichkeiten 

Seit den 60er Jahren wird mit zahlenreichen Maß- 
nahmen angestrebt, in den Bildungsgängen Sackgas- 
sen zu vermeiden und damit auch jenen eine Chance 
zu geben, die nicht im 10. Lebensjahr vor ihren El- 
tern auf das Gymnasium geschickt worden sind. 
Dieses Ziel ist in beachtlichem Umfang erreicht 
worden. Von den deutschen Studienanfängern des 
Wintersemesters 1971/72 haben bereits nahezu 22 % 
ihr Universitätsstudium mit einer Hochschulzu- 
gangsberechtigung begonnen, die sie nicht in den 
drei klassischen Zweigen des Gymnasiums — dem 
Altsprachlichen, dem Neusprachlichen und dem 
Mathematisch-naturwissenschaftlichen Zweig — er- 
worben haben; an den Pädagogischen Hochschulen 
waren es sogar mehr als 43 %. Die zunehmende 
Durchlässigkeit des Bildungssystems stellt aller- 
dings die Hochschulplanung und insbesondere auch 
die Bedarfsplanung im Sozialbereich vor neue Auf- 
gaben, da über Studienabsichten und wirtschaft- 
liche Verhältnisse dieser Gruppen von Zugangsbe- 
rechtigten kaum gesicherte Erfahrungen vorliegen. 

8. Verlängerte Verweildauer 

Der verstärkte Zustrom von Studienanfängern aus 
den Gymnasien und über die anderen Zugangswege 
zu den Hochschulen trifft zusammen mit einer Ver- 
längerung der durchschnittlichen Verweildauer, d. h. 
des Zeitraums, den ein Student durchschnittlich an 
den Hochschulen verbringt. Die mittlere Verweil- 
dauer hat sich nach den vorliegenden Berechnungen 
von 1970 bis 1972 an den Universitäten von 5,7 auf 
6,3 Jahre, an den Pädagogischen Hochschulen und 
Kunsthochschulen von 4,1 auf 4,3 Jahre und an den 
Fachhochschulen von 3,1 auf 3,2 Jahre erhöht. 

Dadurch werden zusätzliche Kapazitäten der Hoch- 
schulen in Anspruch genommen. Die Ursache liegt 
allerdings weniger in einer Verlängerung der Fach- 
studiendauer; hier gibt es — nach dem starken An- 
stieg in den 60er Jahren — neben einer Stabilisie- 
rung sogar Anzeichen für eine Verkürzung, die auf 
erste Auswirkungen vereinzelter Studienreformbe- 
mühungen zurückgehen könnte. Ursächlich für die 
Verlängerung der durchschnittlichen Verweildauer 
dürfte vor allem sein, 

— daß mehr Studenten ihr Studienfach wechseln; 

— daß mehr Studenten ihr Studium fortsetzen, um 
einen weiteren Ausbildungsabschluß zu errei- 
chen; 

— daß mehr Studenten zur Sicherung und zur Ver- 
besserung ihres Lebensunterhalts einer Erwerbs- 
tätigkeit nachgehen (s. u. Tz. 47). 

Wenn auch die Fachstudiendauer in jüngster Zeit 
kaum noch zur Verlängerung der Verweilzeiten bei- 
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getragen hat, so liegt sie doch im Schnitt erheblich 
über den Mindeststudienzeiten. Sie ist ein maßge- 
bender Faktor für die gegenwärtige Inanspruch- 
nahme der Hochschulen. Dies ist weder unvermeid- 
bar noch im internationalen Vergleich gerechtfer- 
tigt. Eine klare und durchdachte Organisation der 
Studiengänge, wie sie die Bundesregierung in ihrem 
Entwurf eines Hochschulrahmengesetzes anstrebt, 
ist ein entscheidender Schritt zur Zurückführung der 
Fachstudiendauer auf das sachlich gebotene Maß. 


9. Erwerb weiterer Qualifikationen 

Zumindest 15,6% der Studenten an Universitäten 
und Technischen Hochschulen hatten nach der 7. So- 
zialerhebung des Deutschen Studentenwerks im 
Sommersemester 1973 bereits die Abschlußprüfung 
eines Hochschulstudiums mit Erfolg abgelegt. Diese 
15,6% verteilen sich insbesondere auf folgende 
Abschlußprüfungen : 

4,9 % Abschlußexamen an einer Fachhochschule 

4.2 % Diplom 

2.3 % Staatsexamen für die Lehrämter an Grund-, 

Haupt-, Sonder- und Realschulen 

1,9% Staatsexamen für die Lehrämter an Gymna- 
sien oder beruflichen Schulen 

1,2% Sonstige Staatsexamen außer Lehramtsexa- 
men (z. B. Medizin, Pharmazie, Jura). 

In Nordrhein-Westfalen ergab sich nach einer Son- 
derauswertung des Statistischen Landesamts für das 
Wintersemester 1972/73 folgendes Bild: Von den 
178 000 deutschen Studenten an den Hochschulen des 
Landes hatten bereits 10 % und von den 10 000 aus- 
ländischen Studenten hatten bereits 16 °/o eine Ab- 
schlußprüfung abgelegt. Allein an den Universitä- 
ten hatten 12,0 % der deutschen Studenten einen Ab- 
schluß, an den Pädagogischen Hochschulen 17,8%. 
Nach der Aft der bereits abgelegten Abschlußprü- 
fung ergibt sich, daß 

40 % eine Lehramtsprüfung, 

25 % ein Diplom oder Staatsexamen, 

24 % eine Graduierung, 

1 % eine Promotion und 

10% einen sonstigen Abschluß (z. B. Magisterprü- 
fung, kirchliche Prüfung, Prüfung im Ausland) 

erworben hatten. Studienziele sind vor allem — von 
Fachrichtung zu Fachrichtung mit unterschiedlichem 
Anteil — Promotion (26,4%), Diplom- oder Staats- 
examen (35,9 %) und Lehramtsprüfung (26,7%). 

Auf die von Infratest im Wintersemester 1973/74 ge- 
stellte Frage: „Wollen Sie nach Abschluß Ihres jetzi- 
gen Studiums sicher oder vielleicht ein weiteres 1 Stu- 
dium anschließen, oder beabsichtigen Sie das nicht?" 
antworteten im. Durchschnitt aller wissenschaftlichen 
Hochschulen: 13 % „sicher" (Fachhochschulen: 26%); 
27 % „vielleicht" (Fachhochschulen: 38 %) und nur 
50 % (Fachhochschulen: 27%) antworteten mit 
„nein". Zu einem ähnlichen Ergebnis gelangt die 


7, Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks, 
die zuvor im Sommersemester 1973 eine entspre- 
chende Frage gestellt hatte: Nur 34 % der Fachhoch- 
schulstudenten waren entschlossen, kein Studium an 
einer Universität anzustreben. 35 % hatten bereits 
feste Vorstellungen von ihrem Zweitstudium — fast 
immer in derselben oder in einer verwandten Fach- 
richtung. Nach den vorliegengen Daten und bisheri- 
gen Beobachtungen dürften hierfür die folgenden 
Faktoren von Einfluß sein: 

— Das Bestreben, weitere Qualifikationen zu erwer- 
ben, scheint in Einzelfällen auf eine teilweise vor- 
handene Scheu hinzudeuten, berufliche Verant- 
wortung zu übernehmen und sich dem beruflichen 
Leistungswettbewerb zu stellen. Diese Frage be- 
darf jedoch noch näherer Untersuchung. 

— Die Berufsaussichten, die sich für Absolventen 
längerer Studiengänge eröffnen, gelten noch im- 
mer als attraktiver, etwa im Hinblick auf Einkom- 
mens- und Aufistiegserwartungen, aber auch im 
Hinblick auf die Art der Tätigkeit. Damit entsteht 
ein Sog zu den längeren Studiengängen, auch für 
Inhaber eines berufsbefähigenden Hochschulab- 
schlusses. Eine wirkungsvolle Hochschulreform 
kann nicht ohne entsprechende Veränderungen 
in der Berufswelt erfolgen. Hier bedarf eis ver- 
besserter Chancen gerade für die Absolventen 
kürzerer Studiengänge. Im öffentlichen Dienst 
wird die Bundesregierung die in Angriff genom- 
mene Reform des Laufbahnwesens unter Berück- 
sichtigung der Entwicklung im Schul- und Hoch- 
schulbereich fortsetzen (siehe Bericht vom 18. Ok- 
tober 1973, Bundestagsdrucksache 7/1129; Ent- 
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung be- 
amtenrechtlicher Vorschriften — Bundesrats- 
drucksache 156/74); sie erwartet aber auch, daß 
außerhalb des öffentlichen Dienstes sachlich nicht 
gerechtfertigte Einschränkungen der beruflichen 
Entwicklungsmöglichkeiten abgebaut werden. 

— Die entgegen einem verbreiteten Vorurteil 
durchaus vorhandene Leistungsbereitschaft der 
Studenten (s. u. Tz. 12) läßt vermuten, daß nicht 
so sehr die mehr oder weniger stark empfunde- 
nen Annehmlichkeiten des Studiums eine Rolle 
spielen, als vielmehr die erwartete Arbeitssitua- 
tion in einzelnen Berufen. Einige Studenten ver- 
sprechen sich von einem weiteren Studium den 
Weg zu einer sinnvolleren und befriedigenderen 
Berufstätigkeit. 

— Schließlich geht die steigende Zahl der Zweitstu- 
dien und Zusatzqualifikationen auch darauf zu- 
rück, daß die Entwicklung in Wissenschaft und 
Arbeitswelt zunehmend zu neuen Kombinationen 
von Problemen und Qualifikationserfordernissen 
führt. Spezial Studiengänge, die hierauf reagieren 
könnten, bedürfen zum einen längerer Planung 
und bilden zum anderen ihre Absolventen mög- 
licherweise nicht in der erforderlichen Breite aus. 
In begrenztem Umfang können hier Zweitstudien 
und Zusatzqualifikationen für den Studierenden 
aussichtsreich und für die Gesellschaft nützlich 
sein. 
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1 0. Fachwechsel 

Die Repräsentativbefragung von Infratest im Win- 
tersemester 1973/74 ergab, daß im Schnitt 13% der 
Studenten aller Hochschularten angaben, bereits ihr 
„Studienfach" gewechselt zu haben. Nach dem bei 
Lehramtsstudenten häufigen Wechsel eines von zwei 
Hauptfächern war nicht gefragt worden. Die 7. So- 
zialerhebung des Deutschen Studentenwerks ergab 
unter Einbeziehung dieser Frage, daß 24,3 % der 
Studenten an Universitäten und Technischen Hoch- 
schulen sowie 2,5 % der Studenten an Fachhochschu- 
len zumindest einmal ihr (Haupt-) Studienfach oder 
den Fachbereich bzw. die Fakultät gewechselt hatten. 

Unter den Gründen für den Studienfachwechsel 
steht bei der Infratest-Befragung die Aussage „Er- 
wartungen an das Fach nicht erfüllt" an der Spitze. 
Zu demselben Ergebnis gelangte die Arbeitsgruppe 
für empirische Studienforschung an der Universität 
des Saarlandes, die im Rahmen ihres von der 
Bundesregierung geförderten Forschungsprojekts 
„Orientierungsprobleme und Erfolgsbeeinträchti- 
gung von Studierenden" Fragebogen von ca. 4 000 
Studenten ausgewertet hat. Bei der im Sommerseme- 
ster 1973 durchgeführten Befragung wurden am häu- 
figsten „falsche Erwartungen an das Fach" als aus- 
schlaggebend für den Fachwechsel genannt. Die Not- 
wendigkeit einer rechtzeitigen und gründlichen Un- 
terrichtung der künftigen Studenten über die sie in- 
teressierenden Studienfächer wird damit deutlich 
unterstrichen. Der hohe Grad von Zufriedenheit mit 
der beim Studienfachwecbsel getroffenen Studien- 
fachwahl — 93 % der Fachwechsler hielten bei der 
Infratest-ErhebungHhre Entscheidung im Zeitpunkt 
der Befragung noch für richtig — scheint überdies zu 
zeigen, daß die betreffenden Studenten bei ausrei- 
chenden Informationen durchaus stabile Entschei- 
dungen fällen können. 

Der Fachwechsel ist allerdings nicht allein ein Pro- 
blem der richtigen Entscheidungsfindung. 4,1 % der 
Studenten an Universitäten und Technischen Hoch- 
schule gaben im Rahmen der 7. Sozialerhebung des 
Deutschen Studentenwerks an, ihr Hauptstudienfach 
deshalb gewechselt zu haben, weil sie zunächst nicht 
in dem Studienfach ihrer Wahl zugelassen worden 
seien. Insgesamt erklärten 13,9%, vom Numerus 
clausus betroffen gewesen zu sein, etwa auch, weil 
sie ihr gewünschtes Studium noch nicht beginnen 
konnten (3,5 °/o) oder den Beginn ihres Studiums hin- 
ausschieben mußten (2,9 %). 

Ein Anteil von 4,1 % an den rund 450 000 Studenten 
an Universitäten und Technischen Hochschulen im 
Wintersemester 1973/74 bedeutet, daß der Fach Wech- 
sel von über 19 000 Studenten — das entspricht in 
etwa der Studentenzahl der Universität Bonn — auf 
Zugangsbeschränkungen zurückgeht. Eine solche um- 
fangreiche Nutzung der Hochschulen durch ein 
Wartestudium liegt weder im Interesse der die Mit- 
tel aufbringenden Gesellschaft noch bringt sie dem 
einzelnen entscheidende Vorteile. Die derzeit gel- 
tende landesrechtliche Regelung nach dem Staats- 
vertrag über die Vergabe von Studienplätzen be- 
stimmt, daß auch innerhalb der Hochschule ver- 
brachte Wartezeiten zur Verbesserung der Zugangs- 


chancen in zulassungsbeschränkten Fächern führen. 
Die Bundesregierung hat in ihrem Entwurf eines 
Hochschulrahmengesetzes vorgesehen, diese Rege- 
lung zu ändern. Nur noch Tätigkeiten außerhalb 
eines Studiums, die seit dem Erwerb der Qualifika- 
tion für das gewählte Studium ausgeübt worden sind, 
sollen eine Erhöhung der Zugangschancen bewirken 
können. 


2. Einstellung der Studenten zum Studium 

1 1 . Beruf svorbereitung im V ordergrund 

Die Infratest-Erhebung im Wintersemester 1973/74 
stellte die befragten Studierenden auch vor die 
Frage, welche der in einer Liste zusammengestell- 
ten Funktionen die Hochschule für sie persönlich 
habe. Die größte Zustimmung erhielt die Aussage: 
„Die Hochschule ist für mich eine Institution/ Ausbil- 
dungsstätte für den späteren Beruf". Es folgten der 
„Erwerb von spezialisiertem Fachwissen und das 
Erlernen wissenschaftlicher Arbeitstechniken". Auf 
der Skala möglicher Bewertung der Hochschulfunk- 
tionen von „hat überhaupt keine Bedeutung" bis 
„ist von größter Bedeutung" wurde mittlere Be- 
deutung den Aussagen zuerkannt: die Hochschule 
bietet die Möglichkeit, an der Weiterentwicklung 
der Wissenschaft teilzuhaben; Teamarbeit zu erler- 
nen; sigh hochschulpoli tisch zu betätigen,* das eigene 
Leben sinnvoller zu gestalten; Allgemeinbildung 
und gesellschaftskritisches Bewußtsein zu erwerben. 
Deutlich mit geringer Bedeutung eingestuft wur- 
den die Aussagen, die Hochschule biete die Mög- 
lichkeit, sich allgemein politisch zu betätigen oder 
sie biete eine angenehme Unterbrechung zwischen 
Schule und Beruf. 

Die Meinungsäußerungen der Studenten an wissen- 
schaftlichen Hochschulen und Fachhochschulen stim- 
men in der Tendenz überein. Lediglich die Funk- 
tionen der Teilhabe an der Weiterentwicklung der 
Wissenschaft, der hochschulpolitischen Betätigung, 
der Vermittlung gesellschaftskritischen Bewußtseins 
und des Beitrags der Hochschule zur Entwicklung 
der Persönlichkeit wurden von den Fachhochschul- 
studenten geringfügig zurückhaltender beurteilt. 
Dafür unterstrichen sie noch stärker als die Studen- 
ten an wissenschaftlichen Hochschulen die Berufs- 
vorbereitung und den Erwerb von spezialisiertem 
Fachwissen. 

Die Angaben der Studenten über die Gründe, die 
die Wahl ihres Studienfachs beeinflußt haben, gehen 
nach der Infratest-Erhebung in dieselbe Richtung. 
Dem „Interesse an Beruf/beruflicher Spezialisie- 
rung" kommt auch hier die höchste Bedeutung zu, 
gefolgt von der „Entwicklung persönlicher Fähig- 
keiten", dem „Interesse an praktischer Anwendung 
theoretischer Erkenntnisse" und dem „Sicherheits- 
aspekt". Eine mittlere Bedeutung werden dem 
Wunsch nach beruflicher Unabhängigkeit, den guten 
Aufstiegsmöglichkeiten, der Aufgabe, anderen Men- 
schen zu helfen, der Vertrautheit mit dem Berufsbild 
und den guten Verdienstchancen zuerkannt. Kaum 
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Bedeutung haben „hohes Ansehen des Fachs", „poli- 
tische Ziel Vorstellungen“, „Leichtigkeit und Kürze 
des Studiums". Die geringste Bedeutung haben bis- 
lang psychologische Eignungstests. Gegenüber den 
Studenten an wissenschaftlichen Hochschulen lassen 
sich die Studenten an Fachhochschulen stärker lei- 
ten von dem Sicherheitsaspekt, den Aufstiegsmög- 
lichkeiten, der Vertrautheit mit dem Berufsbild und 
den Verdienstchancen, während die Motive „ände- 
ren Menschen helfen zu können" und „politische 
Ziel Vorstellungen" bei der Studienfachwahl für sie 
von noch geringerer Bedeutung waren als für die 
Studenten an wissenschaftlichen Hochschulen. 

Im hochschulpolitischen Meinungsbild und in der 
Einschätzung der Situation an den Hochschulen 
wurde den Aussagen „der reibungslose Ablauf des 
Lehrbetriebs an den Hochschulen muß gewähr- 
leistet sein" und „verkürzte Studiengänge führen 
zu einer weiteren Verschulung des Lehrbetriebs an 
den Hochschulen" die relativ höchste Bedeutung 
beigemessen, während die Aussagen „Reformen an 
den Hochschulen stören den Lehrbetrieb", „das 
Fachstudium leidet unter politisch motivierten Stö- 
rungen" und „es ist eine Anmaßung, wenn Studen- 
ten über Lehrinhalte mitbestimmen wollen" am ent- 
schiedensten abgelehnt wurden. 

12. Probleme des Studiums 

Das Bild einer Studentenschaft, die sich ernsthaft 
um Berufsvorbereitung bemüht und dabei nicht auf 
Kritik und Mitverantwortung verzichten will, wird 
noch deutlicher in den Einstellungen zur Studien- 
situation. überwiegend negativ wurde bei der In- 
fratest-Erhebung die Frage beantwortet, ob das 
Studium im richtigen Umfang auf die Praxis be- 
zogen sei. Noch mehr verfehlen nach Meinung der 
meisten Studenten die Lehrveranstaltungen die Auf- 
gabe, die gesellschaftliche Bedeutung der Studien- 
fächer hinreichend deutlich zu machen. Diese Ein- 
schätzung des Studienangebots ist auch dann be- 
merkenswert, wenn man die nur begrenzten Mög- 
lichkeiten vieler Studenten berücksichtigt, die Be- 
rufssituation zu beurteilen. 

Die Studenten sind daran interessiert, über ihren 
Leistungsstand zuverlässig unterrichtet zu werden 
und Hinweise für ihre weitere Arbeit zu erhalten. 
Bei der bereits erwähnten Befragung der Arbeits- 
gruppe für empirische Studienforschung an der Uni- 
versität des Saarlandes sprachen sich nur 5,8 % der 
Studenten für die Abschaffung aller Prüfungen aus, 
„weil Prüfungsergebnisse ohnehin nichts über die 
Qualifikation aussagen". Der größte Teil hingegen 
plädierte für mehr Tests mit Fehleranalyse, jedoch 
ohne Bewertung. In Übereinstimmung hiermit galt 
das größte Interesse der Frage, „wie man ökono- 
misch und effektiv studiert". Dies ist für die Mehr- 
zahl der befragten Studenten unter 24 vorgegebenen 
Antwortmöglichkeiten das Problem, mit dem sie 
während ihres Studiums am meisten zu kämp- 
fen haben. Ihr Ziel ist dabei ein klares und 
inhaltlich überzeugendes Studienangebot. Soweit 
Studenten die Frage nach gelegentlicher Lernunlust 
bejahten, nannten sie als Ursachen am häufigsten 


„Stoffübersättigung, Lernstoff zu trocken und lang- 
weilig" und „mangelnde Relevanz des Lernstoffs für 
die spätere Berufspraxis". Hier ist es Aufgabe der 
Hochschuldidaktik, Wissenschaftlichkeit und prak- 
tische Relevanz des Studienangebots sowie die Moti- 
vierung der Studenten miteinander zu verbinden. 


3. Beratung der Studenten 

1 3. Beratungsbedürfnis 

Die Mehrzahl der Studenten verneinte bei der Infra- 
test-Erhebung vom Wintersemester 1973/74 die 
Frage, ob es genügend Stellen gebe, wo sie sich, 
wenn sie Probleme beim Studium haben, beraten 
lassen können. Bei der detailliert auf Beratungs- 
fragen eingehenden Untersuchung der Arbeits- 
gruppe für empirische Studienforschung an der Uni- 
versität des Saarlands antworteten auf die Frage 
„Haben Sie sich wegen irgendwelcher Schwierig- 
keiten im letzten Semester an Dozenten Ihrer Fach- 
richtung gewandt?" 50,6% mit „nie" und 0,7% mit 
„häufig"; insgesamt bewerteten lediglich 13,9% die 
Intensität ihres Kontakts zu Dozenten eher positiv. 
Nur 14,1 % gaben an, sie hätten zu Beginn ihrer 
Hochschulzeit Informationen über Arbeitstechniken 
erhalten. Auch die Informationen über Studien- und 
Prüfungsordnungen sowie über die Gestaltung des 
Studienplans erreichten nur 59 bzw. 53 %, wobei 
diese Informationen überwiegend auf Gespräche mit 
Kommilitonen und nur zum geringsten Teil alif Do- 
zenten und Broschüren zurückgingen. 32 % der be- 
fragten Studenten wünschten „intensivere Beratung 
bei der Erstellung individueller Studienpläne". 

Zur Beratung bei der Wahl des Studienfachs ergab 
die Erhebung von Infratest, daß 49 % von niemand 
— persönlich — beraten worden waren; die übrigen 
gaben (bei Doppelnennungen) an: 

16 % Berufsberater an Hochschule/Arbeitsamt 

14 % Eltern 

13 % Lehrer 

13% Freundinnen/Freund 

8 % Fachleute aus verschiedenen Berufen 

3 % und Nennungen erhielten jeweils: Geschwister, 
weniger übrige Verwandte, Dozenten/Assistenten, 
Fachschaf t/AStA 

Eine zum Teil anders gefaßte Frage der Arbeits- 
gruppe empirische Studienforschung an der Univer- 
sität des Saarlandes zeigte eine ähnliche Tendenz. 
Hier wurden auch das Informationsmaterial des 
Arbeitsamtes — z. B. STEP, Analysen, Aspekte, 
Blätter zur Berufskunde — (31%), das von der 
Hochschule angeforderte Informationsmaterial (9 %) 
und Publikationen in Büchern und Zeitschriften 
(14%) einbezogen. 

Diese Befragungsergebnisse lassen zwar offen, ob 
die Studenten alle bereits bestehenden Beratungs- 
möglichkeiten und Informationsmöglichkeiten voll 
genutzt haben. Immerhin zeigt die Aufschlüsselung 
nach der Semesterzahl der Befragten bereits eine 
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deutliche Verbesserung des Informationsstandes bei 
den Studienanfängern im Vergleich zu den Studen- 
ten vor der Abschlußprüfung. Das in den letzten 
Jahren verstärkt an die Schüler und Studenten 
herangetragene Beratungsangebot scheint folglich 
auch auf deren Bereitschaft gestoßen zu sein, sich 
zu informieren und sich beraten zu lassen. 

Beratungsbedürfnisse ergeben sich auch aus der 
psychischen Situation des Studenten. Er hat — ver- 
glichen mit seiner früheren Rolle als Schüler — mit 
einer neuen Lebenssituation fertig zu werden. Häu- 
fig steht er erstmals vor selbständig zu lösenden 
Aufgaben bis hin zur Beschaffung einer Unterkunft 
und zur Sicherung des Lebensunterhalts. Er ist für 
seine Arbeitsplanung erstmals selbst verantwortlich, 
ohne hierauf von der Schule stets ausreichend vor- 
bereitet worden zu sein. Für Studenten aus bislang 
bildungsferneren Familien verschärfen sich die 
Drientierungsprobleme. Hinzu kommen Probleme 
der persönlichen Entwicklung und des Kontakts zum 
anderen Geschlecht sowie Anonymität und Isolie- 
rung in „Massenlehrveranstaltungen", Leistungs- 
konkurrenz und die Angst zu versagen. Der Studien- 
stoff wird von vielen Studenten anscheinend zum 
Teil als fremd und uninteressant erlebt, wie aus 
ihren Urteilen über die fehlende Verdeutlichung des 
berufspraktischen und gesellschaftlichen Stellen- 
werts der Lehrinhalte hervorgeht. 

Ein erheblicher Teil der Studenten hat Schwierig- 
keiten, diese Probleme selbstbewußt zu lösen. In 
der Saarbrücker Befragung wurden den Studenten 
22 Fragen aus dem persönlichen Bereich vorgelegt. 
40,3 °/o sagten von sich, sie hätten zu wenig Selbst- 
vertrauen. 33,5 °/o wünschten, sie wären nicht so 
schüchtern. 18,5 °/o erklärten, „wenn irgend etwas 
schief geht, möchte ich immer gleich aufgeben". 

Mögen auch viele Studenten von diesen Problemen 
gar nicht berührt werden oder sie allein aus eigener 
Kraft oder mit Hilfe ihrer Freunde und Partner lösen 
können: Ein Beratungsangebot auch für diese per- 
sönlichen Schwierigkeiten, die zu einem erheblichen 
Teil aus der Studiensituation entstehen bzw. durch 
diese ausgelöst werden, ist unerläßlich. 

14. Ziele der Beratung 

Die Beratung muß den Studienbewerbern möglichst 
frühzeitig Informationen über die sie interessieren- 
den Studienfächer und deren inhaltliche Anforderun- 
gen sowie über ihre persönliche Eignung an die 
Hand geben, um ihnen durchdachte Entscheidungen 
entsprechend ihren Neigungen und Fähigkeiten zu 
ermöglichen. Nur so können Fehlentscheidungen 
vermieden werden, die zu Enttäuschungen, Arbeits- 
unlust, Zeitverlust und — sowohl aus der Sicht des 
einzelnen als auch aus der Sicht der Gesellschaft — 
zu Fehlbelegungen der Hochschulen führen. Des- 
gleichen muß die Beratung bei Beginn und im Ver- 
lauf des Studiums den Studenten in die Lage ver- 
setzen, die vielfältigen Probleme des Studiums be- 
wußt und selbstverantwortlich zu lösen. Das 
kommt sowohl seiner Studienmotivation und Ar- 
beitseffizienz zugute als auch der Hochschule, die 


weniger Kapazitäten für vermeidbare Studienfach- 
wechsel, vermeidbare Verlängerung der Studien- 
dauer oder gar für erfolglos abgebrochene Studien 
bereitstellen muß. 

In einer Hochschule von der Größe der Universität 
Frankfurt werden die Verluste, die jährlich auf 
Grund solcher Fehlorientierungen entstehen, auf 
etwa 30 Millionen DM beziffert. Eine Arbeitsgruppe 
der Technischen Hochschule Aachen errechnete für 
diese Hochschule unnötige Aufwendungen in Höhe 
von 8 Millionen DM. Eine Hochrechnung auf alle 
Hochschulen in der Bundesrepublik würde eine Grö- 
ßenordnung von mehreren hundert Millionen DM 
ergeben. Die Studienberatung ist demnach auch aus 
wirtschaftlicher Sicht dringend nötig. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Entwurf eines 
Hochschulrahmengesetzes vom 29. August 1973 
auf der Grundlage der von Bund und Ländern im 
Bildungsgesamtplan beschlossenen Ziele drei Teil- 
aufgaben der Studienberatung fest gelegt: 

— Die allgemeine Studienberatung, die Studien- 
bewerber und Studenten über Studienange- 
bot, Studieninhalte und -abschlüsse, Zulassungs- 
voraussetzungen, Zulassungsbeschränkungen so- 
wie die individuelle Studieneignung unterrichten 
soll. 

— Die Studienfachberatung während des gesamten 
Studienverlaufs, zu der insbesondere die Bera- 
tung bei der Auswahl von Lehrveranstaltungen 
und bei Prüfungsvorbereitungen gehört. 

— Die Beratung der Studenten bei persönlichen 
Schwierigkeiten, speziell die psychotherapeu- 
tische Beratung. 

Die Hochschule soll dabei mit den für die Berufs- 
beratung und den für die staatlichen Prüfungen zu- 
ständigen Stellen Zusammenwirken. Die Beratungs- 
einrichtungen der Bundesanstalt für Arbeit sollten 
vor Studienbeginn, bei Fachwechsel oder Studien- 
abbruch, vor Entscheidungen über eine berufliche 
Spezialisierung und bei Abschluß des Studiums in 
Anspruch genommen werden. 

Das gegenwärtig an den Hochschulen vorhandene 
Beratungs angeb ot und die Ausbauplanungen sind 
nur zum Teil bekannt. Bund und Länder haben des- 
halb in der Bund-Länder-ZKommission für Bildungs- 
planung eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die den Ist- 
Zustand der Studienberatung an den einzelnen 
Hochschulen sowie die Planungen der Länder bis 
zum Jahre 1985 erheben soll. Vorläufig ergibt sich 
folgendes Bild: 

15. Allgemeine Studienberatung 

Im Wintersemester 1973/74 hatten 14 der 42 vom 
Büro für Studienberatung der Universität des Saar- 
landes befragten wissenschaftlichen Hochschulen 
eine zentrale Beratungsstelle, 5 weitere befanden 
sich in der Planung. Unterschiedliche Organisations- 
und Beratungsformen werden zur Zeit erprobt. Das 
gilt insbesondere auch für die notwendige Einbe- 
ziehung der studienvorbereitenden Beratung der 
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Schüler und Studienbewerber in die allgemeine 
Studienberatung. 

Der Bund beteiligt sich zur Zeit an 5 Modellver- 
suchen zur allgemeinen Studienberatung, die zum 
Teil auch die Zusammenarbeit einer Studienbera- 
tungsstelle mit dem Schulbereich zum Gegenstand 
haben. Für Modellversuche im Jahre 1974 hat der 
Bund bereits gegenwärtig 1,4 Millionen DM festge- 
legt. Zur allgemeinen Unterrichtung der Abiturien- 
ten und Absolventen von Fachoberschulen haben 
die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und die Bundesanstalt für Arbeit seit 1971 durch 
jährliche Herausgabe einer Informationsschrift bei- 
getragen. Sie wird den Schülern der Abschlußklas- 
sen sowie den Abiturienten unter den Wehrdienst- 
und Zivildienstleistenden kostenlos übergeben. 
Darüber hinaus verteilt die Bundesanstalt für Arbeit 
an Primaner und Studenten ihre Zeitschriften 
„Aspekte" und „Analysen", die über Berufsbilder, 
Fachrichtungen, Studienbedingungen und Arbeits- 
marktfragen unterrichten; ferner baut sie ihre Be- 
ratung für Abiturienten und Hochschüler aus (siehe 
im einzelnen Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betref- 
fend Maßnahmen gegen den Numerus clausus vom 
29. November 1973, Bundestagsdrucksache 7/1313). 

Um die erfahrungswissenschaftlichen Grundlagen 
für die Organisation und inhaltliche Ausgestaltung 
der Studienberatung zu verbessern, fördert die Bun- 
desregierung geeignete Forschungsvorhaben. In 
einem auf mehrere Jahre angelegten Projekt des 
Deutschen Instituts für Internationale Pädagogische 
Forschung werden Bildungslebensläufe von Schü- 
lern und späteren Studenten beobachtet und analy- 
siert. 

In dem bereits mehrfach erwähnten Projekt „Orien- 
tierung und Erfolgsbeeinträchtigung bei Studieren- 
den" der Arbeitsgruppe für empirische Studienfor- 
schung an der Universität des Saarlandes sind 
Schüler und Studenten befragt worden. Die For- 
schungsgruppe hat aus den Ergebnissen bereits erste 
Konsequenzen für die Beratung — insbesondere für 
die studienvorbereitende Beratung der Schüler — 
und für studienunterstützende Maßnahmen abgelei- 
tet. 

Der am 15. Juni 1973 von der Bund^Länder-Kommis- 
sion für Bildungsplanung verabschiedete Bildungs- 
gesamtplan sieht vor, daß 1975 für 1 500 Studenten 
ein Berater zur Verfügung stehen soll und bis 1985 
ein Berater für 500 Studenten. Demgegenüber hat 
die Ständige Konferenz der Kultusminister der Län- 
der in ihrem Beschluß vom 14. September 1973 zur 
Beratung in Schulen und Hochschulen (Gemeinsa- 
mes Ministerialblatt vom 27. Oktober 1973, Nr. 25) 
für 1975 eine geringere Ausstattung vorgesehen: In 
einer ersten, innerhalb von zwei Jahren zu errei- 
chenden Aufbaustufe soll für 3 000 Studenten ein 
Studienberater eingestellt werden. 

16. Studienfachberatung 

Quantifizierte Zielvorstellungen für die Studien- 
fachberatung sind bislang noch nicht entwickelt 


worden. Die fachliche Beratung, die vor allem den 
Mitgliedern des Lehrkörpers obliegt, ist eng mit 
der Studienorganisation verzahnt. Der Bedarf hängt 
daher von der unterschiedlichen Art und Größe der 
Fachbereiche sowie von fachspezifischen und ört- 
lichen Gegebenheiten ab. Die Bundesregierung hält 
es’ in dieser Situation für wichtig, daß die Fachbe- 
reiche von sich aus Angebote entwickeln, die den 
Studenten mit den allgemeinen Studien- und Berufs- 
problemen seiner Fachrichtung vertraut machen 
und ihn bei der Klärung seiner Fragen unterstützen. 


17. Beratung der Studenten bei persönlichen 
Schwierigkeiten 

Die Bundesregierung hat aus dem Beratungsbedürf- 
nis bei persönlichen Schwierigkeiten (s. o. Tz. 13) 
die Folgerung gezogen, daß es Aufgabe der Hoch- 
schule sein solle, für eine entsprechende Betreuung 
der Studenten zu sorgen (§ 15 Abs. 1 des Entwurfs 
eines Hochschulrahmengesetzes). Die Beratung kann 
dem einzelnen helfen, Zeitverluste und Verminde- 
rung seiner Arbeitseffektivität zu vermeiden, die auf 
mangelhafte Motivation, Zielsetzung, Arbeitspla- 
nung und Konzentration zurückgehen. Zugleich 
kann die Kenntnis der studienbedingten Ursachen 
dieser Schwierigkeiten — wie etwa eine unange- 
messene Gestaltung von Lehrveranstaltungen, Prü- 
fungsverfahren und Kommunikationsmöglichkeiten 
— der Hochschule Hinweise auf erforderliche Ver- 
änderungen geben. 

Im Wintersemester 1972/73 befand sich an 22 von 37 
in einer Umfrage des Deutschen Studentenwerks er- 
faßten Hochschulorten eine Psychotherapeutische 
Beratungsstelle, die ausschließlich oder überwie- 
gend der Beratung der Studenten dient; zwei weitere 
Hochschulen haben Sondervereinbarungen mit Psy- 
chotherapeuten am Ort getroffen. 

Bei den 22 Einrichtungen ist teils das Studenten- 
werk, teils die Hochschule der Träger. Sie werden 
in unterschiedlichem Ausmaß durch Sozialbeiträge 
der Studenten, durch öffentliche Zuschüsse und/oder 
durch Kostenbeteiligung der Patienten und Kran- 
kenkassen finanziert. 

Eine Teilerhebung der Psychotherapeutischen Bera- 
tungsstelle an der Universität Konstanz zur An- 
wendung gruppentherapeutischer Verfahren hat 
18 Beratungsstellen erfaßt, an denen rund 70 Fach- 
kräfte arbeiten — Psychotherapeuten, Diplom- 
psychologen, Fachärzte für Psychiatrie. Sie haben 
allein im Jahre 1972 rund 3 500 Studierende in einer 
ersten Beratung betreut, von denen der weit über- 
wiegende Teil einer weiteren Beratung bedürfte. 
Mit dieser Bestandsaufnahme stimmt das Ergebnis 
der 7. Sozialerhebung des Deutschen Studenten- 
werks vom Sommersemester 1973 überein. 4,5 % der 
befragten deutschen Studierenden an Universitäten 
und Technischen Hochschulen, das sind hochge- 
rechnet rund 20 000 Personen, gaben an, im letzten 
Jahr in psychotherapeutischer oder verhaltensthe- 
rapeutischer Behandlung gewesen zu sein. Im Hin- 
blick auf die offenkundige Überlastung des Perso- 
nals der Beratungsstellen ist allerdings die bishe- 
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rige Inanspruchnahme noch kein Hinweis auf den 
tatsächlichen Bedarf. Er wird von Fachleuten auf 
15 bis 20 °/o der Studenten geschätzt. Der Umfang 
des Beratungsangebots in den Vereinigten Staaten 
von Amerika ist ein Anzeichen dafür, daß diese 
Schätzung nicht unrealistisch ist. übereinstimmend 
mit dem Votum der Experten haben die meisten 
der in der erwähnten Saarbrücker Erhebung befrag- 
ten Studenten angegeben, sie schätzten, daß für 10 
bis 20 °/o der Studenten eine psychotherapeutische 
Beratung sinnvoll wäre. 

Die Kapazität der Beratungsstellen wird wesentlich 
bestimmt durch die angewandten Beratungsmetho- 
den und die Intensität der Behandlung. Die verstärkt 
genutzten Formen der Gruppentherapie scheinen für 
einen großen Teil der zu Beratenden eine angemes- 
sene Therapieform zu sein. Allerdings ist die Wahl 


III. Persönliche Daten 


18. Lebensalter und Wehrdienst 

Im Sommersemester 1973 waren von den Studie- 
renden an den Universitäten und Technischen Hoch- 
schulen nach den Ergebnissen der 7. Sozialerhebung 
des Deutschen Studentenwerks 3,4 °/o bis 19 Jahre 
alt. 20 oder 21 Jahre alt waren 20,8 °/o; 22 oder 23 
Jahre 27,3 °/o; 24 oder 25 Jahre 22,5 °/o, 26 oder 27 
Jahre 12,0 %; 28 Jahre oder älter 14,1 °/o (einschließ- 
lich Doktoranden). Die letztere Altersgruppe hat 
sich gegenüber der Erhebung von 1967 stark erhöht 
(damals 9%). Von dieser Altersstruktur weicht die 
an den Fachhochschulen nicht entscheidend ab. Hier 
waren im Sommersemester 1973 9,1 °/o älter als 
28 Jahre. 

Erheblich angewachsen ist der Anteil der Studen- 
ten, die Wehr- bzw. Ersatzdienst abgeleistet haben; 
er liegt jetzt bei rund 40% (1967: nur Wehrdienst 
24%, 1963: 12%). Hierin dürfte neben der Ver- 
längerung der Verweildauer (s. o. Tz. 8) ein wesent- 
licher Grund für die Verschiebung der Altersstruk- 
tur liegen. 


der richtigen Methode unter den Psychotherapeuten 
— nicht nur an den Hochschulen — umstritten. Es 
ist daher zu begrüßen, daß Vertreter verschiedener 
Schulrichtungen ihre Vorgehensweisen und Erfah- 
rungen in einer Aufsatzsammlung dargestellt und 
damit eine vertiefte Diskussion zumindest in der 
Fachöffentlichkeit ermöglicht haben (siehe Heft 6/7. 
1973 der Zeitschrift „Studentische Politik"). Die Bun- 
desregierung ist bereit, im Rahmen der Forschungs- 
förderung die wissenschaftliche Ausarbeitung der 
angewandten Methoden und der theoretischen An- 
sätze, die Entwicklung neuer Beratungs- und The- 
rapieformen sowie den wissenschaftlichen Erfah- 
rungsaustausch zu unterstützen. Sie ist ferner bereit 
zur Förderung von Modellversuchen, die auf Er- 
probung geeigneter Organisationsmodelle gerichtet 
sind. 


19. Anteil der Studentinnen an der Studentenschaft 

Im Sommersemester 1973 waren nach den Ergebnis- 
sen der 7. Sozialerhebung des Deutschen Studenten- 
werks an den Universitäten und Technischen Hoch- 
schulen 28,3 % der deutschen Studierenden Frauen; 
an den Fachhochschulen mit ihrem hohen Anteil an 
technischen Disziplinen waren es 14,0%. Die Hoch- 
schulstatistik des Statistischen Bundesamtes weist 
für 1972 (im Mittel des Sommersemesters 1972 und 
des Wintersemesters 1972/73) für alle Hochschul- 
arten — ohne Fachhochschulen — insgesamt einen 
Anteil von 33,2 % aus. 

Zwar werden demnach die Möglichkeiten zu einer 
hochqualifizierten Ausbildung von Frauen offen- 
sichtlich weniger genutzt als von Männern. Gleich- 
wohl stellt ihr Anteil von nahezu einem Drittel an 
der Studentenschaft bereits eine erhebliche Verbes- 
serung gegenüber früheren Jahren dar, zumal, wenn 
man diese Entwicklung im Rahmen des steilen An- 
stiegs der Gesamtzahlen (Tz. 5) betrachtet. 


Anteil der Frauen an den deutschen Studierenden 
(ohne Fachhochschulen) 


Hochschulart 

1950 

1960 

1965 

1970 

1972 

Universitäten und Technische Hoch- 
schulen 

Pädagogische Hochschulen 

Kunsthochschulen 

16,0 21,3 21,2 24,8 27,0 

45,5 62,6 62,6 62,6 62,5 

41,2 40,8 41,4 39,4 36,8 

insgesamt . . . 

19,7 27,8 28,3 31,2 33,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Die Entwicklung zu verbesserten Bildungschancen 
der Frauen wird weitergehen. Der Anteil der weib- 
lichen Abiturienten an der Gesamtzahl der Abitu- 
rienten steigt kontinuierlich: 

1958 — 34,4%, 1968 — 38,9%, 1970 — 40,2%. 
Gleichzeitig nimmt der Anteil der Abiturientinnen 
zu, die von der Schule auf die Hochschule über- 
gehen. Betrug die Übergangsquote Anfang der 60er 
Jahre bei den Mädchen nur knapp über 80% gegen- 
über weit über 90 % bei den Jungen, so war An- 
fang der 70er Jahre für beide Gruppen der Gleich- 
stand bei etwa 93 v. H. erreicht. Diese Entwicklung 
dürfte mit beeinflußt sein vom Ausgang der bil- 
dungspolitischen Kontroversen in den 50er und frü- 
hen 60er Jahren um Koedukation und Gemein- 
schaftsschule. 

Die sich abzeichnende Verbesserung der Chancen 
im Bildungswesen und die Bereitschaft, sie zu nut- 
zen, sind freilich bei Frauen noch deutlicher ab- 
hängig von der sozialen Herkunft als bei Männern. 
Kinder von Beamten, Angestellten und Selbständi- 
gen haben gegenüber Kindern aus Arbeiterfamilien 
ohnehin, wie unten noch darzustellen sein wird, bes- 
sere Aussichten, ein Hochschulstudium zu beginnen. 
Hinzu kommt, daß sie nochmals einen relativ höhe- 
ren Anteil der weiblichen Studierenden stellen: 


Deutsche Studienanfänger an wissenschaftlichen 
und Kunsthochschulen im Wintersemester 1971/72 

— in Prozent — 


Berufliche Stellung 
des Vaters 

ins- 

gesamt 

i männ- 
lich 

weib- 

lich 

Angestellter 

34,4 

34,4 

34,4 

Arbeiter 

12,5 

14,4 

9,9 

Beamter 

24,7 

23,8 

26,0 

Selbständiger 

25,8 

24,5 

27,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Das traditionelle Verständnis von der natürlichen 
Bestimmung der Frau, vor allem Hausfrau und Mut- 
ter zu sein und nur aus wirtschaftlicher Notwendig- 
keit einer möglichst rasch erlernbaren Erwerbstätig- 
keit nachzugehen, scheint demnach in Arbeiterfa- 
milien am stärksten nachzuwirken. Wenn schon die 
traditionelle Bildungsbarriere überwunden wird und 
einem Kind — unter Verzicht auf dessen frühzeiti- 
gen Beitrag zum Familienunterhalt — eine weiter- 
führende Bildung ermöglicht wird, so kommt diese 
Entscheidung in erster Linie dem Sohn und nicht 
der Tochter zugute. (Im einzelnen: Soziologisches 
Forschungsinstitut Göttingen, Ausbildungsentschei- 
dungen von Abiturienten, 1973). 

Die nach wie vor bestehende Unterrepräsentation 
der Frauen im Hochschulstudium ist kein isoliertes 
Problem einer Sozialpolitik im Hochschulbereich 
(siehe im einzelnen Bericht der Bundesregierung 
über Maßnahmen zur Verbesserung der Situation 
der Frau vom 1. August 1972, Bundestagsdruck- 
sache VI/ 3689). Über die Bereitschaft der Eltern, wei- 


terführende Bildung zu ermöglichen, sowie über 
die entsprechende Bildungsmotivation der Mädchen 
wird im wesentlichen bereits in Schule und Familie 
sowie im allgemeinen beruflichen und gesellschaft- 
lichen Bereich entschieden, wo es u. a. gilt, die 
überkommene Gegenüberstellung von „Männerbe- 
rufen" und „Frauenberufen" zu überwinden. In den 
Hochschulen kann und soll die Chancengleichheit 
der Frauen jedoch dadurch verbessert werden, daß 
durch Maßnahmen zugunsten verheirateter Studen- 
ten — vor allem mit Kindern — die Ehe weniger 
als bisher Anlaß zum Abbruch oder zur Erschwe- 
rung und Verzögerung des Studiums ist. 

20. Familienstand 

Die 7. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks 
im Sommersemester 1973 erbrachte zum Familien- 
stand der Studierenden an Universitäten und Tech- 
nischen Hochschulen sowie an Fachhochschulen fol- 
gendes Bild: 



Universi- 
täten und 
Technische 
Hochschulen 

Fachhoch- 

schulen 

| in % 

ledig 

80,0 77,8 

19,3 20,7 

0,6 0,7 

0,1 0,7 

verheiratet 

geschieden 

keine Angaben 



Zum Vergleich: Im Sommersemester 1971 wurde an 

5 Universitäten und Technischen Hochschulen eine 
Repräsentativ-Befragung durchgeführt, die Grund- 
lage des dem Deutschen Bundestag von der Bundes- 
regierung vorgelegten Berichts über die soziale Lage 
der verheirateten Studenten war (Bundestagsdruck- 
sache VI/2864); sie ergab 15,5% verheiratete Stu- 
denten. Bereits dieses Ergebnis brachte deutlich zum 
Ausdruck, daß sich gegenüber den 50er und begin- 
nenden 60er Jahren, in denen der Anteil der Verhei- 
rateten an der Studentenschaft fast konstant bei 

6 bis 8 % gelegen hatte, eine deutliche Veränderung 
durchgesetzt hatte (Zwischenstand 1967: 13%). 

Von den 19,3 % verheirateten Studenten an Univer- 
sitäten und Technischen Hochschulen (in Klammern: 
von den 20,7 % Verheirateten an Fachhochschulen) 
hatten: 

— 37,2% (64,4%) einen Ehepartner, der eine an- 

dere Ausbildung als ein Hoch- 
schulstudium abgeschlossen hat; 

— 28,8 % ( 9,3 %) einen Ehepartner, der sein Stu- 

dium an einer Hochschule mit 
einem Examen abgeschlossen 
hat; 

— 24,4% (10,9%) einen Ehepartner, der gleich- 

falls an einer Hochschule (ein- 
schließlich Fachhochschule) im- 
matrikuliert ist; 
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— 3,9 % ( 7,6 %>) einen Ehepartner, der nach 

Vollzeitschulbesuch (bzw. Ab- 
itur) keine abgeschlossene Aus- 
bildung hat; 

— 3,6 % ( 5,9 %>) einen Ehepartner der in einer 

anderen Ausbildung steht; 

— 2,0 °/o ( 1,9 °/o) einen Ehepartner, der sein 

Hochschulstudium hat unterbre- 
chen oder aufgeben müssen. 

Die Auszählung nach dem Geschlecht der befragten 
verheirateten Studierenden an Universitäten und 
Technischen Hochschulen ergab, daß der Anteil der 
Studentinnen, die mit einem Studenten verheiratet 
sind, mehr als doppelt so hoch ist als der Anteil 
der Studenten, die mit einer Studentin verheiratet 
sind (42% gegenüber 19%). Weitere 42% der Stu- 
dentinnen sind mit einem Hochschulabsolventen 
verheiratet — gegenüber 24 % der Studenten, die 
mit einer Hochschulabsolventin verheiratet sind. 
Allerdings ist bei Würdigung dieser Relationen zu 
berücksichtigen, daß die Studentinnen nach der 
7. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks im 
Sommersemester 1973 nur 28,3 % der Studenten- 
schaft an den Universitäten und Technischen Hoch- 
schulen stellten (s. o. Tz. 19). Von den in der Sozial- 
erhebung erfaßten verheirateten Studenten waren 
23,7 % weiblich. 

60 °/o der verheirateten Studenten sind 26 Jahre alt 
und älter. Lediglich 17 % haben das 23. Lebensjahr 
noch nicht überschritten. Der steigende Anteil ver- 
heirateter Studenten ist demnach nicht im Zusam- 
menhang mit den Problemen der Frühehe zu sehen, 
sondern dürfte Teil der Entwicklung sein, daß Stu- 
denten sich zunehmend den Verhaltensweisen der 
gleichaltrigen Erwerbsbevölkerung angleichen. 

21. Kinder 

7,0 % der Studenten an Universitäten und Tech- 
nischen Hochschulen (8,9 % der Studenten an Fach- 
hochschulen) hatten im Sommersemester 1973 nach 
den Ergebnissen der 7. Sozialerhebung des Deut- 
schen Studentenwerks ein oder mehrere Kinder. 
2,8 °/o der Studenten hatten zwei und 1,2 % drei oder 
mehr Kinder (an Fachhochschulen: 3,8 und 0,9%). 
Es kann angenommen werden, daß im Durchschnitt 
aller Hochschulen 1 000 Studenten 95 Kinder ha- 
ben. 

Für die verheirateten Studenten an Universitäten 
und Technischen Hochschulen ergibt sich im einzel- 
nen folgendes Bild: 33 % haben ein oder mehrere 
Kinder (24 °/o ein Kind, 7 % zwei Kinder, 2 % drei 
Kinder und mehr). In Studentenehen (beide Partner 
studieren) sind am wenigsten Kinder (78 % sind 
kinderlos). Ähnlich ist die Situation in Ehen, in 
denen der Ehepartner des Studenten ständig ganz- 
tägig erwerbstätig ist (hier sind 77% ohne Kinder). 
Hingegen haben jene 23 % der verheirateten Stu- 
denten, deren Ehepartner weder immatrikuliert noch 
ständig ganztätig erwerbstätig ist, nur in 32 von 
100 Fällen kein Kind; 44% von ihnen haben ein 
Kind, 19 % zwei Kinder, mehr als zwei Kinder 


haben 5 %. Diese Gruppe verheirateter Studenten, 
ist im übrigen dadurch gekennzeichnet, daß 

— der Anteil der älteren Studenten hier am höch- 
sten ist (34% sind 30 Jahre und älter), 

— diese Ehen bereits am längsten bestehen (46 % 
4 Jahre und länger) und am häufigsten vor dem 
Studium geschlossen worden sind, 

der Student vom Elternhaus am wenigsten 

Unterstützung zu erwarten hat (geringster An- 
teil an erwerbstätigen Vätern, höchster Anteil 
an verstorbenen Vätern), 

— - 45 % der Studenten in der vorlesungsfreien Zeit 
und 37 % in der Vorlesungszeit voll einer 
Erwerbstätigkeit nachgöhen (gegenüber 31 bzw. 
24 % bei den Partnern einer Studentenehe). 

Zum Alter des jüngsten bzw. einzigen Kindes gaben 
die verheirateten Studenten an: 


Weniger als ein Jähr: 

27,7 %> 

ein Jahr: 

15,5 %> 

zwei Jahre: 

16,5 %> 

drei Jahre: 

11,1 °/o 

vier Jahre: 

9,7 %> 

fünf Jahre: 

6,9 °/o 

sechs Jahre und älter: 

12,6 %>. 


Somit lag das Alter von 59,7 % der von dieser 
Frage erfaßten Kinder unterhalb der Altersgrenze 
für den Besuch von Kindergärten (ab 3 Jahre). 
Gegenüber der im Sommersemester 1971 durchge- 
führten Untersuchung der sozialen Lage der verhei- 
rateten Studenten ergibt sich allerdings bereits eine 
Abflachung des hohen Anteils der Studentenkinder 
im Krippen- und Krabbelstubenalter: Damals ge- 
hörten 69,8 % dieser Altersgruppe an. Hier scheint 
sich der mit der Erhebung von 1971 zu diesem Zeit- 
punkt erfaßte rapide Anstieg der Verheirateten- 
quote (und damit der relativ höhere Anteil junger 
Ehen) widerzuspiegeln. — Zur Unterbringung von 
Studentenkindern in Kindertagesstätten (s. u. Tz. 70). 


22. Soziale Herkunft 

Die Bundesregierung hat es in ihrem Bericht zur 
Bildungspolitik vom 12. Juni 1970 (Bundestagsdruck- 
sache VI/925 S. 17) als Aufgabe eines demokratischen 
Staates bezeichnet, im Bildungswesen eine durch 
ungünstige soziale Umweltbedingungen verhinderte 
oder behinderte Entfaltung vorhandener Anlagen 
auszugleichen. Sie hat hierzu auf die Ergebnisse der 
internationalen Begabungsforschung verwiesen, nach 
denen Begabung und Lernfähigkeit stärker als bis- 
her angenommen von der sozialen Umwelt und den 
komplexen Wechselbeziehungen zwischen dem Be- 
tätigungsfeld eines Kindes und den Angeboten und 
Anforderungen seiner Umwelt abhängen. Aus der 
Statistik über die soziale Herkunft der Studenten 
kann man entnehmen, in welchem Maße — insge- 
samt gesehen — die Fähigkeiten der Kinder in den 
verschiedenen Gruppen der Gesellschaft gefördert 
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oder behindert werden, gleichviel, ob es sich dabei 
um die Vermittlung von Bildungswillen, um häus- 
liche Unterstützung der schulischen Anforderungen 
oder um materielle Möglichkeiten handelt. Nach die- 
sen Maßstäben zwingt die gegenwärtige Sozialstruk- 
tur der Studentenschaft zu dem Schluß, daß die 
Bildungschancen in der Bundesrepublik Deutschland 
noch immer ungleich verteilt sind: 

Männliche Erwerbstätige nach der Stellung im Beruf 
sowie deutsche Studienanfänger nach dem Beruf 
des Vaters 

— in Prozent — 


Berufliche Stellung 

Männ- 
liche Er- 
werbs- 
tätige 
nach der 
Volks- 
zählung 
1970 

Studienanfänger 
nach dem Beruf 
des Vaters im 
Wintersemester 

1967/68 

1971/72 

Beamter 

9,9 

27,1 

24,7 

Angestellter . . . 

25,2 

32,5 

34,4 

Arbeiter 

51,1 

8,9 

12,5 

Selbständiger 

12,0 

29,4 

25,8 

Mithelfender 

1,8 

0,0 

0,0 

ohne Angabe 

— 

2,1 

2,6 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Für das Sommersemester 1973 ergab die 7. Sozial- 
erhebung des Deutschen Studentenwerks, daß 
11,5 °/o der Studierenden (also nicht nur der Studien- 
anfänger!) an Universitäten und Technischen Hoch- 
schulen einen Arbeiter als Vater haben, und zwar 
12,7 °/o der männlichen und 8,3 °/o der weiblichen 
Studierenden. An den Fachhochschulen betrug der 
Anteil der Arbeiterkinder 27,2 %. 

Die grobe Zuordnung der Studenten zu den Gruppen 
der Angestellten, Arbeiter, Beamten, Mithelfenden 
und Selbständigen ist sozialwissenschaftlich sicher- 
lich nicht unproblematisch. Sie berücksichtigt noch 
nicht, daß vor allem die Gruppen der Angestellten 
und Beamten ein breites Spektrum von hochquali- 
fizierten Berufen und solchen umfassen, die sich zu- 
mindest im Einkommen, aber auch in den Arbeits- 
abläufen kaum vom Beruf des Arbeiters unterschei- 
den. Auch innerhalb der Arbeiterschaft ergibt sich 
ein differenziertes Bild. Andererseits würde eine 
— von der Statistik bislang noch nicht 2ur Verfü- 
gung gestellte — Zuordnung der Studenten allein 
nach den Einkommensverhältnissen ihrer Eltern 
wesentliche Faktoren übersehen. Das Einkommen 
spiegelt nicht ohne weiteres jene Faktoren wider, 
die in hohem Maße die Bildungschancen der jungen 
Menschen zu bestimmen scheinen, wie z. B. die Ar- 
beitssituation, die Formalbildung, das Erziehungs- 


verhalten, die Bildungsmotivation und der Auf- 
stiegswille der Eltern. 

Diese Daten lassen den Schluß zu, daß die Bereit- 
schaft und die Möglichkeit vor allem der Fach- 
arbeiter, ihren Kindern ein Hochschulstudium zu er- 
öffnen, gestiegen sind. Zum Vergleich: Im .Winter- 
semester 1928/29 waren nur 2,1 % der Väter der 
Studenten Arbeiter (die in jenen Jahren etwa 60 °/o 
der Erwerbspersonen stellten); im Wintersemester 
< 1951/52 waren es 4,1 °/o. 

Der steigende Anteil der Kinder von Nichtakade- 
mikern und speziell auch von Arbeitern an der Stu- 
dentenschaft muß jedoch im Zusammenhang damit 
gesehen werden, daß die Studentenzahlen in den 
letzten 20 Jahren fast auf das Fünffache gestiegen 
sind. Die Expansion in den weiterführenden Bil- 
dungsgängen — wesentlich vorangetrieben durch 
die Bildungswerbung Anfang der 60er Jahre — ist 
vor allem durch den wachsenden Zugang aus Fa- 
milien von Nichtakademikern erfolgt, nachdem die 
Schichten mit traditionellen Bildungsinteressen weit- 
gehend erfaßt sind. Dies ergibt sich schon aus den 
Basiszahlen: Von einer Elterngeneration, in der etwa 
5 % eines Altersjahrgangs das Abitur machten, kön- 
nen nicht diese 5 °/o 20 °/o eines Altersjahrgangs der 
folgenden Generation stellen. Genauere Untersu- 
chungen zeigen allerdings, daß die traditionellen Un- 
terschiede bei den Entscheidungen über den Bil- 
dungsweg der Kinder fortwirken. Das wird zum Bei- 
spiel deutlich beim Übergang der Kinder von der 
Grundschule zum Gymnasium. Die Zusatzbefragung 
des Statistischen Bundesamts zum Mikrozensus im 
Juni 1972 erbrachte, daß 67,4 °/o der 10- bis unter 
15jährigen Kinder, deren Familienvorstand das Ab- 
itur hat, selbst wieder das Gymnasium besucht (Wirt- 
schaft und Statistik 8/73 S. 462). Auf der anderen Sei- 
te besuchten 1972 noch 74,9 °/o der gleichaltrigen Kin- 
der, deren Familienvorstand einen Hauptschulab- 
schluß aufweist, selbst wieder die Hauptschule. Nach 
einer Untersuchung des Statistischen Landesamtes 
Baden-Württemberg gingen 1972 94,7 °/o der Aka- 
demikerkinder mit guten Schulleistungen von der 
Grundschule auf das Gymnasium über, gegenüber 
40,7 °/o der Arbeiterkinder mit entsprechenden Schul- 
leistungen. Von den Akademikerkindem mit 
schlechteren Schulleistungen traten 52,1 °/o im Wege 
der Aufnahmeprüfung in ein Gymnasium ein, von 
den Arbeiterkindern aber nur 3,1 °/o. Dieses Zögern 
der bislang bildungsferneren Schichten beim Über- 
gang ihrer Kinder auf das Gymnasium macht deut- 
lich, daß von einer Beseitigung schichtenspezifischer 
Benachteiligung eines großen Teils der Jugendlichen 
noch keine Rede sein kann. Die Veränderung von 
Prozentsätzen in der Zusammensetzung der Studen- 
tenschaft darf hierüber nicht hinwegtäuschen. 

Bei dem steigenden Anteil der Studenten, deren 
Väter keinen Hochschulabschluß haben, ist auch zu 
beachten, daß die Entwicklung nicht an allen Hoch- 
schulen gleichmäßig verläuft. Pädagogische Hoch- 
schulen und Fachhochschulen haben einen überdurch- 
schnittlichen Anteil an dieser Entwicklung. Die Wei- 
chen hierzu werden teilweise bereits mit dem Über- 
gang zur Realschule — als Zub ringer einrichtung für 
die Fachoberschulen — gestellt, deren soziale Zu- 
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Deutsche Studienanfänger nadi der beruflichen Stellung 
und Art der ausgeübten Tätigkeit des Vaters 

— in Prozent — 


Berufliche Stellung und Art 
der ausgeübten Tätigkeit des Vaters 


Deutsche Studienanfänger 

an 


allen 

Hochschulen 

Wissenschaftlichen 

Hochschulen 

Pädagogischen 

Hochschulen 

im Wintersemester 

1967/68 | 

1971/72 

1967/68 | 

1971/72 

1967/68 | 

1971/72 

1. Akademiker zusammen 

28,5 

21,3 

31,9 

22,8 

18,5 

16,1 

davon 







Beamter und Richter 

12,9 

10,3 

13,5 

10,4 

10,9 

9,6 

darunter 







Lehrer 

5,8 

4,9 

5,7 

4,6 

6,2 

5,5 

Selbständiger 

9,4 

6,1 

11,4 

7,0 

3,9 

3,4 

darunter 







Arzt, Zahnarzt, Tierarzt 

5,4 

3,0 

6,6 

3,5 

2,1 

1,7 

2. Nichtakademiker zusammen 

70,6 

78,0 

67,4 

76,7 

80,9 

83,0 

davon 







Beamter 

14,2 

14,4 

13,1 

14,1 

17,5 

16,0 

darunter 







Beamter des gehobenen Dienstes .... 

6,2 

5,7 

5,9 

5,6 

7,3 

6,3 

Beamter des mittleren und einfachen 







Dienstes 

5,1 

6,3 

4,3 

6,1 

7,4 

6,9 

Angestellter 

26,6 

29,7 

25,8 

29,4 

29,1 

30,6 

darunter 


Leitender Angestellter 

5,8 

4,6 

5,9 

4,8 

5,4 

3,9 

Arbeiter ■ 

8,9 

12,5 

7,6 

11,7 

13,1 

15,0 

darunter 







Facharbeiter, unselbständiger Hand- 







werker 

6,0 

8,4 

5,1 

8,0 

3,7 

9,6 

Angelernter Arbeiter 

1,9 

3,1 

1,5 

2,7 

3,0 

4,4 

Selbständiger 

20,0 

19,7 

20,0 

19,7 

20,0 

19,7 

darunter 







Landwirt, Bauer 

3,4 

4,0 

3,0 

3,6 

4,6 

5,4 

Handwerker 

4,5 

4,5 

4,1 

4,3 

5,8 

5,2 

Gewerbetreibender 

9,5 

7,9 

10,0 

8,3 

8,0 

6,6 

3. Ohne Angabe 

0,9 

0,6 

0,7 

0,5 

0,7 

0,9 


Quelle: Statistisches Bundesamt, vgl. auch Pressemitteilung des BMBW (101/73) vom 9. Oktober 1973 
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sammensetzung im wesentlichen der Gesamtbevöl- 
kerung entspricht. Auch an dieser Stelle zeigt sich, 
daß Strukturen und Bildungsinhalte des Schul- 
wesens die Zusammensetzung der Studentenschaft 
an den Hochschulen vorzeichnen (s. auch o. Tz. 2). 


23. Staatsangehörigkeit: ausländische Studenten 

Die absolute Zahl der ausländischen Studenten ist 
seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland kon- 
tinuierlich gestiegen und erreichte im Winter- 
semester 1973/74 nach bisherigen Schätzungen fast 
36 000. Der Anteil der Ausländer an der Gesamt- 
studentenschaft geht jedoch seit etwa 15 Jahren zu- 
rück. Darin kommt zum Ausdruck, daß ihr Besuch 
deutscher Hochschulen nicht in gleicher Weise ge- 
wachsen ist wie die Zahl der deutschen Studenten. 

Die Studentenstatistik des Statistischen Bundes- 
amtes hat für das Wintersemester 1971/72 ausgewie- 
sen, daß Studenten aus dem Iran, den USA, aus 
Griechenland, Frankreich, Indonesien, der Türkei 
und Österreich am stärksten vertreten sind. Eine 
Gliederung der Herkunftsländer nach Entwicklungs- 
und Industrieländern ergibt, daß aus beiden Länder- 
gruppen etwa gleich viel Studenten in der Bundes- 
republik Deutschland studieren. 

Für Ausländer wirft sowohl das Studium selbst als 
auch seine wirtschaftliche und soziale Sicherung be- 
sondere Probleme auf. Die begrenzte Zahl von Stu- 
dienplätzen macht es notwendig, alle Vorkehrungen 
für einen optimalen Verlauf des Studiums auch für 
Ausländer zu treffen. Dazu gehört insbesondere, daß 
sie ein dem Zweck ihres Studiums an deutschen 


Hochschulen entsprechendes Ausbildungsangebot 
erhalten, daß sie bereits in ihren Heimatländern sich 
ausreichend über das Studium in der Bundesrepublik 
Deutschland informieren, daß die Anerkennung 
ihrer erworbenen Abschlüsse gesichert und die be- 
rufliche Eingliederung in ihrem Heimatland erleich- 
tert wird. 

Die vorliegenden Informationen über die soziale 
Situation der ausländischen Studenten gestatten nur 
punktuelle Aussagen. In besonders starkem Maße 
sind ausländische Studenten, vor allem aus außer- 
europäischen Entwicklungsländern, Schwierigkeiten 
bei der Wohnungssuche ausgesetzt. Bund und Länder 
haben deshalb in ihren gemeinsamen Richtlinien für 
den Studentenwohnraumbau vom 28. April 1972 
Vorsorge getroffen, daß bei der Aufnahme in ein 
Studentenwohnheim in angemessener Anzahl aus- 
ländische Studenten — insbesondere aus Entwick- 
lungsländern — berücksichtigt werden. Als ange- 
messen gilt dabei in der Regel eine Belegung von 
10% der Heimplätze. Allerdings darf von dieser 
Maßnahme allein auf absehbare Zeit keine end- 
gültige Lösung des Wohnungsproblems für auslän- 
dische Studenten erwartet werden. 

Im wesentlichen unbekannt sind die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der ausländischen Studenten. Zahl- 
reiche Studenten erhalten Förderung von ihrem Hei- 
matland oder haben ausreichende Unterstützung 
durch ihre Familie, öffentliche Stellen in der Bun- 
desrepublik Deutschland — an erster Stelle der im 
wesentlichen vom Auswärtigen Amt, dem Bundes- 
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
dem Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft finanzierte Deutsche Akademische Austausch- 
dienst — gewähren Ausländern Stipendien für ein 


Ausländische Studenten nach Hochschularten 

— in Tausend — 


Jahr 9 

Ausländische Studenten an 

allen Hochschulen 

davon an 

Anzahl 

: $r; 

°/o 4 ) 

Universi- 

täten 

Pädago- 

gischen 

Hochschulen 

Kunsthoch- 

schulen 

Fachhoch- 

schulen 

1955 

7,6 

4,1 

7,0 

0,0 

0,6 


1960 

21,5 

7,4 

19,8 

0,0 

0,8 

1,2 

1965 

26,6 

6,9 

22,6 

0,2 

1,1 

2,7 

1970 

28,4 

5,5 

23,0 

0,3 

1,5 

3,6 

1971 

33,0 

5,5 

26,7 

0,6 

1,7 

4,0 

1972 1 2 ) 

34,3 

5,2 

27,7 

0,6 

1,8 

4,4 

1973 3 4 ) 

35,9 

4,9 

28,7 

0,6 

1,9 

4,7 


1 ) jeweils Wintersemester 

s ) vorläufiges Ergebnis 

3 ) Schätzung 

4 ) Anteil der ausländischen Studenten an der Gesamtzahl der deutschen und ausländischen Studenten 
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Studium in der Bundesrepublik Deutschland. Der 
DAAD vergab für ausländische Studierende und 
jüngere Wissenschaftler (Graduierte) folgende Sti- 
pendien: 

1970/71 3 855, darunter 2 042 Jahresstipendien 

1971/72 4 047, darunter 2 067 Jahresstipendien 

1972/73 4 012, darunter 1 894 Jahresstipendien. 

Ferner stellen die Studienstiftungen, kirchlichen 
Organisationen (Katholischer Akademischer Aus- 
länderdienst, ökumenisches Studienwerk e. V.) und 
die Fulbright-Commission Stipendien für ausländi- 
sche Studenten zur Verfügung sowie in begrenztem 
Umfang die Länder und Hochschulen, letztere auch 
im Rahmen von Patenschaften mit ausländischen 
Hochschulen. Die Stipendien liegen im Regelfall über 
den Höchstsätzen des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes, da den besonderen Aufwendungen der aus- 
ländischen Studenten, zumal aus den Entwicklungs- 
ländern, Rechnung getragen werden soll (höhere 
Mietaufwendungen, erhöhte Aufwendungen für die 
Anschaffung von Bekleidung, Büchern usw.). 

Eine besondere Gruppe von Ausländern, deren so- 
ziale Probleme in der Regel nicht mit denen der 
Studenten aus Entwicklungsländern vergleichbar 
sind, erfaßt das Bundesausbildungsförderungsgesetz. 
Es bietet in § 8 Abs. 2 ab 1, August 1974 die Mög- 
lichkeit, Ausländern, sofern sie nicht bereits als hei- 


matlose Ausländer oder Asylberechtigte dazu be- 
rechtigt sind, Ausbildungsförderung zu leisten. Vor- 
aussetzung ist, daß sie selbst in den letzten 5 Jahren 
vor Beginn der Ausbildung oder daß zumindest ein 
Elternteil in den letzten 3 Jahren vor Öeginn des Be- 
willigungszeitraums sich im Geltungsbereich des Ge- 
setzes rechtmäßig aufgehalten haben und erwerbs- 
tätig waren. 

Die Hochschulen haben für die Betreuung der aus- 
ländischen Studenten Akademische Ausländerämter 
eingerichtet, die in der Regel den Hochs chul Ver- 
waltungen zugeordnet sind. Sie sind die erste Kon- 
taktstelle für die ausländischen Studenten, bearbei- 
ten ihre Zulassungsanträge, bieten oder vermitteln 
Beratungsmöglichkeiten, organisieren Treffen von 
ausländischen und deutschen Studenten und fördern 
die Auslandsbeziehungen der Hochschule. 

Wesentliche Aufgaben der sozialen Betreuung der 
ausländischen Studenten übernehmen die Studenten- 
werke, zum Teil durch Angebot von Diensten für 
alle Studenten, unabhängig von ihrer Staatsange- 
hörigkeit (Mensen, Krankenversicherung, Gesund- 
heitsdienst, Wohnheimverwaltung) . 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die sozialen Pro- 
bleme der ausländischen Studenten gesondert unter- 
suchen zu lassen, um Aufschluß zu gewinnen über 
die vorhandenen Schwierigkeiten und über die Mög- 
lichkeiten zu ihrer Behebung. 
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IV. Wirtschaftliche Lage 


1. Das Einkommen der Studenten 

24. Einkommenshöhe 

Die wirtschaftliche Lage der Studenten kann nur 
begrenzt aus generellen Angaben über die Höhe des 
ihnen monatlich zur Verfügung stehenden Geldbe- 
trages abgelesen werden. Für verheiratete Studen- 
ten mit Kindern würden z. B. 400 DM das Existenz- 
minimum der Familie nicht decken; andererseits 
wäre dieser Betrag für einen Studenten, der bei den 
Eltern wohnen kann und dort beköstigt wird, ein 
durchaus reichliches „Taschengeld" . Befragungen 
über die Höhe des monatlichen Einkommens sind 
auch notwendigerweise deshalb ungenau, weil die 
befragten Studenten den Wert der ihnen nicht in 
Geld zur Verfügung stehenden Vergünstigungen, 
insbesondere die Versorgung durch ihr Elternhaus, 
in unterschiedlicher Weise berücksichtigen. Mit die- 
sem Vorbehalt wird das Ergebnis der Repräsentativ- 
erhebung der Firma Infratest im Wintersemester 
1973/74 wiedergegeben: 


Weitere Daten der Infratest-Erhebung zum monat- 
lichen Einkommen der Studenten lassen deutlich er- 
kennen, daß es sich bei den Studenten der unteren 
Einkommen in der Mehrzahl der Fälle um Studen- 
ten handelt, die bei ihren Eltern wohnen. Ferner 
zeigt sich, daß die verheirateten Studenten sowie 
die Bewohner einer eigenen Wohnung (beide Grup- 
pen werden zu einem erheblichen Teil identisch sein) 
den größten Teil derer stellen, denen 1 000 und 
mehr DM zur Verfügung stehen. 


25. Bedarf und tatsächliche Ausgaben 

Vom Einkommen des Studenten zu unterscheiden 
ist der Bedarf an finanziellen Mitteln zur Deckung 
der Kosten des Studiums und des Lebensunterhalts. 
Dieser Bedarf läßt sich — abgesehen von zweifels- 
freien weitgesteckten Ober- und Untergrenzen — nur 
schwer feststellen, da er von einer Vielzahl indi- 
vidueller Umstände abhängt. Diese Schwierigkeit be- 


Durchschnittliches Monatseinkommen der Studenten im Wintersemester 1973/74 



Zahl 
der be- 
fragten 
Studen- 
ten 

bis 

unter 

300 

DM 

300 

bis 

unter 

400 

DM 

400 

bis 

unter 

500 

DM 

500 

bis 

unter 

600 

DM 

600 

bis 

unter 

800 

DM 

800 

bis 

unter 

1000 

DM 

1000 

und 

mehr 

DM 






— in °/o — 

- 



Studierende insgesamt 

3 952 

17 

20 

30 

16 

8 

4 

6 

an Wissenchaftlichen Hochschulen 

3 297 

17 

20 

29 

16 

8 

4 

5 

Universität 

1953 

13 

20 

31 

18 

9 

4 

5 

Pädagogische Hochschule .... 

Technische Hochschule/ 

496 

21 

23 

26 

9 

7 

6 

7 

Universität 

529 

16 

18 

30 

21 

11 

1 

3 

Gesamthochschule 

239 

25 

15 

28 

12 

6 

7 

7 

Kunsthochschule/ Akademie . . . 

87 

29 

20 

27 

13 

4 

2 

3 

an Fachhochschulen 

. 

655 

18 

22 

31 

11 

6 

4 

8 
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steht für jegliche Ausbildungsförderung, die — nicht 
zuletzt mit Rücksicht auf die Verwaltungskosten — • 
auf eine gewisse Vereinheitlichung der Förderungs- 
sätze angewiesen ist. 

Im Rahmen der 7. Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerks sind die Studenten über ihre Aus- 
gaben befragt worden. Die folgenden Zahlen stellen 
den sogenannten Mittelwert dar, d. h. den Wert, der 
von jeweils der Hälfte der Antworten auf die Fra- 
gen nicht überschritten bzw. nicht unterschritten 
wird. Dieser Wert ist von Extremen, also von be- 
sonders hohen oder niedrigen Ausgaben je Ausgabe- 
art, kaum beeinflußt; er weist somit die geringsten 
Verzerrungen auf. Die Vergleichswerte in der fol- 
genden Tabelle entstammen einer entsprechenden 
Erhebung des Deutschen Studentenwerks aus dem 
Jahre 1966. Die Tabelle berücksichtigt nur die Stu- 
denten an Universitäten und Technischen Hoch- 
schulen. 


Ausgabeart 

Zentral- 

wert 

1973 

Zentral- 

wert 

1966 


— Deutsche Mark — 

Miete 

(Untermiete bei Privatleuten) 

130 

90 

Fahrkosten 

(öffentliche Verkehrsmittel) . 

28 

16 

Ernährung 

(ohne Hilfe von daheim) .... 

200 

130 

Körperpflege/Friseur 

15 

10 

Lehrbücher 

30 

24 

Sonstige Lernmittel 

5 

5 

Anschaffung von Kleidung 
und Schuhen 

50 

30 

Kleiderpflege / Reparaturen 
(ohne Hilfe von daheim) .... 

15 

10 

Sozialbeitrag 

14 

7 

Sonstige Ausgaben 

97 

57 

Gesamtbetrag 

584 

379 


Der gegenüber 1966 um 54 °/o gestiegene Betrag der 
Ausgaben von 584 DM kann nur einen Anhaltspunkt 
für die gestiegenen Aufwendungen geben. Bei der 
Anhebung der Bedarfssätze und Freibeträge des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes, die für Stu- 
denten zum 1. Oktober 1974 erfolgen soll (s. u. 
Tz. 31), ist vielmehr der Entwicklung der Einkom- 
mensverhältnisse und der Vermögensbildung sowie 
den Veränderungen der Lebenshaltungskosten seit 
dem Inkrafttreten des BAföG im Herbst 1971 Rech- 
nung zu tragen (vgl. Bericht der Bundesregierung 
nach § 35 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes, 
Bundestagsdrucksache 7/1440 S. 2 und 3). 


26. Einkommensarten und ihr Verhältnis 
zueinander 

Auf die Frage, woher sie die Mittel beziehen, um 
ihre monatlichen Ausgaben ganz oder teilweise zu 
bestreiten, nannten die im Rahmen der 7. Sozial- 
erhebung des Deutschen Studentenwerks (Sommer- 
semester 1973) befragten Studenten — Mehrfach- 
nennungen waren möglich — : 



Studenten an 

Einkommens art 

Universi- 
täten und 
Tech- 
nischen 
Hoch- 
schulen 

Fach- 

hoch- 

schulen 


— in 

°/o — 

Mittel der Eltern 

67 

55 

BAföG 

42 

63 

Erwerbstätigkeit 

in den Ferien 

55 

62 

Erwerbstätigkeit im Semester 

38 

34 


Als weitere Quellen wurden in der nachfolgenden 
Umfrage von Infratest vom November 1973 angege- 
ben: Mittel des Ehegatten 7 °/o, Mittel nach dem La- 
stenausgleichsgesetz, dem Bundesversorgungsge- 
setz, dem Bundesentschädigungsgesetz, dem Bundes- 
sozialhilfegesetz und dem Häftlingshilfegesetz ins- 
gesamt 4 %>, Zuschüsse und Darlehen Dritter 2 °/o, 
Ersparnisse 1 °/o, Sonstiges 4 °/o. 

Mittel der Eltern waren danach die am häufigsten 
genannte Einkommensquelle. Aus der 6. Sozialerhe- 
bung des Deutschen Studentenwerks, die sich inso- 
weit auf das Sommersemester 1967 bezieht, und aus 
weiteren dort genannten Vergleichszahlen geht her- 
vor, daß die Quote der Studenten, die ihre Ein- 
künfte ganz oder teilweise von den Eltern beziehen, 
mit knapp unter 70 °/o seit 1956 im wesentlichen un- 
verändert geblieben ist. Erheblich gestiegen ist seit- 
her die Quote der Studenten, die ihr Studium ganz 
oder teilweise aus öffentlichen Mitteln oder durch 
Werkarbeit finanzieren. So nannten 1967 nur 25,6% 
öffentliche Mittel und nur 17,1 % Werkarbeit als 
Einkommensquelle. Wie oben dargestellt, wurden 
demgegenüber 1973 42 % (Fachhochschulen 63 %) 
allein über das Bundesausbildungsförderungsgesetz 
gefördert; 55 % (Fachhochschulen 62 %) gaben an, 
daß sie jedenfalls in den Semesterferien gearbeitet 
hätten. 

Für die gleichgebliebene Quote der Eltern, die das 
Studium ihrer Kinder finanziell unterstützen, und 
das gleichzeitige Ansteigen der öffentlichen Förde- 
rung sowie der Werkarbeit gibt es nur eine Er- 
klärung: die Eltern tragen zwar anteilmäßig noch in 
etwa gleichem Umfang wie früher zum Studium ihrer 
Kinder bei, aber die den Kindern zugewendeten 
Mittel spielen in der Höhe nicht mehr dieselbe 
Rolle wie etwa noch im Jahre 1967. Die folgende 
Tabelle, die auf die vorwiegende Quelle (zusammen 
über 80 %) des Einkommens abstellt, macht das 
deutlich: 
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Vorwiegende Quelle des Einkommens 

(zusammen über 80 %) 

(7. Sozialerhebung des DSW; in Klammern jeweils 
die Vergleichszahlen aus der 6. Sozialerhebung 
— Sommersemester 1967 — , die sich allerdings 
nur auf Universitäten und Technische Hochschulen 
beziehen) 



Studenten an 

Vorwiegende Quelle 
des Einkommens 
(jeweils über 80 %) 

Universi- 
täten und 
Technischen 
Hochschulen 

Fach- 

hoch- 

schulen 


— in % — 

— Zuwendungen von den 
Eltern (auch bargeld- 
lose) 

27,9 (45,8) 

15,6 

— - öffentliche Mittel 
(BAföG, Promotions- 
stipendium, Aufbau- 
stipendium nach GFG, 
andere öffentliche 
Stellen) 

20,5 (13,6) 

29,6 

— Zuwendungen der 
Eltern und öffentliche 
Mittel 

11,4 ( 9,1) 

13,4 

— Zuwendungen der 
Eltern und Verdienst 
als Werkstudent 

10,4 ( 8,5) 

7,5 

— Erwerbstätigkeit wäh- 
rend des Studiums incl. 
Ersparnisse aus Ver- 
dienst in der vor- 
lesungsfreien Zeit . . . . 

9,9 ( 4,5) 

8,7 

— * öffentliche Mittel und 
Verdienst als Werk- 
student 

5,8 ( 2,2) 

8,4 

— Zuwendungen dritter 
Seite (Ehepartner, Ver- 
wandte, Firmen, Kir- 
chen, Parteien, Ge- j 

werkschaften, Begab- 
tenförderungswerke, 
Verbände, Bundes- 
bahn, Bundespost, 
Bundeswehr) oder aus 
eigenem Vermögen . . 

5,6 ( 4,4) 

8,2 

— Zuwendungen der 
Eltern und dritter Seite 
bzw. Vermögen 

3,0 ( 3,2) 

2,2 

— Zuwendungen dritter 
Seite bzw. Vermögen 
und Verdienst als 
Werkstudent 

1,8 ( 1,8) 

1,7 

— öffentliche Mittel und 
Zuwendungen dritter 
Seite bzw. Vermögen 

1,6 ( 0,7) 

3,2 

— Keine Angaben 

1,8 ( 6,2) 

1,4 


2. Bundesausbildungsförderungsgesetz 

27. Aufgewendete Mittel 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz vom 
26. August 1971 hat die Förderung für den Sekun- 
där- und Tertiärbereich des Bildungswesens verein- 
heitlicht. Damit verbunden war eine Ausweitung des 
Empfängerkreises und in der Folgezeit eine erheb- 
liche Steigerung der von der öffentlichen Hand auf- 
zubringenden Mittel. In den Jahren seit 1969 wurden 


aufgewendet 


1969 *) 

113 Millionen DM 

1970 *) 

551 Millionen DM 

1971 *) 

791 Millionen DM 

1972 

1 597 Millionen DM 

1973 

1 750 Millionen DM. 


Nach der mittelfristigen Finanzplanung soll die 
Summe der aufzubringenden Mittel wie folgt an- 
steigen (unter Berücksichtigung der im Regierungs- 
entwurf für das Zweite Änderungsgesetz zum Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz vorgesehenen Ver- 
besserungen) : 

1974 2 350 Millionen DM 

(744 000 geförderte Personen) 

1975 3 200 Millionen DM 

(820 000 geförderte Personen) 

1976 3 250 Millionen DM 

(880 000 geförderte Personen) 

Im Jahre 1973 erhielten 322 000 Studenten Ausbil- 
dungsförderung; das sind rund 44,5 °/o der für 1973 
angenommenen 723 000 Studenten. Nach Voraus- 
schätzungen wird der Anteil der geförderten Stu- 
denten in Kürze auf ca. 50 °/o ansteigen. Die Auf- 
wendungen nur für die Studenten beliefen sich 1973 
auf insgesamt 1 150 Millionen DM, davon trug der 
Bund 748 Millionen DM. 

Diese Zahlen und Steigerungsraten machen deutlich, 
vor welchen Aufgaben Bund und Länder, die die 
Mittel im Verhältnis von 65 °/o zu 35 °/o aufzubringen 
haben, in der Ausbildungsförderung stehen, 

28. Anspruchsvoraussetzungen 

Auf individuelle Ausbildungsförderung nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz vom 26. August 
1971 (BAföG) besteht für eine der Neigung, Eignung 
und Leistung entsprechende Ausbildung ein Rechts- 
anspruch nach Maßgabe dieses Gesetzes, wenn dem 
Auszubildenden die für seinen Lebensunterhalt und 
seine Ausbildung erforderlichen Mittel anderweitig 
nicht zur Verfügung stehen. Vom 5. Fachsemester an 
wird die Eignung nur angenommen, wenn am Ende 


*) Die Angaben sind geschätzt. Die finanziellen Leistun- 
gen von Bund und Ländern in den Jahren 1969 bis 1971 
beruhen auf unterschiedlichen Rechtsgrundlagen (Erstes 
Ausbildungsförderungsgesetz vom 7. September 1969, 
Honnefer und Rhöndorfer Modell für die Studienförde- 
rung, einzelne Landesregelungen), 
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des 4. Fachsemesters ein Eignungsnachweis (Zwi- 
schenprüfung oder Bescheinigung der Hochschule) 
vorgelegt wird. 

Die für den Lebensunterhalt und die Ausbildung 
erforderlichen Mittel (Bedarfssätze) werden gezahlt, 
soweit das Einkommen und Vermögen des Studen- 
ten, seines Ehegatten und seiner Eltern nach Be- 
rücksichtigung bestimmter, nach der Familiengröße 
gestaffelter Freibeträge nicht ausreicht, den Bedarf 
zu decken. 


29, Struktur des Empfängerkreises 

Die Förderungsunterlagen für das Jahr 1972 sind im 
einzelnen ausgewertet worden. Sie zeigen, daß das 
Berechnungssystem des BAföG sich entsprechend 
dem Ziel ausgewirkt hat, die verfügbaren Mittel in 
sinnvoller Staffelung auf die niedrigen Einkommens- 
gruppen zu konzentrieren. Bei 85% der 1972 geför- 
derten Studenten lag das Jahresnettoeinkommen der 
Eltern im Berechnungszeitraum unter 18 000 DM, im 
Durchschnitt betrug es 14 051 DM. Das Durchschnitts- 
einkommen der gesamten vergleichbaren Eltern- 
gruppen lag demgegenüber um etwa 20 % höher. In 
Familien mit fünf Kindern wurden Studenten noch 
bis zu einem Jahresnettoeinkommen der Eltern bis 
zu 50 000 DM gefördert. Die Zahl derartiger Fälle 
war jedoch verschwindend klein. 

Diesen Daten entspricht die in der 7. Sozialerhebung 
des Deutschen Studentenwerks durchgeführte Auf- 
schlüsselung der BAföG-Empfänger nach dem Beruf 
des Vaters. Danach erhalten 68 % der studierenden 
Arbeiterkinder an Universitäten und Technischen 
Hochschulen Förderung nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz: 


Stellung des Vaters 
im Beruf 

Je Gruppe erhalten eine 
Förderung in % 

BAföG 1973 

Modell 1967 

Beamter 

35 17 

39 22 

30 14 

68 52 

Angestellter 

Selbständiger 

Arbeiter 



30. Leistungsumfang 

Der Anstieg des Einkommens hat bei unveränderten 
Bedarfssätzen und Freibeträgen bewirkt, daß für 
zahlreiche Studenten der Forderungsbetrag gesun- 
ken oder auch völlig weggefallen ist. Die Berech- 
nungssystematik führt dazu, daß eine Einkommens- 
verbesserung (wegen des Berechnungszeitraums je- 
weils zwei Jahre später) um etwa die Hälfte (bei 
mehr als 2 Kindern weniger) auf die Förderung an- 
gerechnet wird und somit nur zur Hälfte der Familie 
verbleibt. Die Zeitspanne von zwei Jahren trägt 
dazu bei, daß diese an sich familienfreundliche Re- 


gelung psychologisch als Verschlechterung der För- 
derung gesehen wird. 

Gleichzeitig ist der Wert der Forderungsbeträge 
durch den Anstieg der Lebenshaltungskosten ver- 
ringert worden. 

1972 erhielten noch ca. 40% der geförderten Stu- 
denten Vollförderung, d. h. den Bedarfssatz von 
420 DM oder mehr. Die durchschnittliche Förde- 
rungsleistung pro Monat lag im Schnitt von 4 unter- 
suchten Ländern bei 339 DM pro geförderten Studen- 
ten (Baden-Württemberg 332, Hessen 350, Nord- 
rhein-Westfalen 335 und Schleswig ^Holstein 356). 
Erhebungen bei 1 770 geförderten Studenten im 
Wintersemester 1973/74 ergaben demgegenüber 
einen , durchschnittlichen Forderungsbetrag von 
286 DM. 

Wenn sich die Aufwendungen für die Ausbildungs- 
förderung trotzdem Jahr für Jahr erhöhten, so ist 
dies auf steigende Studentenzahlen und eine wach- 
sende Inanspruchnahme durch die Berechtigten zu- 
rückzuführen. 

31. Realisierte und geplante Verbesserungen 

Das 1. Änderungsgesetz zum Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz vom 14. November 1973 (BGBl. I 
S. 1637) hat insbesondere eine zuvor noch nicht er- 
faßte Gruppe von Berufsfachschülern ab Klasse 11 
sowie — unter bestimmten Voraussetzungen — aus- 
ländische Auszubildende in die Förderung einbezo- 
gen. Dadurch entstehen im Jahre 1974 Mehraufwen- 
dungen von 57,7 Millionen DM; sie werden 1.975 
auf 132,3 Millionen und 1976 auf 144,6 Millionen 
DM steigen. 

Die erreichte soziale und bildungspolitische Wir- 
kung des BAföG kann jedoch nur gehalten werden, 
wenn in angemessenen Zeiträumen auch Bedarfs- 
sätze, Freibeträge und die Vomhundertsätze und 
Höchstbeträge nach § 21 Abs. 4 BAföG im Rahmen 
der finanzpolitischen Möglichkeiten der wirtschaft- 
lichen Entwicklung angepaßt werden. Eine entspre- 
chende Überprüfung ist nach § 35 BAföG alle zwei 
Jahre vorgesehen und im Herbst 1973 erstmals er- 
folgt. Sie hat zu dem Beschluß der Bundesregierung 
geführt, die Bedarfssätze und Freibeträge für den 
Hochschulbereich ab 1. Oktober 1974 um rund 
20 v. H. anzuheben und auch die Vomhundertsätze 
und Höchstbeträge für den Abzug der Beiträge zur 
sozialen Sicherung beträchtlich zu erhöhen. 

Der Entwurf des zu diesem Zweck erforderlichen 
Zweiten Änderungsgesetzes sieht darüber hinaus 
eine Reihe struktureller Verbesserungen vor. 

So soll der Freibetrag vom Einkommen eines 
Elternteils für den Ehegatten, der nicht in Eltern- 
Kind-Beziehungen zu dem Auszubildenden steht, 
von 270 DM auf 360 DM angehoben werden. Damit 
wird erreicht, daß das Elternpaar, das aus einem 
leiblichen Elternteil und einem Stiefelternteil be- 
steht, einen gleich hohen Grundfreibetrag erhält 
wie ein leibliches Elternpaar. 

Die Bezieher von Renten aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen werden dadurch bessergestellt, 
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daß ihre Rentenbeträge in gleicher Weise wie bis- 
her schon die Versorgungsbezüge im öffentlichen 
Dienst als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
behandelt werden. 

Eine elternunabhängige Förderung ist nach dem gel- 
tenden Recht nur für die Besucher von Abendgym- 
nasien und Kollegs möglich. Künftig wird daneben 
auch das Einkommen und Vermögen der Eltern 
nicht mehr anzurechnen sein, wenn der Auszubil- 
dende 

1. bei Beginn des Bewilligungszeitraums das 
35. Lebensjahr vollendet hat, 

2. bei Beginn des Ausbildungsabschnitts nach Ab- 
schluß einer früheren berufsqualifizierenden 
Ausbildung 

a) fünf Jahre erwerbstätig oder 

b) drei Jahre erwerbstätig und 27 Jahre alt und 
in der Lage war, sich aus dem Ertrag seiner 
Erwerbstätigkeit selbst zu unterhalten. 

Eine wesentliche Entlastung der Eltern wird auch 
dadurch eintreten, daß sich ihre Freibeträge vom 
Einkommen verdoppeln, wenn der Auszubildende 

1. bei Beginn des Bewilligungszeitraums das 
30. Lebensjahr vollendet hat, 

2. bei Beginn des Ausbildungsabschnitts das 
27. Lebensjahr vollendet hat, 

3. bei Beginn des Ausbildungsabschnitts nach Ab- 
schluß einer früheren berufsqualifizierenden 
Ausbildung sich drei Jahre aus dem Ertrag sei- 
ner Erwerbstätigkeit selbst unterhalten hat, 

4. Ausbildungsförderung für eine weitere Ausbil- 
dung erhält, die durch die besonderen Umstände 
des Einzelfalles gerechtfertigt ist. 

Diese Regelungen tragen den Bestimmungen des 
BGB über den Unterhaltsanspruch in sinnvoller Pau- 
schalierung Rechnung. 

Die Anhebung der Bedarfssätze und Freibeträge so- 
wie der Vomhundertsätze und Höchstbeträge für 
den Abzug der Beiträge zur sozialen Sicherung zum 
1. August 1974 für den Sekundarbereich und zum 
1. Oktober 1974 für den Hochschulbereich erfordert 
für 1974 Mehraufwendungen von insgesamt 230 Mil- 
lionen DM. Davon entfallen 150 Millionen DM auf 
den Bund und 80 Millionen DM auf die Länder. Die 
Aufwendungen werden für 1974 insgesamt 2 350 ; 
Millionen DM betragen. Sie werden im Jahre 1975 
auf 3 200 Millionen DM und im Jahre 1976 auf 3 250 
Millionen DM ansteigen. 

32. Darlehensanteil 

Nicht zuletzt im Hinblick auf den ständig steigen- 
den Finanzbedarf für die Ausbildungsförderung, 
aber auch aus sozial- und bildungspolitischen Erwä- 
gungen, hält es die Bundesregierung für geboten, 
die bisher in der Regel als Zuschuß geleistete För- 
derung für die Gruppe der Studenten durch eine 
Förderung zu ersetzen, die auch einen Darlehens- 
anteil enthält. Die steuerliche Belastung durch einen 


steigenden Finanzbedarf für ein besseres und ge- 
rechteres Bildungswesen wird heute zu einem gro- 
ßen Anteil gerade von denjenigen getragen, die 
selbst diese Möglichkeiten nicht hatten. Es erscheint 
deshalb nur gerecht, daß ein Teil dieser Belastung 
wiederum von denen übernommen wird, die nun in 
besonderem Maße von dieser Leistung der Gesell- 
schaft persönlichen Nutzen ziehen. Dabei ist nicht 
nur zu berücksichtigen, daß aufgrund der besseren 
Ausbildung später in der Regel auch ein besseres 
Einkommen erzielt wird. Dem Auszubildenden wird 
durch die Gemeinschaft auch die Chance geboten, 
das von ihm persönlich angestrebte Ausbildungs- 
und Berufsziel zu verwirklichen. 

Der Darlehensanteil und die sich daraus ergeben- 
den Rückflüsse werden zwar nicht sofort, aber in ab- 
sehbarer Zeit (etwa ab 1980) zu erheblichen Rück- 
zahlungen führen. Das außerordentliche Ansteigen 
der für die Ausbildungsförderung erforderlichen 
Mittel innerhalb relativ kurzer Zeit nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes (Vervierfachung von rund 
800 Millionen DM 1971 auf rund 3,2 Mrd. DM 
1975) und die weiterhin stark expandierende Zahl 
der Schüler und Studenten machen es auch sozial- 
politisch unausweichlich, daß ein Teil der von der 
Gemeinschaft zu diesen Zwecken verwandten Mittel 
in einem für die betroffenen Auszubildenden zumut- 
baren Rhythmus an die öffentliche Hand zurück- 
fließt, um dem steigenden Bedarf erneut zugeführt 
zu werden. Dadurch allein wird die weitere Verbes- 
serung des Systems der individuellen Ausbildungs- 
förderung erreichbar, und zwar sowohl die Auswei- 
tung der Förderung auf weitere Gruppen von Aus- 
zubildenden als auch die Verbesserung der Pro- 
Kopf-Leistungen. 

Im Entwurf eines Zweiten Änderungsgesetzes zum 
BAföG ist daher vorgesehen, daß bei den monat- 
lichen Zahlungen nach dem BAföG für Studenten, 
die bei den Eltern wohnen, die ersten 70 DM, für 
auswärtig wohnende Studenten die ersten 80 DM 
als Darlehen gewährt werden (Grunddarlehen). 
Diese Beträge entsprechen der gleichzeitig vorge- 
sehenen Erhöhung der Bedarfssätze von 340 auf 
410 DM bzw. von 420 auf 500 DM. Außerdem wird 
für eine Reihe von Sonderfällen (z. B. bei Über- 
schreitung der Förderungshöchstdauer), in denen 
bisher auch ein Zuschuß möglich war, jetzt die Dar- 
lehensförderung festgelegt. 

Diese Darlehen sind zinslos. Die Rückzahlung des 
Darlehens, auf 20 Jahre verteilt, beginnt 3 Jahre 
nach Beendigung der Ausbildung. Die Ratenzah- 
lung wird in den Monaten ausgesetzt, in denen das 
Einkommen des Darlehensschuldners bestimmte, nach 
der Familiengröße gestaffelte Beträge nicht über- 
steigt. Ein Teilerlaß des Darlehens ist bei vorzei- 
tigem erfolgreichem Abschluß des Studiums, ein 
weiterer erheblicher Teilerlaß bei vorzeitiger Rück- 
zahlung eines bestimmten Teiles des Darlehens in- 
nerhalb von zwei Jahren nach Beendigung der Aus- 
bildung vorgesehen. 

Das Änderungsgesetz soll noch vor der Sommer- 
pause vom Bundestag und Bundesrat verabschiedet 
werden. 
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3. Begabtenförderung 

33- Neben der Förderung nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz stellt der Bund Mittel für die 
Förderung besonders begabter Studierender zur 
Verfügung, deren Begabung entsprechende wissen- 
schaftliche Leistungen erwarten läßt. Die Förderung 
erfolgt über die 7 Begabtenförderungswerke: 

— Cusanuswerk — Bischöfliche Studienförderung — 
— • Evangelisches Studienwerk 

— * Friedrich-Ebert-Stiftung 

— Friedrich-Naumann-Stiftung (im Aufbau) 

— Konrad-Adenauer^Stiftung 

— Stiftung Mitbestimmung 

— Studienstiftung des Deutschen Volkes. 

Auf die Auswahl der Stipendiaten nimmt der Bund 
keinen Einfluß. Das Verfahren bei der Feststellung 
der persönlichen Eignung des Studierenden für die 
Förderung sowie bei der Eignungs- und Leistungs- 
kontrolle während des Förderungszeitraums wird 
von den Begabtenförderungswerken in eigener Zu- 
ständigkeit und Verantwortung geregelt. Die Aus- 
wahlgrundsätze sind im einzelnen unterschiedlich. 
Gemeinsam ist allen Förderungswerken, daß bei der 
Auswahl der Stipendiaten 

— - vor allem auf die besondere Begabung 

— nicht auf die wirtschaftliche Bedürftigkeit 

geachtet wird. Die individuelle Betreuung der ein- 
zelnen Stipendiaten durch die Werke ist wesent- 
licher Bestandteil der Förderung. 


Die Mittel werden unter Berücksichtigung der wirt- 
schaftlichen Lage des Studierenden nach einheit- 
lichen Richtlinien als Stipendien vergeben. Der För- 
derungsmeßbetrag beträgt seit dem 1. Januar 1972 
monatlich 460 DM. Er ändert sich bei einer Ände- 
rung der Bedarfssätze in der gesetzlichen Ausbil- 
dungsförderung im selben Verhältnis. Zusätzlich 
können Familien- und Kinderzuschläge gewährt 
werden. Ferner erhält jeder Student unabhängig 
vom Forderungsbetrag ein Büchergeld in Höhe von 
monatlich 100 DM. 

Im vergangenen Jahr wurden für die Förderung 
besonders begabter Studierender rund 28,4 Millio- 
nen DM an Bundesmitteln aufgewendet. Damit 
wurden insgesamt 6 228 Studierende (Stand: 31. De- 
zember 1973) vor allem an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen (Universitäten, Technische Hochschulen) 
gefördert. Das entspricht einem Anteil von weniger 
als 1 °/o an der Gesamtstudentenschaft. 


Begabtenförderung 

— Aufwendung des Bundes — 


Haushaltsjahr 

Stipendiaten- 

zahl 

Bewilligung 

*(DM) 

1970 

4 250 

11 270 406 

1971 

4 698 

19 658 659 

1972 

5 529 

25 397 000 

1973 

6 228 

28 423 051 


Die Stipendiaten und die Bundesmittel verteilen sich 
auf die einzelnen Begabtenförderungswerke wie 
folgt: 


Begabtenförderung 

— Stand: 31. Dezember 1973 — 


I 

Begabtenförderungswerk 

Zahl der 
Stipendiaten 
(umgerech- 
net auf 

12 Monate) 

Durch- 

schnitts- 

stipendium 

(ohne 

Büchergeld) 
— in DM — 

Anteil 

der weib- 
lichen 

der ver- 
heirateten 

Stipendiaten 
— in °/o — 

Evangelisches Studienwerk 

408 

423 

39 

23 

Stiftung Mitbestimmung 

711 

500 

17 

33 

Cusanuswerk 

358 

401 

28 

19 

Friedrich-Ebert-Stiftung 

538 

485 

25 

28 

Studienstiftung 

2 917 

470 

19 

27 

Konrad- Adenauer-Stiftung 

413 

446 

18 

22 

Friedrich-Naumann-Stiftung 

(0) 

(268) 

(50) 

(0) 
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Für einzelne Begabtenförderungswerke liegen — nach dem Stand vom 31. Dezember 1973 — 

detailliertere sozialstatis tische Daten vor: 


Stipendiaten der Begabtenförderungswerke 
— Angaben in °/o — 



Evange- 

lisches 

Studien- 

werk 

Cusanus- 

werk 

Studien- 

stiftung 

Konrad- 

Ade- 

nauer- 

Stiftung 

Stiftung 

Mitbe- 

stimmung 

1. Studentinnen 

39 

28 

19 

18 

17 

2. Verheiratete Studenten 

23 

19 

27 

22 

33 

davon 

mit einem Studenten verheiratet 

51 

43 

88 

38 

39 

3. Studenten mit Kindern 

4 

5 

9 

8 

15 

4. Gegenwärtige (letzte) berufliche Tätigkeit des 
Vaters 

a) Akademiker zusammen 

37 

36 

31 

39 

4 

davon (bezogen auf die Gesamtzahl der Väter) 

— Beamter und Richter 

26 

20 

17 

16 


— Angestellter 

8 

9 

11 

12 

. 

— Selbständiger 

3 

7 

3 

7 

• 

b) Nichtakademiker zusammen 

63 

60 

68 

60 

96 

davon 

— Beamter 

11 

13 

13 

9 

12 

— Angestellter 

26 

19 

20 

27 

34 

— Arbeiter \ . 

15 

13 

19 

9 

47 

— Selbständiger 

9 

15 

16 

13 

3 


Für 1974 ist bei einer Stipendiatenzahl von insge- 
samt ca. 7 000 Studierenden mit einem Förderungs- 
volumen von ca. 29,5 Millionen DM zu rechnen. 
Der Betrag berücksichtigt bereits eine Reihe klei- 
nerer Verbesserungen wie die Anhebung der Frei- 
beträge der Unterhaltsverpflichteten und die Er- 
stattung von Fahrkosten und Studiengebühren beim 
Studium im Ausland. Eine Anhebung des Förde- 
rungsmeßbetrages entsprechend der Anhebung der 
Bedarfssätze in der gesetzlichen Ausbildungsförde- 
rung zum 1. Oktober 1974 würde das laufende Jahr 
einen Mehrbedarf von ca. 1,5 Millionen DM erfor- 
derlich machen. 


4. „Kategorienförderung“ 

Unter „Kategorienförderung" versteht man die För- 
derung besonderer „Kategorien" von Personen ins- 


besondere unter den Gesichtspunkten der Kriegs- 
opferversorgung, des Lastenausgleichs, der Entschä- 
digung der Opfer der nationalsozialistischen Ver- 
folgung sowie der Heimkehrer- und Häftlingshilfe. 
Diese Förderungsarten laufen allmählich aus bzw. 
sind zum Teil schon abgeschlossen. 


34. Erziehungsbeihilfen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz (BVG) 

Nach § 27 des Gesetzes über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz — 
BVG) wird durch Erziehungsbeihilfen für kriegs- 
hinterbliebene Waisen und für Kinder von Kriegs- 
beschädigten eine angemessene Ausbildung sicher- 
gestellt. Bei Vorliegen der Voraussetzungen besteht 
ein Rechtsanspruch auch auf Förderung des Hoch- 
schulbesuchs. 
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Folgende Leistungen wurden in den letzten Jahren aufgrund des BVG für Studenten erbracht: 


Jahr 

Betrag (DM) 

Waisen 

Kinder von 
Beschädigten 

Studenten 

insgesamt 

1970 

54,2 Millionen 

6 784 

9 649 

16 433 

1971 

57,6 Millionen 

4 607 

10 565 

15 172 

1972 

72,2 Millionen 

3 609 

12 622 

16 231 

Zum Vergleich 





1965 | 

66,9 Millionen 

23 892 

2 446 

26 338 


Die Erziehungsbeihilfen nach dem BVG haben Vor- 
rang vor der Ausbildungsförderung nach dem Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz. 


35. Ausbildungshilfe nadi dem 
Lastenausgleichsgesetz (LAG) 

Die Ausbildungshilfe nach § 302 des Gesetzes über 
den Lastenausgleich (LAG) verfolgte den Zweck, 
den Vertreibungsgeschädigten, Kriegssachgeschä- 
digten und Flüchtlingen aus der früheren sowje- 
tischen Besatzungszone bzw. ihren Kindern einen 
Ausgleich dafür zu geben, daß sie infolge der 
Schädigung nicht aus eigenen Mitteln eine ange- 
messene Ausbildung sicherstellen konnten. Mit 
Rücksicht auf das Inkrafttreten des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes wurde ab 1. Oktober 1971 
Ausbildungshilfe nach dem LAG an Studenten nicht 
mehr neu gewährt und im übrigen nur noch bis 
zum Ende des Ausbildungszeitraumes, längstens bis 
zum 31. Dezember 1971 gezahlt. Im Jahre 1971 wur- 
den noch 801 Studenten mit durchschnittlich 338 DM 
pro Monat nach dem LAG gefördert. 


36. Ausbildungsbeihilfe nach dem 

Heimkehrergesetz (HKG) und dem 
Häftlingshilfegesetz (HHG) 

Ausbildungsbeihilfe kann auch solchen Personen für 
ein Hochschulstudium gewährt werden, die wegen 
ihrer Zugehörigkeit zu einem militärischen oder 
militärähnlichen Verband kriegsgefangen waren und 
nach bestimmten Terminen entlassen und in die 
Bundesrepublik zurückgekehrt sind; ferner kann sie 
Deutschen gewährt werden, die wegen ihrer Volks- 
zugehörigkeit oder Staatszugehörigkeit interniert 
oder verschleppt waren. In Betracht kommen auch 
Ausländer oder Staatenlose, die auf deutscher Seite 
gekämpft haben (§§ 10/11 HKG). 

Ausbildungsbeihilfe für ein Hochschulstudium kann 
ferner nach § 9 des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen 
für Personen, die aus politischen Gründen in Gebie- 
ten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlin (West) in Gewahrsam genommen wurden 
(Häftlingshilfegesetz — HHG), gewährt werden. 


Diese Förderungsmöglichkeiten gehen denen nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz vor (§ 65 
Abs. 1 BAföG). 

Die Zahlen der Geförderten sind stark zurückge- 
gangen. 1973 wurden noch insgesamt 30 Heimkehrer 
bzw. ehemalige Häftlinge mit Ausbildungsbeihilfen 
gefördert, darunter 21 Studenten. 


37. Ausbildungsförderung nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz (BEG) 

Nach § 119 des Gesetzes zur Entschädigung der 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung haben 
Kinder von Verfolgten bei Verhinderung ihrer Aus- 
bildung wegen der Verfolgung ihrer Eltern einen 
Anspruch auf Ausbildungsbeihilfe. Wegen des Zeit- 
ablaufs und der Veränderung der Altersstruktur 
kommen Fälle des § 119 BEG praktisch nicht mehr 
vor. 


5. Sonstige öffentliche und andere 
Förderungsmaßnahmen 

38. Zahlreiche öffentliche Stellen und private Ein- 
richtungen vergeben Stipendien, die teils auf den 
Nachwuchsbedarf des Stipendiengebers, teils auf 
besondere, dem Geber nahestehende Personenkreise 
oder Fachrichtungen abgestellt sind, über diese viel- 
fältigen Förderungsmöglichkeiten unterrichtet bis 
1966 der Gesamtbericht des Bundes und der Länder 
über den Stand der Maßnahmen auf dem Gebiet 
der individuellen Förderung von Ausbildung und 
Fortbildung vom 20. März 1967 (Bundestagsdruck- 
sache V/1580). Die spätere Entwicklung wird de- 
tailliert wiedergegeben in Informationsschriften zur 
Studienförderung. 

Bei der 7. Sozialerhebung im Sommersemester 1973 
gaben 1,6 °/o der Studenten an Universitäten und 
Technischen Hochschulen an, daß sie ihre Studien- 
unterstützung allein oder vorrangig aus Zuwendun- 
gen von Kirchen, Parteien, Gewerkschaften, Firmen, 
beruflichen oder gewerblichen Verbänden, Bundes- 
bahn, Bundespost, Bundeswehr erhalten. 
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6. Ausbildungshilfe nach dem 

Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 

39. Nach § 31 Abs. 2 BSHG soll auch zum Besuch 
einer Hochschule Ausbildungshilfe gewährt werden. 
Ein Rechtsanspruch besteht insoweit nicht. Die Ge- 
währung von Ausbildungshilfe für den Besuch einer 
Hochschule konnte bislang nach § 32 Abs. 3 BSHG 
(neben anderen Voraussetzungen) nur gewährt wer- 
den, wenn die Fähigkeiten und Leistungen des Aus- 
zubildenden über dem Durchschnitt lagen. Nach 
dem am 1. April 1974 in Kraft getretenen Dritten 
Gesetz zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 
vom 25. März 1974 (BGBl. I S. 777) ist diese Vor- 
schrift mit dem Ziel der Angleichung an die Vor- 
schriften des Ausbildungsförderungsgesetzes geän- 
dert worden. Nunmehr kann Ausbildungshilfe für 
den Besuch einer Hochschule bereits dann gewährt 
werden, wenn der Auszubildende nach seinen Fähig- 
keiten und Leistungen für den Besuch geeignet ist. 

Die Ausbildungshilfe nach dem BSHG umfaßt die 
erforderlichen Leistungen für den Lebensunterhalt 
und für die Ausbildung. Für einen Alleinstehenden 
bzw. einen Haushaltsvorstand, der eine Hochschule 
besucht, sind das an laufenden Leistungen 

a) der Regelsatz für den Lebensunterhalt, der im 
Bundesdurchschnitt jetzt ca. 235 DM beträgt, 

b) 50 v. H. dieses Regelsatzes gemäß § 33 Abs. 2 
BSHG als Mehrbedarf. 

Zusätzlich können die tatsächlichen Unterkunfts- 
kosten, die Heizungskosten und die Ausbildungs- 
aufwendungen nach Maßgabe des anzuerkennenden 
Bedarfs übernommen werden. Für Ehegatten und 
Kinder können im Bedarfsfälle ebenfalls Sozialhilfe- 
leistungen — vor allem für den Lebensunterhalt — 
in Betracht kommen. 

Ausbildungshilfe nach dem BSHG ist nachrangig 
gegenüber anderen „Hilfen", z. B. auch gegenüber 
der Förderung durch das Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz (BAföG). 

Derzeit gewinnt das BSHG jedoch für Studenten 
deshalb zusätzliche Bedeutung, weil insbesondere 
infolge der laufenden Anpassung der Regelsätze an 
die gestiegenen Lebenshaltungskosten durch die zu- 
ständigen Landesbehörden (§ 22 Abs. 3 BSHG) die 
Leistungen nach dem BSHG für den Hochschul- 
besuch höher sein können als die Bedarfssätze 
nach dem BAföG. Obwohl die Handhabung bei 
den einzelnen Sozialhilfeträgern unterschiedlich ist 
und manche grundsätzlich keine Leistungen an Be- 
zieher von Ausbildungsförderung gewähren, soll 
die Zahl der Studenten, die sich ihre Ausbildungs- 
förderungsmittel über das BSHG aufstocken lassen, 
in der jüngsten Zeit zugenommen haben; Statistiken 
liegen allerdings nicht vor. 

Dem Bundestag liegt ein Entschließungsantrag des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
vor, die Bundesregierung zu ersuchen, bis zum 
31. Oktober 1975 zu berichten, in welchem Umfang 
Ausbildungshilfe nach dem BSHG neben Leistungen 
zur Ausbildungs- und Berufsförderung nach ande- 
ren Gesetzen, insbesondere dem Bundesausbildungs- 


förderungsgesetz und dem ArbeitsfÖrderungsgesietz, 
erforderlich ist (Bundestagsdruc'ksache 7/1467). 

Die Ausbildungshilfe nach §§ 31 ff. BSHG macht 
etwa 1 % der gesamten Ausgaben der Sozialhilfe 
aus. Sie betrug 1971 insgesamt 37,4 Millionen DM 
und 1972 51,2 Millionen DM. Zahlen für die an Stu- 
denten gezahlte Ausbildungshilfe liegen nicht vor; 
sie werden im Rahmen der Sozialhilfestatistik nicht 
gesondert erhoben. 


7. Förderung von Graduierten 

40. Graduiertenförderungsgesetz 

Auf der Grundlage des Gesetzes über die Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses an den Hoch- 
schulen (Graduiertenförderungsgesetz) vom 2. Sep- 
tember 1971 (BGBl. I S. 1465) wird qualifizierten 
Hochschulabsolventen eine weiterführende wissen- 
schaftliche Ausbildung (Promotion oder Aufbau- 
studium) ermöglicht. Der Bund trägt 75 v. H. und die 
Länder tragen 25 v. H. der durch die Ausführung des 
Gesetzes entstehenden Ausgaben. Im vergangenen 
Jahr hat der Bund hierfür rund 48,6 Millionen DM 
ausgegeben. Unter Berücksichtigung des Länderan- 
teils standen insgesamt etwa 65 Millionen DM aus 
öffentlichen Mitteln zum genannten Zweck zur Ver- 
fügung. Am 31. Dezember 1973 befanden sich nach 
den Angaben der Länder etwa 6 300 Stipendiaten in 
der Förderung. Das sind schätzungsweise 18 bis 
20% aller Doktoranden. Insgesamt sind seit dem 
Inkrafttreten des Graduiertenförderungsgesetzes 
rund 9 000 Stipendiaten gefördert worden. 

Eine im Herbst 1973 im Auftrag des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft durchgeführte Unter- 
suchung zum Graduiertenförderungsgesetz, deren 
Abschlußergebnis im Frühsommer 1974 zu erwarten 
ist, hat in einer Vorauszählung folgendes ergeben: 

— Rund 85 % der Stipendiaten sind männlichen Ge- 
schlechts. 

— Rund 44 % der Stipendiaten sind verheiratet. 

— Mehr als 50 % der Stipendiaten sind älter als 
28 Jahre, 

— - rund 58 % der Stipendiaten erhalten das volle 
Grundstipendium (800 DM monatlich), rund 12% 
der Stipendiaten erhalten das Grundstipendium 
und den Verheiratetenzuschlag (200 DM monat- 
lich). 

— 6% der Stipendiaten kommen aus Arbeiter-, 
2 % der Stipendiaten kommen aus Hochschul- 
lehrerfamilien. 

Für 1974 ist bei einer voraussichtlichen Stipendia- 
tenzahl von ca. 7 000 mit einem Förderungsvolumen 
von insgesamt ca. 80,0 Millionen DM zu rechnen. 

41. Stipendiengewährung über die 
Begabtenförderungswerke 

Neben der Förderung nach dem Graduiertenförde- 
rungsgesetz stellt der Bund den Begabtenförde- 
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rungswerken Mittel für die Förderung von Promo- 
tionen und Aufbaustudien zur Verfügung. 


Begabtenförderungswerk 

Haus- 

halts- 

jahr 

Zahl 

der 

Sti- 

pen- 

diaten 

Bewilli- 

gung 

(DM) 

Evangelisches 

1970 

70 

320 920 

Studentenwerk 

1973 

170 

1 170 000 

Stiftung 

1970 

83 

550 000 

Mitbestimmung 

1973 

110 

944 200 

Cusanuswerk 

1970 

59 

205 540 


1973 

107 

732 600 

Friedrich-Ebert- 

1970 

110 

450 000 

Stiftung 

1973 

200 

1 482 228 

Studienstiftung 

1970 

286 

1 500 000 


1973 

341 

4 086 111 

Konrad-Adenauer- 

1970 

55 

254 900 

Stiftung 

1973 

157 

1 204 400 

Friedrich-Naumann- 

1973 

2 

4 000 

Stiftung ! 





Voraussetzungen, Umfang und Dauer der Förde- 
rung richten sich nach den Bestimmungen des Gra- 
duiertenförderungsgesetzes und der Verordnung 
über die Durchführung der Graduiertenförderung. 
Gefördert werden können grundsätzlich Studie- 
rende, die bereits Stipendiaten der Begabtenförde- 
rungswerke waren. In begründeten Ausnahmefäl- 
len können die Förderungswerke auch andere Be- 
werber aufnehmen. Im vergangenen Jahr wurden 
für die Promotions- und Aufbaustudienförderung 
der Studentenförderungswerke rund 9,6 Millionen 
DM an Bundesmitteln aufgebracht. Damit wurden 
insgesamt 1 087 Stipendiaten gefördert. Das ent- 
spricht einem Anteil von schätzungsweise rund 3 % 
aller Doktoranden. 

Für 1974 ist bei einer voraussichtlichen Stipendiaten- 
zahl von ca. 1 150 mit einem Förderungsvolumen 
von ca. 10 Millionen DM zu rechnen. 


8. Kinderlastenausgleich 

42. Steuerliche Förderungsmaßnahmen 

a) Das Einkommensteuergesetz trägt zur finanziel- 
len Förderung des Studiums dadurch bei, daß es 
— unter bestimmten Voraussetzungen * — lohn- 
und einkommensteuerbelasteten Eltern der Stu- 
dierenden Kinderfreibeträge gewährt. Als Kin- 
derfreibeträge sind vom Jahreseinkommen abzu- 
ziehen: 


Die Vergünstigungen, die auf diese Weise den 
Eltern der Studierenden gewährt werden, dürf- 
ten 1974 eine Größenordnung von 210 bis 220 
Millionen DM erreichen. Allerdings kommen 
nach geltendem Recht diese Vergünstigungen 
den Eltern nicht in gleicher Weise zugute. Viel- 
mehr steigt die tatsächliche Steuerentlastung 
wegen des Abzugs der Freibeträge von der 
Steuerbemessungsgrundlage mit der Höhe des 
zu versteuernden Einkommens. Die Bundesre- 
gierung hat in ihrem Entwurf eines Dritten 
Steuerreformgesetzes eine grundlegende Neu- 
gestaltung des Kinderlastenausgleichs und ins- 
besondere der steuerlichen Maßnahmen vorge- 
schlagen (Bundestagsdrucksache 7/1470). Sie 
würde zu einer einheitlichen Berücksichtigung 
der Kinder bei den Eltern unabhängig von deren 
Einkommen führen. 

b) Über die Kinderfreibeträge hinaus gestattet es 
das Einkommensteuergesetz unter bestimmten 
Voraussetzungen den Eltern von Studierenden, 
die während des Studiums auswärtig unterge- 
bracht sind, 1 200 DM jährlich als außergewöhn- 
liche Belastung vom Einkommen abzusetzen. Da 
etwa 75 °/o der Studenten, die im Wintersemester 
1973/74 studiert haben, nicht bei ihren Eltern 
wohnten, kann die Vergünstigung für 1974 auf 
insgesamt etwa 140 Millionen DM geschätzt wer- 
den. 

c) Schließlich können seit 1970 Aufwendungen eines 
steuerpflichtigen Studierenden für seine Ausbil- 
dung, soweit es sich nicht um Aufwendungen für 
den Lebensunterhalt handelt, bis zu 900 DM im 
Kalenderjahr (bis zu 1 200 DM bei getrenntem 
Haushalt) als Sonderausgaben von den Einkünf- 
ten abgezogen werden. Entsprechendes gilt, wenn 
dem Steuerpflichtigen Ausbildungsaufwendun- 
gen für seinen studierenden Ehegatten erwach- 
sen. 


43. Kindergeld 

Für das zweite und jedes weitere Kind wird nach 
dem Bundeskindergeldgesetz Kindergeld gewährt. 
Personen, die nur zwei Kinder haben, erhalten Kin- 
dergeld allerdings lediglich dann, wenn ihr Einkom- 
men eine bestimmte Grenze nicht übersteigt (z. Z. 
18 360 DM nach der Anhebung durch das Fünfte Ge- 
setz zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 
vom 21. Dezember 1973, BGBl. I S. 1969, wobei das 
letzte oder das vorletzte Kalenderjahr maßgebend 
ist). Das Kindergeld beträgt für das zweite Kind 
25 DM, für das dritte und vierte Kind je 60 DM, 
für das fünfte und jedes weitere Kind je 70 DM 
monatlich. Die Bundesanstalt für Arbeit mit ihren 
Arbeitsämtern führt das Gesetz durch, die Aufwen- 
dungen — 1973 3,12 Mrd. DM für rund 5,38 Millio- 
nen zweite und weitere Kinder — trägt der Bund. 


für das 1. Kind 1 200 DM 

für das 2. Kind 1 680 DM 

für jedes weitere Kind 1 800 DM. 


Dieser Teil des Kinderlastenausgleichs kommt in 
der Regel allen Personen mit studierenden Kindern 
zugute, die nicht Bedienstete oder Arbeitnehmer im 
Öffentlichen Dienst sind und denen für das Kind 
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auch keine vergleichbaren Leistungen insbesondere 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung oder Ren- 
tenversicherung zustehen. Seit 1970 erhalten die 
Eltern eines Studierenden auch dann Kindergeld, 
wenn dieser verheiratet ist und sein Ehegatte in 
einem Arbeitnehmerverhältnis steht. Auch Studie- 
rende selbst, die Kinder haben, sind nach den all- 
gemeinen Vorschriften anspruchsberechtigt. 


44. Leistungen im öffentlichen Dienst und 
in der Sozialversicherung 

Den Angehörigen des öffentlichen Dienstes wird 
vom ersten Kind an ein Kinderzuschlag von 50 DM 
gezahlt; hinzu kommt eine günstigere Stufe des 
Ortszuschlags. Bei mehr als einem kinderzuschlags- 
berechtigten Kind erhöht sich der Ortszuschlag für 
jedes weitere zu berücksichtigende Kind (1973 für 
das zweite bis fünfte Kind um je 55 DM, für das 
sechste und die weiteren Kinder um je 68,50 DM). 
Die Eltern eines Studenten erhalten auch dann Kin- 
derzuschlag und bleiben in der entsprechenden Orts- 
zuschlagsstufe, wenn er verheiratet ist und sein Ehe- 
gatte in einem Arbeitnehmerverhältnis steht. 

Die zu den Sozialversicherungsrenten gezahlten 
Leistungen (Kinderzulagen aus der gesetzlichen Un- 
fallversicherung und Kinderzuschüsse aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen) werden ebenfalls 
vom ersten Kind an gewährt. Sie sind im allgemei- 
nen wesentlich höher als das Kindergeld und folgen 
wie die Renten den veränderten wirtschaftlichen 
Verhältnissen. Auch hier hat der Bundesgesetzgeber 
1970 die Beschränkung auf unverheiratete Kinder 
aufgehoben und damit berücksichtigt, daß in zuneh- 
mendem Maße junge Menschen heiraten, bevor sie 
ihre Ausbildung beendet haben. 


45. Reform des Kinderlastenausgleichs 

Das mehrgleisige System des Kinderlastenaus- 
gleichs, soweit zu ihm Kinderfreibeträge, Kinder- 
geld sowie Kinderzuschlag für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes gehören, unterliegt der Kritik 
und zwar sowohl im Hinblick auf die oben (Tz. 42) 
bereits erwähnte Ungleichheit der Steuervergünsti- 
gungen als auch im Hinblick auf die Unterschiedlich- 
keit der direkten Leistungen. 

Die Bundesregierung hat vorgeschlagen, das bishe- 
rige System durch eine einheitliche Kinderentlastung 
zu ersetzen, die einkommensunabhängig und vom 
ersten Kind an gewährt werden soll. Die Kinderent- 
lastung soll für das erste Kind 50 DM betragen, für 
das zweite Kind 70 DM und für jedes weitere Kind 
120 DM monatlich (§ 97 des Entwurfs eines Drit- 
ten Steuerreformgesetzes, Bundestags-Drucksache 
7/1470). Diese Reform, die zum 1. Januar 1975 in 
Kraft treten soll, wird unter anderem eine entschei- 
dende Verbesserung für Studierende mit Kindern 
bringen, die bislang auf ein Kindergeld (25 DM für 
das zweite Kind) und ergänzend auf Sozialhilfe an- 
gewiesen sind. 


9. Gebührenfreiheit 

46. Die Ministerpräsidenten der Länder sind am 
16. April 1970 übereingekommen, daß Gebühren für 
das Studium und die Hochschulprüfungen nicht mehr 
erhoben werden sollen. Die Gebührenfreiheit stellt 
den einzelnen Studenten frei von den Kosten für die 
Schaffung und Unterhaltung seines Studienplatzes. 
Er bleibt allerdings in aller Regel belastet mit 
Pflichtbeiträgen zugunsten der Studentenwerke, der 
Krankenversorgung und der Studentenschaft (s. u. 
Tz. 64, 71, 73). 


10. Erwerbstätigkeit der Studenten 

47. Werkarbeit 

Die Erwerbstätigkeit der Studenten hat nach den 
Ergebnissen der 7. Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerks im Sommersemester 1973 den höch- 
sten Stand seit 1963 erreicht. 40% aller Studenten 
an Universitäten und Technischen Hochschulen 
arbeiteten während der Semesterferien, d. h. meh- 
rere Monate im Jahr, laufend oder häufig (1967: 
27%, 1963: 34%). Während der Vorlesungszeit 
stehen jetzt 20% laufend oder häufig im Erwerbs- 
leben (1967: 9%, 1963: 8%). In der Regel ist die 
Werkarbeit ausbildungsfremd. Die Erwerbstätigkeit 
der Studenten an Fachhochschulen hat insgesamt 
dasselbe Ausmaß wie an den Universitäten, sie 
konzentriert sich jedoch mehr auf die Semester- 
ferien. 45 % arbeiten dann laufend oder häufig. 

Die Studenten an Universitäten und Technischen 
Hochschulen, die Ausbildungsförderung erhalten, 
sehen sich deutlich weniger zur Werkarbeit ver- 
anlaßt. Von ihnen arbeiten ständig oder häufig wäh- 
rend der Vorlesungsmonate 13 % und in den Seme- 
sterferien 37 %. 1967 waren es 6 bzw. 13 % der 
Studenten, die damals Förderung nach den Richt- 
linien des Honnefer Modells erhielten. 

Die Erwerbstätigkeit der Studenten darf nicht regu- 
lärer Bestandteil der Studienfinanzierung sein. Der 
notwendige Lebensunterhalt und die Ausbildungs- 
kosten sind durch die gesetzliche Ausbildungsför- 
derung sicherzustellen, soweit der Student, seine 
Eltern und sein Ehegatte hierzu aus eigener Kraft 
nicht in der Lage sind. Bundesregierung und Bun- 
destag haben mit den Haushaltsentscheidungen zur 
Ausbildungsförderung gezeigt, daß sie diesen 
Grundsatz auch in einer schwierigen Situation zu 
verwirklichen versuchen. 

Werkarbeit sollte nicht nur im Interesse einer zü- 
gigen Durchführung des Studiums und damit im In- 
teresse einer Abkürzung unangemessener Verweil- 
zeiten entbehrlich sein. Eine intensive Erwerbstätig- 
keit, die zur Sicherung des Lebensunterhalts — etwa 
für Studenten mit einer eigenen Familie — erforder- 
lich ist, bringt nach den bisherigen Beobachtungen 
nicht ohne weiteres einen Gewinn für die Lebens- 
erfahrung des Studenten und für die Praxisorientie- 
rung seines Studiums. Die hohen Erwartungen an 
eine nachhaltige Überwindung der Kluft zwischen 
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Akademikern und Arbeitern, die die Studenten der 
Generation nach dem 1. Weltkrieg an ihren Selbst- 
hilfeplan der Werkarbeit geknüpft hatten, haben 
sich nur zum Teil erfüllt. Die physische und psychi- 
sche Belastung sowie die Notwendigkeit, das Stu- 
dium auf die Aneignung des unerläßlichen Examens- 
stoffs zu beschränken, wirken sich häufig stärker 
aus als die Chance, die Arbeitswelt kennen und ver- 
stehen zu lernen. Soweit berufspraktische Kennt- 
nisse und Erfahrungen bereits während des Stu- 
diums vermittelt werden können und sollen, ist ein 
reformiertes Studium mit angeleiteten Praktika und 
berufsbezogenen Projekten der bessere Weg. 

Die Entwicklung des Arbeitsmarkts für Studenten 
Anfang 1974 bestätigt, daß die Erwerbstätigkeit kein 
notwendiger Bestandteil der Studienfinanzierung 
sein darf. Das Angebot an geeigneten Stellen ist 
hinter der Nachfrage zum Teil erheblich zurück- 
geblieben. Für Studenten, die auf die nach den Be- 
darfssätzen von 1971 bemessene Ausbildungsförde- 
rung angewiesen waren, trafen diese Schwierigkei- 
ten zusammen mit der allgemeinen Erhöhung der 
Lebenshaltungskosten und mit der Neuberechnung 
der Stipendien im Oktober 1973, bei der die gestie- 
genen Eltemeinkommen des Jahres 1971 stipendien- 
mindernd berücksichtigt wurden (siehe oben Tz. 30). 

48. Arbeitsvermittlung 

Auf die Probleme der Arbeitsvermittlung für Stu- 
denten hat sich die Bundesanstalt für Arbeit — zum 
Teil in Zusammenarbeit mit den örtlichen Studen- 
tenwerken — eingestellt. 

— Die Bundesanstalt für Arbeit hat spezielle Ver- 
mittlungsstellen für Studenten (Studenten-Servis- 
Zeitarbeitsvermittlung) bei Arbeitsämtern an 
Hochschulorten eingerichtet; im Oktober 1973 
bestanden 15 solcher Stellen. Die Bundesanstalt 
unterrichtet potentielle Arbeitgeber über diesen 
Spezialdienst und regt sie zur Inanspruchnahme 
an. Die Arbeitgeber erwarten überwiegend eine 
Ferienarbeit von mindestens 3 bis 4 Wochen. 
Arbeitsmöglichkeiten werden insbesondere ange- 
boten in den Bereichen: Industrie, Verkehrsge- 
werbe, Häfen, Großmärkte, Versandhandel, Kauf- 
häuser, Messen, Ausstellungen, Hotel- und Gast- 
stättengewerbe und Krankenanstalten. Die Art 
der Tätigkeit ist breit gefächert: Neben Hilfs- 
arbeiten in diesen Bereichen werden z. B. auch 
Tätigkeiten als Bauhelfer, Kraftfahrer sowie in 
den Bereichen Büro, Verkauf, Fremdenverkehr 
(Fremdenführer, Dolmetscher) vermittelt. 

— Im übrigen können sich die Studenten im Rah- 
men der üblichen Vermittlungstätigkeit der Ar- 
beitsämter an die nach Berufen gegliederten Ver- 
mittlungsstellen wenden und zwar sowohl am 
Hochschulort als auch während der Semester- 
ferien an ihrem Heimatort. 


Beide Formen der Arbeitsvermittlung von Studenten 
durch die Bundesanstalt für Arbeit werden in den 
Hauptferienmonaten (Juni bis Oktober) statistisch 
gesondert erfaßt. 1973 wurden rund 89 150 Vermitt- 
lungsfälle registriert. 1972 waren es rund 78 800 
(ähnlich 1971 und 1970: je rund 79 460). 

— - Die Studenten können ferner die „Job- Vermitt- 
lungsstellen für Zeitpersonal" der Arbeitsämter 
in Anspruch nehmen, die die Bundesanstalt für 
Arbeit in Großstädten für die Vermittlung von 
Angestellten, insbesondere weiblichen, für Büro 
und Verkauf, eingerichtet hat (siehe Bericht der 
Bundesregierung über die Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Situation der Frau vom 1. August 
1972, Bundestagsdrucksache VI/3689, S. 6). 

— Die Zentralstelle für Arbeitsvermittlung in 
Frankfurt am Main veranstaltet seit Jahren Stu- 
dentenprogramme, durch die Ferienarbeitsplätze 
im europäischen und außereuropäischen Ausland 
vermittelt werden. 1973 wurden auf diese Weise 
rund 1 250 Plätze vermittelt (1972: rund 950). 

— Neben der eigenen Vermittlungstätigkeit hat die 
Bundesanstalt für Arbeit nach § 23 des Arbeits- 
förderungsgesetzes 7 Einrichtungen mit nicht auf 
Gewinn gerichteter Arbeitsvermittlung von Stu- 
denten beauftragt, beispielsweise das Studen- 
tenwerk Berlin (Studentenkundendienst „Hein- 
zelmännchen"), die „Gemeinnützige Studentische 
Selbsthilfe Hilf-Fix" in Karlsruhe und den Ver- 
mittlungsschnelldienst des Studentenwerks der 
Technischen Hochschule Darmstadt. Die beauf- 
tragten Einrichtungen vermittelten 1973 227 630 
Arbeitsmöglichkeiten (1972: rund 227 370, 1971: 
rund 237 420). Hierbei handelt es sich fast aus- 
schließlich um gelegentliche Aushilfsarbeiten bis 
zu einer Woche oder entsprechende kurzfristige, 
regelmäßig wiederkehrende Tätigkeiten. 

Eine Umfrage des Deutschen Studentenwerks ergab, 
daß etwa 2 U der örtlichen Studentenwerke im Inter- 
esse der Arbeitsvermittlung der Studenten mit dem 
Arbeitsamt eng Zusammenarbeiten, dem z. B. Räume 
im Studentenwerk zur Verfügung gestellt werden. 

Der tatsächliche Umfang der Erwerbstätigkeit von 
Studenten läßt sich aus den Ergebnissen der Ver- 
mittlungsstellen nicht vollständig ablesen, da Stu- 
denten auch auf Grund eigener Initiative, insbeson- 
dere auf Grund fortdauernder Kontakte mit einem 
früheren Arbeitgeber, unmittelbar eine Arbeitsstelle 
annehmen. Die Größenordnung der Vermittlungs- 
ergebnisse stützt jedoch die in der 7. Sozialerhebung 
des Deutschen Studentenwerks ausgewiesenen An- 
gaben der Studenten über ihre Erwerbstätigkeit. Die 
Bundesregierung erwartet, daß nach der durchge- 
führten Anpassung der Leistungen nach dem Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz die Werkarbeit 
wieder auf ein vertretbares Maß zurückgeht. 
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V. Wohnung und Verkehrsverhältnisse 


1. Versorgung mit Wohnraum 

49. Aufgaben und Leistungen der Förderung 
von Wohnraumbau für Studenten 

Trotz erheblicher Aufwendungen des Bundes und der 
Länder ist die Lage auf dem studentischen Wohn- 
raummarkt in den letzten Jahren kritischer gewor- 
den. Immer häufiger werden Fälle bekannt, in denen 
freie Studienplätze wegen fehlender Wohnmöglich- 
keiten nicht belegt werden können. Verstärkte Be- 
mühungen von Bund und Ländern, denen nach 
den „Richtlinien des Bundes und der Länder für die 
Studentenwohnraumförderung" vom 28. April 1972 
die Förderung studentischen Wohnraums in und 
außerhalb von Studentenwohnheimen gemeinsam 
obliegt, sind deshalb erforderlich. 

Der Bund hat seine Mittel für die Förderung studen- 
tischen Wohnraums von 17,6 Millionen DM im 
Jahre 1970 auf 112,5 Millionen DM im Jahre 1973 
kontinuierlich erhöht (1971: 34,2 Millionen DM, 1972: 
58,9 Millionen DM). 1974 stehen bis zu 140 Millionen 
DM Bundesmittel zur Verfügung. Auf Grund der kla- 
ren Begrenzung der Aufwendungen durch Richt- 
werte konnte die kontinuierliche Steigerung der öf- 
fentlichen Ausgaben zu einer entsprechenden Stei- 
gerung der Zahl der neugeschaffenen Wohnheim- 
plätze führen: 

1970 1 761 neue Plätze 

1971 1 937 neue Plätze 

1972 4 678 neue Plätze 

1973 8 154 neue Plätze. 

Nach Auskunft der Beratungsstelle für Wohnheim- 
fragen beim Deutschen Studentenwerk beläuft sich 
damit der Bestand an Wohnheimplätzen am 1. Ja- 
nuar 1974 auf 70 893; davon sind nicht weniger als 
61 000 öffentlich gefördert worden. Im Bau befinden 
sich am 1. Januar 1974 nach Auskunft der gleichen 
Stelle 1 1 700 Wohnheimplätze. 

Gleichwohl liegt die sogenannte Unterbringungs- 
quote — das ist der Anteil der Studenten, die in 
einem Studentenwohnheim wohnen — Anfang 1974 
wie auch schon Anfang 1973 knapp unter 10% 
(9,5 %). Das ist zurückzuführen auf den rapiden An- 
stieg der Studentenzahlen (s. o. Tz. 5). 

Die steigenden Studentenzahlen treffen auf ein 
nachlassendes Angebot an geeigneten preiswerten 
Zimmern und Wohnungen. Das hat mehrere Gründe: 
Die wirtschaftliche Notwendigkeit, Zimmer an Stu- 
denten zu vermieten, geht für viele Vermieter zu- 
rück. Im Zuge verstärkter Sanierung in Altstadt- 
gebieten fallen typische „Studentenbuden" fort. Der 
Wohnraum in den Neubauvierteln ist auf den Bedarf 


von Kleinfamilien zugeschnitten. In Städten, die erst 
seit kurzem eine Hochschule beherbergen, fehlt die 
Tradition der Zimmervermietung an Studenten. Ge- 
legentlich scheinen die Vermieter wohnraumsuchen- 
den ausländischen Arbeitnehmern deshalb den Vor- 
rang zu geben, weil sie bei ihnen eine höhere Miete 
erzielen können. Das allgemeine Image der Studen- 
ten, an dessen Entstehung sowohl bestimmte Studen- 
tenorganisationen als auch bestimmte Massenmedien 
Anteil haben, scheint gleichfalls auf die Bereitschaft 
zur Vermietung an Studenten negativen Einfluß zu 
haben. Soweit auf Teilmärkten das Angebot an 
Wohnraum die Nachfrage übersteigt, handelt es sich 
um Wohnungen, die nach ihrer Preislage für Studen- 
ten in aller Regel nicht in Betracht kommen. 


50. Maßnahmen zur Förderung von Wohnraumbau 
für Studenten 

Die Bundesregierung hat in Presse, Rundfunk und 
Fernsehen auf die gemeinsamen „Richtlinien des 
Bundes und der Länder für die Studentenwohnraum- 
förderung" vom 28. April 1972 hingewiesen. Sie ent- 
halten nicht nur Möglichkeiten für die öffentliche 
Förderung von Studentenwohnheimen, sondern auch 
für die Förderung von Wohnraum für Studenten 
außerhalb von Wohnheimen der die Bundesregierung 
wegen der Einbeziehung der Studenten in die übrige 
Wohnbevölkerung besondere Bedeutung beimißt. 
Nach den Richtlinien können für Maßnahmen zur 
Behebung der studentischen Wohnungsnot Zuwen- 
dungen gegeben werden, z. B. für den Bau oder Aus- 
bau von Studentenzimmern und Studentenwohnun- 
gen außerhalb von Studentenwohnheimen, für den 
Erwerb von Eigentumswohnungen, vornehmlich für 
Studentenehepaare — wobei der Bauherr oder Er- 
werber allerdings eine juristische Person des öffent- 
lichen Rechts oder eine juristische des Privatrechts 
mit gemeinnützigem Zweck sein muß — , für Maß- 
nahmen zur Erweiterung oder Erhaltung des Privat- 
zimmerangebotes für Studenten sowie für Behelfs- 
oder Sofortmaßnahmen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
kann auf Grund eines einmütigen Beschlusses des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
die im Haushalt 1974 bereitgestellten Mittel bis auf 
140 Millionen DM erhöhen, nachdem eine einseitige 
Deckungsfähigkeit zum Titel „Ausbau und Neubau 
von Hochschulen" hergestellt wurde. 

Die Anstrengungen zur Schaffung neuer Studien- 
plätze können ihren Zweck nur erreichen, wenn aus- 
reichender Wohnraum zur Verfügung steht, für den 
auch wirtschaftlich schlechter gestellte Studenten 
die Miete bezahlen können. Die Bundesregierung 
wird deshalb in ihrer Finanzplanung für die Förde- 
rung des studentischen Wohnraums von den Ziel- 
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zahlen des Bildungsgesamtplans ausgehen. Danach 
sollen in öffentlich gefördertem Wohnraum leben 
können: 

1975 zwischen 10 und 15 °/o der Studenten 

1980 zwischen 15 und 20 % der Studenten 

1985 zwischen 20 und 25 °/o der Studenten. 

51 . Wohnraumförderung für verheiratete Studenten 

Der Anteil der verheirateten Studenten ist zum 
Sommersemester 1973 auf nahezu 20°/o gestiegen, 
der Anteil der Studenten mit Kindern auf über 7 % 
(s. o. Tz. 20 und 21). 

Bund und Länder haben aus dieser Entwicklung be- 
reits 1973 wichtige Konsequenzen gezogen: Sie 
haben sowohl die Flächen- als auch die Kostenricht- 
werte für Wohnraum für Studentenehepaare vor 
allem mit Kindern erheblich verbessert. Seit dem 
3. Mai 1973 beträgt die förderungsfähige Gesamt- 
fläche für ein Studentenehepaar 48 qm (vorher: 

42.5) , für ein Ehepaar mit einem Kind 60 qm (vorher: 

56.5) , für ein Ehepaar mit zwei Kindern 72 qm (vor- 
her ebenfalls 56,5). Entsprechend erhöhten sich die 
Kostenrichtwerte, d. h. die Mittel, die Bund und 
Länder gemeinsam pro Wohneinheit zur Verfügung 
stellen, auf 42 000 DM (vorher: 38 000 DM), 52 500 
DM (vorher: 47 500 DM) und 63 000 DM (vorher 
ebenfalls: 47 500 DM). Damit soll nicht nur den woh- 
nungsmäßigen Bedürfnissen der verheirateten Stu- 
dierenden besser Rechnung getragen, sondern auch 
ein stärkerer Anreiz für die Schaffung von familien- 
gerechtem Wohnraum für diesen Personehkreis 
geboten werden. Während früher nur wenige Mo- 
dellvorhaben in diesem sozialpolitisch besonders 
wichtigen Förderungsbereich durchgeführt wurden, 
ist die Wohnraumförderung für verheiratete Studie- 
rende ein integraler Bestandteil der gemeinsamen 
Bund-Länder-Richtlinien. Im letzten Jahr wurden 
1 800 Wohnheimplätze für verheiratete Studierende 
gefördert, deren Ehepartner entweder ebenfalls stu- 
diert oder das Kind bzw. die Kinder betreuen muß. 

Auch hier wäre es im Interesse der Einbeziehung 
der Studierenden in die übrige Wohnbevölkerung 
besonders zu begrüßen, wenn von den Möglichkei- 
ten der Richtlinien zur Förderung von Wohnraum 
außerhalb von Studentenwohnheimen verstärkt Ge- 
brauch gemacht würde, 

52. Wohnraumförderung für behinderte Studenten 

Die Bundesregierung hat der Förderung von Wohn- 
raum für behinderte Studenten einen besonderen 
Stellenwert eingeräumt. Der Wohnraum muß den 
Lebens- und Arbeitsbedürfnissen behinderter Stu- 
denten gerecht werden und in ausreichendem Um- 
fang erstellt werden. Dabei ist der Gefahr der Iso- 
lierung behinderter Studenten entgegenzuwirken. 
Bund und Länder fördern deshalb vorrangig Vor- 
haben, in denen sowohl gesunde wie auch körper- 
lich behinderte Studenten gemeinsam leben. Zur 
Zeit befinden sich vier Vorhaben im Bau oder in 


der Planung: Das Heim in Regensburg steht mit ca. 
30 Plätzen bereits vor dem Baubeginn, in Hannover 
sollen ca. 40 Plätze für behinderte Studenten ge- 
schaffen werden, in Bochum bis zu 70, in Bonn 
etwa 20. In den nächsten Jahren dürfte isich damit 
die Wohnsituation behinderter Studenten, auf deren 
Bedürfnisse gegenwärtig nur das Konrad-Biesalski- 
Haus in Marburg eingerichtet ist, spürbar verbes- 
sern. 

Die Bundesregierung wird dem Bundestag noch in 
diesem Jahr über die Lage der behinderten Studen- 
ten berichten und dabei auch auf die Erstellung ge- 
eigneten Wohnraums eingehen. 


53. Optimale Nutzung der Förderungsmittel 

Die Förderung des studentischen Wohnraumbaus 
kann sich nicht auf die Bereitstellung ausreichen- 
der Mittel für Baumaßnahmen beschränken. Ebenso 
notwendig sind intensivere Überlegungen über 
Wohnformen, Wohnqualität und optimale Nutzung 
der öffentlichen Mittel. 

Als einen Beitrag hierzu versteht die Bundesregie- 
rung den vom Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft im August 1973 ausgeschriebenen Bau- 
und Konstruktionswettbewerb „Wohnungen für Stu- 
denten", an dem sich 130 Architekten und Bau- 
unternehmen mit über 200 Entwürfen beteiligt ha- 
ben. Mit diesem Wettbewerb wurden mehrere Ziele 
verfolgt. Es wurden Lösungen erwartet, die einen 
hohen Wohnwert bieten und den besonderen Le- 
bens- und Arbeitsbedürfnissen der Studenten voll 
entsprechen. Weiterhin sollten Möglichkeiten zur 
Baurationalisierung gefunden werden, um die zur 
Verfügung stehenden Finanzmittel optimal zu nut- 
zen, denn nur so können steigende Finanzmittel 
auch zu einem realen Zuwachs an Wohnraumplät- 
zen führen. Schließlich sollten durch niedrige Inve- 
stition- und Folgekosten die Mieten für die Studen- 
ten in tragbaren Grenzen gehalten werden. 

Die im Wettbewerb geforderten ausführungsreifen 
Bausysteme sollten den Industrialisierungsgrad des 
Bauens erhöhen und Voraussetzungen zur Bauratio- 
nalisierung schaffen. Dabei mußten die typisierten 
Elemente für unterschiedliche städtebauliche Situa- 
tionen geeignet sein. Als Beitrag zur Baurationali- 
sierung wurde auch die geforderte Teambildung von 
Architekten und Bauunternehmern angesehen, durch 
die eine verstärkte Integration und Frühabstimmung 
von Planung und Ausführung erreicht werden soll. 
Zur Zeit wird geprüft, ob durch eine Zusammen- 
legung von Projekten mehrerer Träger ein Beitrag 
zur optimalen Nutzung der öffentlichen Förderungs- 
mittel geleistet werden kann. 

In den Bund-Länder-Richtlinien für die Förderung 
von Studentenwohnraum sind Flächen- und Kosten- 
richtwerte festgelegt. Durch dieses Kostenrichtwert- 
system ist ein überregional einheitlicher Maßstab 
für die Planung und Ausführung von Wohnraum 
für Studenten geschaffen worden. Schon vor Beginn 
der Planung können Kostengesichtspunkte hinrei- 
chend berücksichtigt werden. Die Entwicklungen 
im Studentenwohnraumbau zeigen, daß mit Hilfe 
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der Flächen- und Kostenrichtwerte im Ergebnis die 
Kosten pro Studentenwohnplatz gesenkt und mit 
den zur Verfügung stehenden Mitteln ein größeres 
Bauvolumen erstellt werden konnte. 

54. Allgemeine Förderungsmaßnahmen 

Neben der gezielten Förderung von Wohnraum für 
Studenten besteht für Bund, Länder und Gemeinden 
im Rahmen ihrer allgemeinen Städtebau- und Woh- 
nungspolitik die Aufgabe, erhaltenswerten Wohn- 
raum zu erhalten. Das Gesetz zur Verbesserung des 
Mietrechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs so- 
wie zur Regelung von Ingenieur- und Architekten- 
leistungen vom 4. November 1971 eröffnet den Län- 
dern die Möglichkeit, die Zweckentfremdung von 
Wohnraum zu verbieten. Das Land Baden-Württem- 
berg z. B. hat in einer Verordnung vom 27. März 
1972 für seine Universitätsstädte bestimmt, daß 
Wohnraum nur mit Genehmigung der unteren Ver- 
waltungsbehörde anderen als Wohnzwecken zuge- 
führt werden darf. 

Das Städtebauförderungsgesetz vom 27. Juli 1971 
(BGBl. I S. 1125) macht es den Gemeinden zur 
Pflicht, bei ihren Sanierungsmaßnahmen soziale Ge- 
sichtspunkte zu beachten. Die Universitätsstädte 
Marburg und Tübingen beispielsweise berücksich- 
tigen bei ihrer Sanierungszielplanung für ihre Alt- 
stadtbereiche besonders, daß bislang vor allem alte 
Menschen und Studenten in diesen Stadtteilen 
günstig gelegene und preiswerte — • oft allerdings 
auch ungesunde und schlecht ausgestattete — Woh- 
nungen genutzt haben. Der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau hat in 
Richtlinien für den Einsatz von Bundesmitteln zur 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus und durch 
Aufstockung der den Ländern zugeteilten Woh- 
nungsbauförderungsmitteln dazu beigetragen, daß in 
Sanierungsgebieten Schwerpunkte für die Wohn- 
raumförderung gebildet werden können. Die Ver- 
sorgung der Studenten mit ausreichendem Wohn- 
raum wird somit auch auf diesem Wege gefördert. 

55. Für Beibehaltung flexibler 
Förderungsmöglichkeiten 

Die dargestellten vielfältigen und aufeinander be- 
zogenen Förderungsmöglichkeiten haben die Bun- 
desregierung veranlaßt, die vom Bundesrat und der 
Fraktion der CDU/CSU vorgeschlagene Einbezie- 
hung des studentischen Wohnheimbaus in das Hoch- 
schulbauförderungsgesetz nicht zu befürworten (s. 
Stellungnahme der Bundesregierung, Bundestags- 
drucksache 7/904). Die nach Artikel 91 a des Grund- 
gesetzes zulässige gemeinsame Förderung des Aus- 
baus und Neubaus von Hochschulen und der Hoch- 
schulkliniken würde vor allem die Förderung von 
Wohnraum außerhalb von Heimen aus der gesetz- 
lichen Regelung ausschließen, wenn die beiden Ent- 
würfe Gesetzeskraft erlangten. Die Förderung des 
Studentenwohnraumbaus aufgrund der gemeinsa- 
men Richtlinien schließt allerdings ein, daß Hoch- 
schulbau und Wohnraumbau aufeinander ab ge- 
stimmt werden. 


2. Entwicklung studentischen Wohnens 

56. In den letzten Monaten haben die 7. Sozial- 
erhebung des Deutschen Studentenwerkes und das 
Infratest-Hochschulbarometer vom Wintersemester 
1973/1974 Hinweise auf die bisherige Entwicklung 
und auf künftige Entwicklungstendenzen studenti- 
schen Wohnens gegeben. Nach der 7. Sozialerhe- 
bung wohnten im Sommersemester 1973 

— nur noch 24,6 °/o der Studenten an Universitäten 
und Technischen Hochschulen bei ihren Eltern; 
in den Jahren 1953 bis 1967 hatte der Anteil noch 
zwischen 30 und 33 °/o gelegen; 

— nur noch 24,6 % der Studenten in Unter- 
miete; 1953 waren es noch 58%, 1963 noch 
48 °/o gewesen; 

— jedoch bereits 25 °/o der Studenten in einer 
eigenen, abgeschlossenen Woh- 
nung bzw. Appartement (1963: 6 °/o, 1967: 
13%); 

— -bereits 14,2% in einer Wohngemein- 
schaft, in der Erhebung definiert als „Wohnen 
mit anderen Studenten und/oder sonstigen Per- 
sonen (nicht Eltern oder Ehepartnern) in einer 
gemeinsam gemieteten Wohnung". 

Dabei zeigt allerdings die Erhebung bei Fachhoch- 
schulstudenten, daß ihre Wohnsituation gekenn- 
zeichnet ist durch einen wesentlich höheren Anteil 
an „Elternwohnern" (39,6 % gegenüber 24,6 % bei 
Studenten an Universitäten und Technischen Hoch- 
schulen), einen geringeren Anteil an privat gemiete- 
ten Zimmer (18% gegenüber 24,6%), einen ge- 
ringeren Anteil an Wohngemeinschaften (8,8 % ge- 
genüber 14,2%), aber auch durch einen geringfügig 
höheren Anteil an eigenen abgeschlossenen Woh- 
nungen (27,2 % gegenüber 25 %). 

Das Infratest-Hochschulbarometer für das Winter- 
semester 1973/74 bestätigt diese Ergebnisse zur tat- 
sächlichen Wohnsituation. Darüber hinaus gibt es 
Auskunft über die Wohnwünsche der Studenten. Da- 


nach wollen wohnen: 

in einer eigenen Wohnung 39 % 

in einer Wohngemeinschaft 24 % 

in einem Wohnheim 10% 

in einem Studenten- Appartementhaus 10% 
in Untermiete 10% 

bei den Eltern 5 %. 


Hinsichtlich der Wohnwünsche gibt es keine auf- 
fälligen Abweichungen unter den Studenten der ver- 
schiedenen Hochschularten. 

Der Abstand zwischen Wohnsituation und Wohn- 
wünschen ist beträchtlich. Das Wohnen bei den 
Eltern und das Wohnen in Untermiete, die beide das 
Bild früherer Studentengenerationen geprägt hatten, 
werden nur noch von einer Minderheit von insge- 
samt 1 5 % gewünscht. Die auf Selbständigkeit, je- 
denfalls auf Unabhängigkeit vom Elternhaus zielen- 
den Wohnformen der eigenen Wohnung und der 
Wohngemeinschaft sind nicht nur von einem steigen- 
den Anteil der Studenten, nämlich von 39 % der 
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Studierenden an den wissenschaftlichen Hochschulen, 
verwirklicht worden, sondern werden darüber hin- 
aus von insgesamt 63 °/o der Studenten für wün- 
schenswert gehalten. Der Wunsch, in einem Studen- 
tenheim — jedenfalls konventioneller Prägung — 
zu wohnen, fällt demgegenüber deutlich ab. 

Die Zurückhaltung der Studenten gegenüber Wohn- 
heimen kann allerdings nicht dazu führen, auf diese 
Wohnform, die zu einer raschen und merklichen 
Verbesserung der Wohnsituation beizutragen ver- 
mag, zu verzichten. Die Bundesregierung bemüht 
sich vielmehr, bei der Gestaltung der Wohnheime 
auf ein breit gefächertes Angebot hinzuwirken, das 
den unterschiedlichen Wohnvorstellungen gerecht 
wird. Bei dem bereits erwähnten Bauwettbewerb 
(s. o. Tz. 53) wurden neben dem Einzelzimmer oder 
Appartement mit eigener Sanitäreinheit und Koch- 
gelegenheit auch Wohnungen für Studentenehe- 
paare ohne und mit Kindern berücksichtigt; ferner 
wurden in sich abgeschlossene Gemeinschaftswoh- 
rnungan für vier bis sechs Personen vorgesehen. Als 
Gemeinschaftsräume hatten die Wettbewerbsteilneh- 
mer geeignete Versammlungsräume, Fernseh-, 
Hobby- und Musikräume sowie entsprechende Wirt- 
schaftsräume einzuplanen. Bei der Auswahl der be- 
sten Entwürfe wurde insbesondere Wert darauf ge- 
legt, daß das „Kasernen- und Wohnmaschinenimage" 
vieler Studentenwohnheime nicht entstehen kann. 
Die mit Preisen ausgezeichneten Entwürfe sehen 
stark gegliederte Baukörper vor und zeichnen sich 
durch niedrige Bebauung aus. 


3. Aufwendungen fürs Wohnen 

57. Die tatsächlichen Ausgaben 

Die Ausgaben der Studenten für Mieten und Neben- 
leistungen haben sich in den letzten Jahren erhöht. 
Für nichtverheiratete Studenten an Universitäten 
und Technischen Hochschulen, die in Untermiete bei 
Privatleuten wohnen, belief sich der Zentralwert 
nach der 7. Sozialerhebung des Deutschen Studen- 
tenwerks auf 130 DM gegenüber 90 DM im Jahre 
1966 (der Zentralwert bezeichnet jenen Wert, der 
von der Hälfte der Antworten auf diese Frage we- 
der überschritten noch unterschritten wird). Die 
durchschnittliche Miete in Wohnheimen betrug im 
Sommersemester 1973 für Einzelzimmer nach einer 
Statistik des Deutschen Studentenwerks 107 DM 
(1972 96 DM). 

Im einzelnen gaben in der 7. Sozialerhebung des 
Deutschen Studentenwerks die Studenten an Uni- 
versitäten und Technischen Hochschulen ihre durch- 
schnittliche Monatsmiete einschließlich Nebenko- 
sten für ihr Zimmer bzw. ihren Mietanteil an der 
Wohngemeinschaft wie folgt an: 


bis 100 DM 

17 % 

über 100 bis 130 DM 

24 % 

über 130 bis 160 DM 

18% 

über 160 DM 

13% 

Elternwohner und 


keine Angaben 

29 %. 


Für die Miete einer Wohnung, einschließlich Ne- 
benkosten, wurden von den Studenten an Univer- 
sitäten und Technischen Hochschulen die folgenden 
Beträge auf gewandt: 


bis 150 DM 

12% 

über 150 bis 200 DM 

12% 

über 200 bis 300 DM 

29% 

über 300 bis 400 DM 

24 % 

mehr als 400 DM 

18% 

keine Angaben 

5%. 


Die hierin enthaltenen Aufwendungen verheirateter 
Studenten für die Wohnung liegen im Schnitt höher: 
Nur 15% bezahlen nicht mehr als 200 DM. In den 
— häufig kinderlosen — Studentenehen (s. o. Tz. 21) 
überwiegen billige Wohnungen, von den übrigen 
Ehepaaren haben 27 % Wohnungsaufwendungen 
von über 400 DM monatlich. 

58. Maßnahmen im Bildungsbereich 

a) Das Bundesausbildungsförderungsgesetz unter- 
scheidet den Bedarf der Auszubildenden danach, 
ob sie bei ihren Eltern wohnen oder nicht. Der 
allgemeine monatliche Bedarf für Studierende ist 
auf 300 DM festgesetzt; er erhöht sich für die 
Unterkunft, wenn der Auszubildende bei seinen 
Eltern wohnt, um 40 DM und wenn er nicht bei 
seinen Eltern wohnt, um monatlich 120 DM. In 
ihrem Entwurf eines Zweiten Änderungsgeset- 
zes zum Bundesausbildungsförderungsgesetz hat 
die Bundesregierung vorgesehen, diese Sätze auf 
50 DM bzw. 140 DM zu erhöhen. 

Soweit die Kosten für die Unterkunft den Regel- 
bedarf übersteigen, sind sie nach näherer Be- 
stimmung der Ausführungsvorschriften zum Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz zu 75 v. H. als 
besondere Aufwendungen zu leisten, höchstens 
jedoch bis zu einem Betrag von monatlich 45 DM. 
Dadurch kann die monatliche Ausbildungsförde- 
rung in diesen Fällen gegenwärtig bis auf 465 DM 
angehoben werden. Durch das Gesetz zur Än- 
derung des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes und des Arbeitsförderungsgesetzes vom 
14. November 1973 hat der Bundesgesetzgeber 
für diese Zusatzleistung in Härtefällen eine be- 
sondere gesetzliche Regelung geschaffen, die 
durch eine Rechtsverordnung auszufüllen sein 
wird. 

b) Für eine sozial zumutbare Miete im öffentlich 
geförderten Wohnraum für Studenten, insbeson- 
dere in Studentenwohnheimen, haben Bund und 
Länder in ihren gemeinsamen Richtlinien vom 
28. April 1972 Sorge getragen: Nach Ziffer 9 
Abs. 2 der Richtlinien soll der Mietfestwert (das 
sind die fixen Kosten ohne ' Verbrauchsumlage) 
für den einzelnen Wohnplatz in der Regel 15% 
des Förderungshöchstbetrages nach dem Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetz in der jeweils gül- 
tigen Fassung nicht überschreiten. Das sind zur 
Zeit 63 DM monatlich. Ohne daß dies in den 
Richtlinien ausdrücklich festgelegt ist, gehen 
Bund und Länder davon aus, daß die Gesamt- 
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miete den in § 13 des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes als monatlichen Wohnbedarf für 
Studierende, die nicht bei den Eltern wohnen, 
festgelegten Betrag von zur Zeit 120 DM mög- 
lichst nicht überschreitet. Um die Mietbelastung 
vor allem für wirtschaftlich schwächer gestellte 
Studenten auch auf die Dauer tragbar zu halten, 
gibt der Bund seine Förderungsmittel grundsätz- 
lich als nicht rückzahlbare Zuwendungen (Zu- 
schüsse), die keinen Kapitaldienst auslösen. 

Eine weitere Sicherung der Studenten in geför- 
derten Wohnheimen ergibt sich daraus, daß Miet- 
erhöhungen bei gemeinnützigen Trägern dem 
Land anzuzeigen sind und bei Trägern ohne ge- 
meinnützige Zwecksetzung der Zustimmung des 
Landes bedürfen. 

Ferner ist gewährleistet, daß größere substanz- 
erhaltende Instandsetzungsmaßnahmen in älte- 
ren Wohnheimen nicht zu unzumutbaren Miet- 
erhöhungen führen können. Mit einem Sanie- 
rungsprogramm, durch das der Nutzungszweck 
früher geförderter Studentenwohnheime gesi- 
chert werden soll, hat die Bundesregierung seit 
Anwendung der neuen Förderungsrichtlinien 
finanzielle Entlastungen auch für diesen Bereich 
ermöglicht. 

59. Allgemeine Maßnahmen 

a) Zur Dämpfung des Preisanstiegs für Mietwoh- 
nungen hat der Deutsche Bundestag das Gesetz 
über den Kündigungsschutz für Mietverhältnisse 
über Wohnraum vom 25. November 1971 be- 
schlossen. Danach ist die Kündigung zum 
Zwecke der Erhöhung des Mietzinses grundsätz- 
lich ausgeschlossen. Diese Regelung kommt auch 
dem steigenden Anteil der Studenten zugute, der 
selbst eine Wohnung mietet. Allerdings gelten 
die Bestimmungen nicht für die häufig auch von 
Studenten abgeschlossenen Mietverhältnisse 
über Wohnraum, der vom Vermieter ganz oder 
überwiegend mit Einrichtungsgegenständen aus- 
zustatten und der nicht zum dauernden Gebrauch 
für eine Familie überlassen ist. Damit soll einer 
noch fortbestehenden besonderen persönlichen 
Beziehung des Vermieters zum vermieteten 
Wohnraum Rechnung getragen werden. 

Dieser Kündigungsschutz, der zunächst bis zum 
31. Dezember 1974 gilt, soll künftig unbefristet 
bestehen. Das sieht der von der Bundesregierung 
am 20. Februar 1974 beschlossene Entwurf eines 
Wohnraumkündigungsschutzgesetzes vor (Bun- 
destagsdrucksache 7/2011). Der Kündigungs- 
schutz soll dabei auf solche möblierten Wohnun- 
gen ausgedehnt werden, die in keinem räum- 
lichen Zusammenhang mit der vom Vermieter 
selbst bewohnten Wohnung stehen. Unzumut- 
bare Belastungen für den Vermieter im Falle 
persönlicher Spannungen erscheinen bei einer 
solchen Abgrenzung ausreichend berücksichtigt. 
Die Neuregelung wird neben vielen ausländi- 
schen Arbeitnehmern auch Studenten zugute 
kommen. 


b) Wohngeld 

Ein Student, der einen eigenen Hausstand führt 
und keine Leistungen nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz (BAföG) in Anspruch 
nimmt, erhält Wohngeld nach Maßgabe des 
Zweiten Wohngeldgesetzes (2. WoGG). Einen 
eigenen Hausstand führt ein Student z. B., wenn 
er alleinstehend oder verheiratet ist. Rechnet 
ein Student dagegen als vorübergehend abwe- 
sendes Familienmitglied zum elterlichen Haus- 
halt, so hat er keinen Anspruch auf Wohngeld. 

Erhält ein Student Leistungen aus öffentlichen 
Kassen zur wirtschaftlichen Sicherung von Wohn- 
raum, die mit dem Wohngeld vergleichbar sind, 
so ist Wohngeld nach § 21 des 2. WoGG zu ver- 
sagen. Eine vergleichbare Leistung ist z. B. in 
der Regel die Ausbildungsförderung zu den Ko- 
sten der Unterbringung nach § 13 Abs. 2 BAföG, 
wenn sie von einem alleinstehenden Studenten 
oder von allen zum Haushalt rechnenden Fami- 
lienmitgliedern in Anspruch genommen wird. 

Die Inanspruchnahme der Ausbildungsförderung 
zu den Kosten der Unterbringung nach § 13 
Abs. 2 BAföG schließt die Gewährung des Wohn- 
geldes jedoch dann nicht aus, wenn der Student 
einem Haushalt angehört, zu dem ein oder meh- 
rere Familienmitglieder (Ehefrau, Geschwister, 
Eltern, Kinder) rechnen, die keine Ausbildungs- 
förderung zu den Kosten der Unterbringung 
nach § 13 Abs. 2 BAföG in Anspruch nehmen. In 
diesen Fällen sind bestimmte Anteile der For- 
derungsbeträge nach § 13 Abs. 1 und 2 BAföG 
auf das für die Ermittlung des Wohngeldes maß- 
gebende Einkommen anzurechnen. 

c) Heizölkostenzuschuß 

Das Gesetz über die Gewährung eines einma- 
ligen Heizölkostenzuschusses vom 21. Dezember 
1973 (BGBl. I S. 1985) hat der schwierigen 
Situation Rechnung getragen, in der vor al- 
lem einkommensschwache Bevölkerungsgruppen 
durch den Anstieg der Preise für leichtes Heizöl 
und die dadurch bedingte Heizkostenverteuerung 
geraten sind. Alleinstehende Personen und Haus- 
haltsvorstände mit einem Einkommen bis zum 
Zweieinhalbfachen des Sozialhilferegelsatzes (im 
Bundesdurchschnitt ergibt das gegenwärtig etwa 
585 bis 590 DM) haben danach einen Anspruch 
auf einen einmaligen Zuschuß in Höhe von 
100 DM erhalten. Die Einkommensgrenze und 
der Zuschuß erhöhen sich, wenn weitere Perso- 
nen dem Haushalt angehören. Für die meisten 
Studenten liegen die Antragsvoraussetzungen 
vor; die Bundesregierung hat die Studenten hier- 
über informiert. 


4. Wohnraumvermittlung 

60. Geeigneter Wohnraum für Studenten, insbeson- 
dere preisgünstige Zimmer und Kleinwohnungen, 
sind knapp; um so notwendiger ist es, die Woh- 
nungssuchenden Studenten über das vorhandene 
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Wohnungsangebot zu informieren: Neben den Ta- 
geszeitungen und den privaten Initiativen der Stu- 
denten erfüllen die Zimmervermittlungsstellen im 
Hochschulbereich, die vor allem von den Studenten- 
werken, zum Teil aber auch durch die Allgemeinen 
Studentenausschüsse eingerichtet worden sind, eine 
wichtige Aufgabe. Neben ihrer Vermittlungstätig- 
keit können sie durch Aufrufe an die Bevölkerung, 
durch Zeitungsinserate usw. dazu beitragen, die Be- 
reitschaft der Vermieter zur Vermietung von Zim- 
mern an Studenten zu wecken oder zu stärken. Je 
nach ihrer Personalausstattung können sie in beson- 
ders schwierigen Fällen helfen, etwa bei der Woh- 
nungsvermittlung an Studenten aus Entwicklungs- 
ländern. 

Uber den Umfang der Vermittlungstätigkeit liegen 
allgemeine Statistiken nicht vor. Einzelne Tätigkeits- 
berichte örtlicher Studentenwerke lassen den Schluß 
zu, daß zwar die Zahl der zimmersuchenden Stu- 
denten die Zahl der gemeldeten Zimmer beträcht- 
lich übersteigt, daß aber gleichwohl nicht alle an- 
gebotenen Zimmer vermittelt werden können. Das 
Studentenwerk Hannover zum Beispiel berichtet 
für 1971, daß ihm 1 425 Zimmer neu gemeldet wur- 
den, von denen rund 1 330 vermittelt werden konn- 
ten (erstmalig zimmersuchende Studenten: rund 
2 500). Das Studentenwerk München erwähnt in sei- 
nem Jahresbericht für 1972, daß ihm rund 3 467 pri- 
vate Zimmer angeboten worden seien gegenüber 
1 466 im Vorjahr und fügt hinzu: „Die Erhöhung be- 
deutet leider nicht, daß die Zahl günstiger Studenten- 
buden wieder angewachsen ist. Die Zimmer sind 
durchweg sehr teuer, liegen außerhalb der Stadt oder 
sind mit Arbeitsleistungen des Mieters verbunden." 
Im Jahresbericht 1972 des Studentenwerks Hamburg 
heißt es: „Von den im Jahre 1972 der Wohnraum- 
zentrale angebotenen 1 661 Zimmern und Wohnun- 
gen konnten nur 789 an Wohnungssuchende Studen- 
ten vermittelt werden. Die übrigen 872 Zimmer ka- 
men aus verschiedenen Gründen (zu hoher Miet- 
preis, verkehrsungünstige Lage, unzumutbare Dienst- 
leistungen etc.) nicht für eine Weitervermittlung 
in Betracht." 

Zahlreiche Studentenwerke erheben eine Vermitt- 
lungsgebühr, etwa in Höhe von 5 DM, die dazu bei- 
trägt, die Kosten der Vermittlungsstelle zu decken. 

Ein Teil des Wohnraumangebots für Studenten wird 
von Maklern vermittelt. Der Bund hat durch Gesetz 
zur Regelung der Wohnungs Vermittlung vom 4. No- 
vember 1971 (BGBl. I S. 1747) besonders im Interesse 
der einkommensschwächeren Wohnungssuchenden 
dafür Sorge getragen, daß der Wohnungsvermittler 
nur dann Anspruch auf Entgelt hat, wenn infolge sei- 
ner Vermittlung oder infolge seines Nachweises ein 
Mietvertrag zustande kommt. Insbesondere dürfen 
Vorschüsse nicht gefordert, vereinbart oder ange- 
nommen werden; ferner dürfen außer dem verein- 
barten Entgelt grundsätzlich keine Vergütungen ir- 
gendwelcher Art, insbesondere keine Einschreibge- 
bühren oder Auslagenerstattungen verlangt werden. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß einzelne Gemein- 
den eine nicht auf Gewinn gerichtete Wohnungsver- 
mittlung als freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe 


eingerichtet haben. Nach den bislang vorliegenden 
Informationen kann erwartet werden, daß hierdurch 
für breite Bevölkerungskreise die Versorgung mit 
geeignetem Wohnraum erleichtert wird (s. im ein- 
zelnen die Antwort der Bundesregierung vom 21. Fe- 
bruar 1974 auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU, Bundestagsdrucksache 7/1737). Die Bun- 
desregierung beobachtet ferner mit Interesse, daß 
örtlich Überlegungen angestellt werden, den teil- 
weise sich überschneidenden Wohnungsvermitt- 
lungsaufgaben der Studentenwerke und der kom- 
munalen Stellen durch geeignete Formen der Zu- 
sammenarbeit Rechnung zu tragen. 


5, Verkehrsverhältnisse 

61. Entfernung zwischen Wohnung und Hochschule; 
benutztes Verkehrsmittel 

Die Studenten brauchen mehr Zeit für ihren Weg 
von der Wohnung zur Hochschule. Die Schwierigkeit, 
in Hochschulnähe eine Wohnmöglichkeit zu finden, 
schlägt sich auch beim Zeitaufwand nieder. Im Win- 
tersemester 1967/68 wohnten nur 19i% der Studen- 
ten an Universitäten und Technischen Hochschulen 
nicht am Hochschulort (6. Sozialerhebung des Deut- 
schen Studentenwerks), im Sommersemester 1973 
waren es nach der 7. Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerks 25 °/o, bei den Studenten an Fach- 
hochschulen sogar 36 °/o. Der Zeitaufwand der Stu- 
denten für den Weg zur Hochschule — und ange- 
sichts des gleichzeitig gestiegenen Grads der Moto- 
risierung offensichtlich auch die Entfernung — ha- 
ben sich wie folgt entwickelt: 


Zeitaufwand für Studenten 


an Universitäten und 
Technischen Hochschulen 

an Fachhoch- 
schulen 

WS 1967/68 I 

SS 1973 j 

SS 1973 

etwa 

bis 

bis 

10 Minut.: 37 % 

10 Minut.: 19 °/o 

10 Minut.: 17% 

20 Minut. : 30 % 

20 Minut.: 34 % 

20 Minut.: 25% 

30 Minut.: 18 % 

30 Minut.: 22% 

30 Minut.: 22 % 

45 Minut.: 7% 

45 Minut.: 13% 

45 Minut.: 17 % 


60 Minut.: 7% 

60 Minut. : 9 % 

60 Minut. 

mehr als 

mehr als 

und mehr: 4 % 

60 Minut.: 5% 

60 Minut.: 9% 


Im Wintersemester 1967/68 gingen 24% der Stu- 
denten an Universitäten und Technischen Hochschu- 
len zu Fuß zur Hochschule, weitere 8 % erreichten 
sie mit dem Fahrrad. 23 % benutzten ein Auto und 
40% ein öffentliches Verkehrsmittel. 1973 war die 
Quote der Fußgänger auf 18 % und die der Fahrrad- 
fahrer auf 6 % gesunken. 40 % fuhren im Sommer- 
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semester 1973 ein Auto (im Wintersemester 1967/68 
23%)), weitere 4 °/o ließen sich im Wagen mitneh- 
men. Nur noch 29% (gegenüber 40%) benutzten 
ein öffentliches Verkehrsmittel. Diese Entwicklung 
wird sicherlich vom allgemeinen — ■ höheren — Mo- 
torisierungsgrad der Bevölkerung beeinflußt sein. 
Nicht zu übersehen ist jedoch, daß immer weniger 
Studenten ihr Zimmer danach aussuchen können, 
daß es zur Hochschule günstig gelegen ist oder zu- 
mindest es ermöglicht, die Hochschule mit öffent- 
lichen Verkehrsmitteln ohne unzumutbaren Zeitauf- 
wand zu erreichen. 


62. Fahrkosten 

Die durchschnittlichen monatlichen Ausgaben der 
Studierenden an Universitäten und Technischen 
Hochschulen für Fahrkosten haben sich von 1966 bis 
1973 von 16 DM auf 28 DM erhöht (Zentralwert nach 
der 7. Sozialerhebung des Deutschen Studenten- 
werks). Die bei der Sozialerhebung befragtem Stu- 
denten machten über Fahrkosten für ihren Weg zur 
Hochschule (einschließlich anteilige Aufwendungen 
für ein eigenes Kraftfahrzeug) im einzelnen folgende 
Angaben: 


Fahrkosten 1973 

Verteilung der Kostengruppen auf die Studenten 

— in % — 


Monatliche Aufwendungen 

Stud 

an 

Univer- 
sitäten 
und Tech- 
nischen 
Hoch- 
schulen 

enten 

an Fach- 
hoch- 
Schulen 

bis 15 DM 

20 

19 

über 15 bis 25 DM 

22 

19 

über 25 bis 35 DM 

14 

11 

über 35 bis 60* DM 

19 

21 

mehr als 60 DM 

14 

20 

keine Angaben machten: . . . 

11 

10 


Der hohe und steigende Anteil der Fahrkosten an 
den monatlichen Ausgaben der Studierenden unter- 
streicht die Notwendigkeit, bei der örtlichen Stand- 
ortplanung für Hochschulen und öffentlich geförder- 
ten Wohnraum für Studenten möglichst kurze Wege 
zwischen Wohnung und Studienplatz anzustreben. 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz erkennt die 
Fahrkosten über den allgemeinen Bedarf hinaus an, 
wenn der Auszubildende bei seinen Eltern oder mit 


seinem Ehegatten und mindestens einem Kind in 
einem eigenen Haushalt wohnt und die Wohnung 
sich nicht am Ort der Ausbildungsstätte befindet. 
Dann wird der monatliche Forderungsbetrag um 
30 DM erhöht. Diese Regelung, die gegenüber der 
zunächst auf die „Elternwohner" beschränkten ur- 
sprünglichen Fassung des Gesetzes auch die Verhei- 
rateten mit Kind einbezieht, geht zurück auf das 
Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes und des Arbeitsförderungsgesetzes 
vom 14. November 1973. Der Regierungsentwurf 
eines Zweiten Änderungsgesetzes zum Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz sieht darüber hinaus vor, 
daß auch unverheiratete Studierende mit einem Kind 
in die Vergünstigung einbezogen werden. 

Bei den Ausgaben für die Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel ist zu berücksichtigen, daß die öf- 
fentlichen Verkehrsträger verbilligte Tarife für Stu- 
denten (ebenso wie für Schüler und andere Auszu- 
bildende) anbieten. Die Tarifgestaltung ist örtlich 
unterschiedlich. Teils wird nach Entfernungszonen 
gestaffelt, teils werden Einheitstarife angeboten. Die 
im folgenden beispielhaft genannten Tarife können 
deshalb nicht zum Vergleich der Verkehrsträger her- 
angezogen werden, sondern sollen lediglich über 
Größenordnungen der Tarifvergünstigungen unter- 
richten. Die Bonner Verkehrsbetriebe beispielsweise 
bieten gegenwärtig Schülern, Studenten und Auszu- 
bildenden zwei V 2 -Monatsnetzkarten für 25 bis 
30 DM an (gegenüber 50 bis 63 DM für Erwachsene). 
Im Gemeinschaftstarif für den Großraumverkehr 
Hannover vom 15. Februar 1972 kosten die Schüler- 
monatskarten für das gesamte Tarifgebiet 15 DM 
(gegenüber 40 DM für Erwachsene). Im Münchener 
Verkehrs- und Tarifverbund kosten Studenten- 
monatskarten nach dem Stand vom 1. Oktober 1973 
z. B. für den Münchener Innenraum 28 DM. Die 
Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bundespost 
räumen Studenten dieselben Fahrpreisermäßigungen 
wie Schülern und Lehrlingen ein (Schülerwochen- 
und -monatskarten, Geschwistervergünstigung, Schü- 
lerfahrkarten). Eine Schülermonatskarte für Nahver- 
kehrs-, Nahschnellverkehrs- und Eilzüge kostet nach 
dem Stand vom 1. April 1974 z. B. für Entfernungen 
von 1 bis 20 km von 11 bis 28 DM (gegenüber 18 
bis 46 DM für allgemeine Monatskarten). 

Der Gesamtbetrag der Aufwendungen der öffent- 
lichen Verkehrsträger für Tarifvergünstigungen 
kann für Studenten nicht gesondert angegeben wer- 
den, da diese Tarife zumeist für mehrere Gruppen 
von Auszubildenden einheitlich angeboten werden. 
Die Bundesregierung hat in der Begründung ihres 
Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Personenbeförderungsgesetzes vom 4. Januar 1974 
(Bundestagsdrucksache 7/2018) festgestellt, daß im 
Linienverkehr hauptsächlich für die in Ausbildung 
und im Berufsleben stehenden Fahrgäste aus Grün- 
den des öffentlichen Verkehrsinteresses und des 
Gemeinwohls Leistungen zu einem Preis erbracht 
werden, der die Kosten bei weitem nicht deckt. 
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VI. Soziale Sicherung des Studiums 


1. Mensen 

63 . Jedes ausgebaute Studentenwerk unterhält mit 
Hilfe staatlicher Zuschüsse eine oder mehrere Men- 
sen, in der die Studenten mittags, zumeist aber auch 
abends essen können. Ein großer Teil der Studenten 
macht von diesem Angebot subventionierter Essen 
Gebrauch. Die Mensen leisten einen wesentlichen 
Beitrag dazu, daß die Aufwendungen der Studenten 
für Ernährung nicht einen höheren Zentralwert auf- 
weisen als die oben (Tz. 25) mitgeteilten 200 DM 
monatlich. Im Sommersemester 1973 gaben im Rah- 
men der 7. Sozialerhebung des Deutschen Studenten- 
werks 16% der Studenten an Universitäten und 
Technischen Hochschulen an, während der Vor- 
lesungsmonate durchschnittlich 5- bis 6mal in der 
Woche in der Mensa zu essen, 24 % essen dort 
3- bis 4mal in der Woche, 12% 1- bis 2mal, 23% 
nur gelegentlich und 24 % gar nicht. Bei den Fach- 
hochschulen sind es nur 31% (gegenüber 40%), 
die durchschnittlich 3mal und häufiger in der Woche 
in der Mensa essen. 

Die Zahl der Mensaplätze, ihre Lage zu den zum 
Teil verstreut gelegenen Hoch schul einricht ungen 
und der örtlich unterschiedliche Anteil an Studen- 
ten, die bei ihren Eltern wohnen, dürften die 
Essensgewohnheiten der Studenten beeinflussen. 
Eine im Sommersemester 1973 durchgeführte Re- 
präsentativumfrage des Studentenwerks Bonn bei 
den Bonner Studenten stimmt mit den Mensa-Be- 
suchszahlen der 7. Sozialerhebung des Deutschen 
Student enwerks im wesentlichen überein. Ferner 
ergab sich, daß rund 20 % der Studenten selbst 
kochen und rund 15 % bei den Eltern essen. Das 
Essen in einem Restaurant, einer Imbißstube oder 
einem Kaufhaus spielt hier weder mittags noch 
abends eine erhebliche Rolle; der Anteil dieser 
Studenten liegt unter 5%. Im übrigen heißt es in 
der Auswertung des Studentenwerks Bonn: 

„Die meisten Studenten gehen mittags in die 
Mensa, weil es praktisch (88,5%) ist; für fast 
genauso viele (85,0 %) ist ein Argument, daß das 
Essen preiswert ist. Die Mensa als Treffpunkt ist 
für 40,8 % von Bedeutung. , Ausreichendes Essen' 
halten nur 37,3 % für einen Beweggrund, in die 
Mensa zu gehen. Bei den , Negativ-Gründen', die 
die Studenten, die nicht regelmäßig die Mensa be- 
suchen, angeben konnten, ergab sich folgende 


Reihenfolge: 

nicht zufriedenstellendes Essen 74,5 % 

ißt lieber zu Hause 65,4 % 

lange Schlangen 58,0% 

lauter Betrieb 29,7 % 

Agitation politischer Gruppen 24,2 %. 


Hieraus ist eindeutig abzulesen, daß das wich- 
tigste Argument für oder gegen die Mensen die 
Qualität des Essens ist." 

Das Deutsche Studentenwerk stellt für 1972 fest, daß 
in den 36 von ihm erfaßten Studentenwerken 

— rund 42 700 Mensaplätze vorhanden waren, 

— daß diese 36 Studentenwerke rund 510 600 Stu- 
denten zu betreuen hatten, mithin für etwa 
12 Studenten ein Mensaplatz zur Verfügung 
stand, 

— daß rund 32 Millionen Portionen ausgegeben 
wurden 

— und der Durchschnittsessenspreis 1,49 DM be- 
trug. 

Am Stichtag 30. Juni 1972 streuten die Essenspreise 
für Stamm- und Wahlessen von 1,10 DM bis 2,80 DM. 
Am 30. Juni 1973 kostete das billigste in einer 
Mensa angebotene Essen 1,20 DM, das teuerste 
3,50 DM. 

Das Deutsche Studentenwerk teilt mit, daß die lau- 
fenden Zuschüsse der Länder für Mensen sich 1972 
auf ca. 50 Millionen DM beliefen, also bei 32 Millio- 
nen ausgegebenen Portionen pro Essen 1,56 DM er- 
reichten. Diese Subventionierung kommt dem Ziel 
nahe, das das Deutsche Studentenwerk in seinem 
„Bochumer Mensaplan " aus dem Jahre 1962 und 
seiner überarbeiteten Fassung aus dem Jahre 1973 
(„Empfehlungen zur Verpflegung von Studenten") 
formuliert hat: Der Student solle nur die Kosten des 
Wareneinsatzes tragen, während die Herstellungs- 
kosten (insbesondere Aufwendungen für Personal 
und Verwaltung) aus den Zuschüssen zu bestreiten 
sind. Durch Betriebsvergleiche, Kostenanalysen und 
Vergleiche von Einkaufspreisen sowie durch ernäh- 
rungsphysiologische Beratung und Kontrollunter- 
suchungen bemühen sich die Studentenwerke und 
der Mensaausschuß des Deutschen Studentenwerks 
um eine rationelle Nutzung der Zuschüsse und Ent- 
gelte. 

Der weitere Ausbau der Mensen muß auf die bis- 
lang gestiegenen und weiterhin steigenden Stu- 
dentenzahlen sowie darauf Rücksicht nehmen, daß 
den Studenten im Durchschnitt nur sehr begrenzte 
Mittel für ihren Lebensunterhalt zur Verfügung 
stehen und deshalb staatlich gestützte, nicht — wie 
in Privatbetrieben — auf Gewinnerzielung gerich- 
tete Essenspreise angeboten werden sollten. Bund 
und Länder haben deshalb die Mensen in ihre ge- 
meinsame Rahmenplanung nach dem Hochschulbau- 
förderungsgesetz aufgenommen. Der Dritte Rahmen- 
plan für den Hochschulbau 1974 bis 1977 weist ein- 
schließlich der bis 1973 auf geführten Maßnahmen 
über 40 Mensaprojekte aus. Dabei handelt es sich 
teils um Neubauten, teils um Aus- und Umbauten, 
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Die von Bund und Ländern je zur Hälfte aufzubrin- 
genden Kosten belaufen sich in dem Vierjahreszeit- 
raum von 1974 bis 1977 auf rund 756 Millionen DM, 
das sind rund 4,5% des gesamten Kostenvolumens 
des Dritten Rahmenplans von rund 16 590 Millionen 
DM. 


2. Studentische Krankenversicherung 

Die Bundesregierung hält die Neuordnung der Kran- 
kenversicherung der Studenten durch eine bundes- 
einheitliche gesetzliche Regelung für notwendig; sie 
soll Anfang 1975 in Kraft treten. Die bestehenden 
Regelungen gewährleisten einen ausreichenden 
Schutz der Studenten im Krankheitsfall bereits ge- 
genwärtig nur zum Teil und sind überdies lang- 
fristig nicht gesichert. Zwar ist etwa die Hälfte der 
Studenten in der gesetzlichen Krankenversicherung 
als Familienmitglied sowie über die privaten Kran- 
kenversicherungen der Eltern oder des Ehegatten 
mitversichert. Viele sind darüber hinaus freiwillig 
Mitglied in gesetzlichen oder privaten Krankenver- 
sicherungen oder sind auf die Einrichtungen der stu- 
dentischen Krankenversorgung mit ihren meist un- 
zureichenden Leistungen angewiesen. Gleichaltrige 
Erwerbstätige sind demgegenüber im System der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert; sie 
haben gesetzlich garantierte Leistungsansprüche und 
erhalten einen Beitragszuschuß von ihrem Arbeit- 
geber. 

64. Die gegenwärtigen Versicherungsmöglichkeiten 

Der Versicherungsschutz der Studenten im Krank- 
heitsfall ist sehr verschiedenartig organisiert — mit 
allen Konsequenzen für die Ungleichheit der Be- 
lastungen und die Ungleichheit der Leistungen. Ein 
großer Teil der Studenten ist mehrfach versichert. 
Im einzelnen bestehen folgende Regelungen: 

Versicherung bei der Deutschen Studenten- 
Krankenversorgung (DSKV) 

Die DSKV ist ein privatrechtlich organisiertes Unter- 
nehmen, das als Versicherungsverein auf Gegen- 
seitigkeit Krankenversicherung zugunsten von Stu- 
denten betreibt. Mitglieder des Vereins sind haupt- 
sächlich Studentenwerke, aber auch Hochschulen, 
die für die Studenten mit dem Verein einen Ver- 
sicherungsvertrag abgeschlossen haben. Die DSKV 
ist an den meisten Hochschulen in Nordrhein-West- 
falen sowie an den Universitäten Berlin, Hamburg, 
Kiel und Saarbrücken vertreten. Zur Zeit sind bei 
der DSKV noch etwa 40 000 Studenten vollver- 
sichert. 

Die DSKV-Versicherung ist eine Pflichtversiche- 
rung. Versichert sind die immatrikulierten Studen- 
ten der Mitglieder. Studenten, die aufgrund ander- 
weitiger Pflicht- oder freiwilliger Mitgliedschaft 
bzw. als Familienangehörige Anspruch auf Versiche- 
rungsleistungen der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung haben, können auf Antrag vom vollen Ver- 
sicherungsschutz der DSKV befreit werden. Befreite 


Mitglieder zahlen noch einen Semesterbeitrag von 
5 DM und haben Anspruch auf bestimmte Teil- 
leistungen. 

Die Leistungen entsprechen nicht voll dem Standard 
der gesetzlichen Krankenversicherung; sie liegen in 
einzelnen Bereichen erheblich darunter. Der Bestand 
der Vollversicherten hat in den letzten Jahren lau- 
fend abgenommen, da immer mehr Studenten — in 
Nordrhein-Westfalen zum Beispiel rund 80 % — von 
ihrem Befreiungsrecht Gebrauch gemacht haben. Es 
ist anzunehmen, daß die DSKV vor allem für aus- 
ländische Studenten, die in aller Regel über keine 
andere Versicherungsmöglichkeit verfügen, erheb- 
liche Bedeutung hat. 

Der Semesterbeitrag der DSKV für Vollversicherte 
wurde zum Sommersemester 1974 von bisher 115 DM 
auf 135 DM erhöht. Diese Erhöhung war vom Auf- 
sichtsrat und der Hauptversammlung der DSKV zu- 
nächst abgelehnt worden, worauf der Vorstand die 
Versicherungsverhältnisse zum 31. März 1974 ge- 
kündigt und die Liquidation zu diesem Zeitpunkt 
vorbereitet hatte. Da hierdurch für einen erheblichen 
Teil der Studenten jeglicher Krankenversicherungs- 
schutz entfallen wäre, haben sich die beteiligten Län- 
der mit Rücksicht auf die zum 1. Januar 1975 ge- 
plante Bundesregelung bereit erklärt, die Mitglieder 
der DSKV (nämlich die Studentenwerke und die 
Hochschulen) und über sie die Versicherten bis zum 
31. Dezember 1974 in Höhe der erforderlich gewor- 
denen Beitragserhöhung zu entlasten. Es wurden 
daraufhin neue Versicherungsverträge ab 1. April 
1974 abgeschlossen. Die DSKV bereitet nunmehr im 
Vertrauen auf die in Aussicht genommene Neurege- 
lung ihre Liquidation zum 31. Dezember 1974 vor. 

örtliche Versorgungseinrichtungen 

Zahlreiche Studentenwerke betreiben Krankenver- 
sorgungseinrichtungen in eigener Regie. Ihre Lei- 
stungen liegen zum Teil erheblich unter denen der 
gesetzlichen Krankenversicherung und sogar unter 
denen der DSKV. Die örtlichen studentischen Kran- 
kenversicherungen (SKV) sind regelmäßig Pflicht- 
versicherungen für alle immatrikulierten Studenten, 
Es gilt jedoch in vielen Fällen der Grundsatz der 
Subsidiarität: Ist ein Student als Mitglied oder 
Familienangehöriger bei einer gesetzlichen oder pri- 
vaten Krankenkasse versichert oder ist er beihilfe- 
berechtigt oder hat er sonst einen Anspruch auf 
Krankenversicherungsschutz, so tritt die Leistungs- 
pflicht der SKV insoweit zurück. Nach (Schätzungen 
für die Universität Köln, die über eine solche Ver- 
sicherungseinrichtung verfügt, werden dort die vol- 
len Leistungen der SKV nur van ca. 25 bis 30 % 
der Studenten in Anspruch genommen. 

Diese Organisation der Versicherung erlaubt zwar 
recht günstige Prämien. Der Grund hierfür liegt je- 
doch — außer in unzulänglichen Leistungen — 
in der Subventionierung der Prämien durch jenen 
überwiegenden Teil der Studenten, der anderweitig 
versichert ist und deshalb die SKV nicht in An- 
spruch nimmt. Soweit diese Studenten nicht ihrer- 
seits kostenlos über die Familienhilfe versichert 
sind, haben sie daneben die Beiträge für ihre eigene 
Versicherung aufzubringen. 
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Mehrere Studentenwerke und Hochschulen haben 
auch Gruppenversicherungsverträge mit einem pri- 
vaten Versicherungsunternehmen abgeschlossen, 
dem die Studenten beitreten müssen, sofern sie nicht 
einen Befreiungstatbestand geltend machen können. 
Die Leistungen sind auch hier meist unzureichend 
und machen Zusatzversicherungen notwendig. 

Nach Angaben des Deutschen Studentenwerks 
schwankten die Beitragsleistungen bei den örtlichen 
Krankenversorgungseinrichtungen und den vermit- 
telten Gruppenversicherungen im Sommersemester 
1973 zwischen 14 DM und 73 DM. Bei einer Fortfüh- 
rung dieser Form der Krankenversicherung wäre 
auch hier mit Beitragserhöhungen zu rechnen. 

Vermittlung anderer Versicherungen. Sozialhilfe 

In Bayern, Rheinland-Pfalz und Bremen gibt es keine 
besonderen studentischen Krankenversicherungen. 
Die Hochschulen und Studentenwerke beschränken 
sich darauf, Angebote von privaten Versicherungen 
zu vermitteln. Wer von diesen Angeboten auf dem 
freien Versicherungsmarkt keinen Gebrauch macht, 
hat im Krankheitsfalle die Möglichkeit, sich auf- 
grund der Vorschriften des Bundessozialhilfegeset- 
zes an das zuständige Sozialamt zu wenden. 

Familienhilfe in der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

Bereits jetzt ist ein erheblicher Teil der Studenten 
in den Schutz der gesetzlichen Krankenversicherung 
einbezogen. Ein Student erhält nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen und des Satzungsrechts 
Familienhilfe, wenn er entweder unterhaltsberech- 
tigtes Kind oder Ehegatte eines Mitglieds der ge- 
setzlichen Krankenversicherung ist (§ 205 der 
Reichsversicherungsordnung). Allerdings bestimmen 
die Satzungen der Krankenkassen eine Altersgrenze 
für die Kinder der Versicherten, die meistens hei 
25 Jahren liegt. Viele ältere Studenten, die einen er- 
heblichen Anteil an der Studentenschaft stellen (s, o. 
Tz. 18) verlieren somit bei Erreichen dieser Alters- 
grenze ihren Schutz aus der gesetzlichen Kranken- 
versicherung, ohne selbst die Möglichkeit zu haben, 
sich in derselben Kasse weiterzuversichern. Die Fa- 
milienhilfe ist ferner dadurch gekennzeichnet, daß 
sie sich nur auf den Studenten selbst, nicht aber auf 
seinen nicht selbst versicherten Ehegatten oder seine 
Kinder erstreckt. 

Eigene Mitgliedschaft in der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

Auch eine eigene Mitgliedschaft der Studenten in 
der gesetzlichen Krankenversicherung ist möglich. 
Voraussetzung ist, daß ein versicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis besteht oder bestanden hat. 
Ferner sind Studenten, die eine Waisenrente aus 
der Arbeiter- oder Angestelltenversicherung oder 
der knappschaftlichen Rentenversicherung beziehen, 
Mitglieder einer gesetzlichen Krankenversicherung. 

Die eigene Mitgliedschaft von Studenten in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung fällt vor allem in 


jenen Fällen zahlenmäßig ins Gewicht, in denen sie 
auf besonderem Satzungsrecht einer Kasse (Techni- 
kerkrankenkasse) oder auf einem versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigungsverhältnis beruht. Auf die- 
ser Grundlage treten zur Zeit die Ersatzkassen mit 
Beitragsangeboten in der Größenordnung von ca. 
17 DM monatlich an die Studenten heran. Es ist je- 
doch festzuhalten, daß die Beitrittsvoraussetzungen 
bei Studenten keineswegs immer vorliegen und es 
nicht Ziel der staatlichen Sozialpolitik sein kann, die 
Studenten zur Erwerbstätigkeit zu veranlassen 
(s. o. Tz. 47). Auch ist offen, ob die Ersatzkassen 
ihre Beiträge halten werden. Gegenwärtig wird der 
Ausgleich für die nicht kostendeckenden Prämien 
durch die übrige Gemeinschaft der bei den Ersatz- 
kassen Versicherten herheigeführt. 

65. Anteil der Versicherungsarten 

Statistiken über den Anteil der Studenten an den 
erwähnten Krankenversicherungs- und Versorgungs- 
einrichtungen liegen nicht vor. Die beträchtlichen 
regionalen und lokalen Unterschiede, die Doppel- 
versicherungen und die zahlreichen Kombinations- 
möglichkeiten beeinträchtigen notwendigerweise 
auch die Aussagefähigkeit von Repräsentativerhe- 
bungen. Hinzu kommt, daß ein großer Teil der Stu- 
denten nicht ausreichend über seine Krankenver- 
sicherung informiert ist. 

Die 7. Sozialerhebung des Deutschen Studenten- 
werks konnte, da sie als Befragung an ausgewählten 
Hochschulen durchgeführt worden ist, nicht für alle 
Versicherungsarten ein ausgewogenes Bild ergeben. 
Beispielsweise sind örtliche studentische Kranken- 
versicherungen in Bayern und Rheinland-Pfalz nicht 
vorhanden, in Hessen ist jeder Student Mitglied 
in einer solchen Einrichtung, und inNordrhein-West- 
falen bestehen Befreiungsmöglichkeiten. Angaben 
über den Anteil von SKV-versicherten Studenten an 
der Gesamtzahl der befragten Studenten wären da- 
her nicht aussagekräftig. 

Gleiches gilt für den Anteil der Studenten, die selbst 
Mitglieder in einer gesetzlichen Krankenkasse sind. 
Hier wirken sich die unterschiedlichen örtlichen Ver- 
hältnisse dadurch aus, daß Studenten, die nicht den 
Schutz einer studentischen Krankenversicherung er- 
halten können, sich verstärkt darum bemühen, durch 
vorübergehende Erwerbstätigkeit die Voraussetzun- 
gen für die Mitgliedschaft in einer gesetzlichen 
Krankenkasse zu erlangen. Auch hier sind Durch- 
schnittszahlen aufgrund der Befragung des Deut- 
schen Studentenwerks nicht aussagekräftig. Das 
Deutsche Studentenwerk wird im Bericht über seine 
7. Sozialerhebung die erhobenen Daten im einzelnen 
auswerten. 

Repräsentativ, weil von den genannten Faktoren 
kaum beeinflußt, dürften folgende Ergebnisse sein: 

51 °/o der befragten Studenten an Universitäten und 
Technischen Hochschulen erklärten, sie seien 
über ihre Eltern familienversichert. Bei der 
Befragung ist mit Rücksicht auf die häufig 
unzulängliche Information der Studenten über 
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die Formen des Versicherungsschutzes davon 
abgesehen worden, hier zwischen gesetzlicher 
und privater Krankenversicherung zu unter- 
scheiden. 

6 % sind über den Ehepartner familienversichert. 

7 % sind selbst Mitglied in einer Privatkasse (ab- 

gesehen von Zusatzversicherungen). 

66. Inanspruchnahme der Krankenversicherung 

Entgegen einer verbreiteten Annahme ist nicht er- 
wiesen, daß die Studenten eine besonders günstige 
Versicherungsgruppe seien; ihr Krankenstand ist, 
verglichen mit gleichaltrigen Erwerbstätigen, keines- 
wegs niedrig. Wenn die Studenten für die in Betracht 
kommenden Versicherungsträger dennoch als inter- 
essante Personengruppe gelten, so offenbar im 
Hinblick auf ihr Verbleiben in der jeweiligen Kasse 
auch bei späterem überdurchschnittlichen Verdienst. 

Nach der 7. Sozialerhebung des Deutschen Studen- 
tenwerks hatten in den Monaten Januar bis Juni 
1973 67 %> der befragten Studenten an Universitäten 
und Technischen Hochschulen mindestens einmal 
und 30,3 % mindestens zweimal eine Krankenkasse 
in Anspruch genommen. Allerdings sagen diese 
Werte nichts darüber aus, welche Leistungen da- 
durch im Einzelfall von der Krankenversicherung 
aufzubringen waren. Die Studenten, die die Kran- 
kenversicherung einmal in Anspruch genommen 


hatten, verteilen sich wie folgt: 

Ambulante ärztliche Behandlung 64,7 °/o 

Zahnbehandlung 27,4 °/o 

Stationäre Behandlung 5,2 °/o 

Entbindung 0,2 % 


Sonstiges (Massagen, Bäder, Hilfsmittel) 2,5 °/o. 

Bei der doppelten und mehrfachen Inanspruchnahme 
überwog eindeutig die Inanspruchnahme wegen 
einer Zahnbehandlung. 

67. Zur Neuordnung der studentischen 
Krankenversicherung 

Die Notwendigkeit, die Krankenversicherung für die 
Studenten neu zu ordnen, wird von allen politischen 
Kräften bejaht. Die Bundesregierung hat sich seit 
längerem für eine Neuregelung ausgesprochen. Die 
Fraktion der CDU/CSU hat einen Antrag zur 
Neuordnung der studentischen Krankenversicherung 
im Bundestag eingebracht (Bundestagsdrucksache 
7/1096), über den am 9. November 1973 in der 65. 
Sitzung des Deutschen Bundestages eine Aussprache 
stattfand. Das Land Rheinland-Pfalz hat eine ent- 
sprechende Gesetzesinitiative im Bundesrat einge- 
bracht (Bundesratsdrucksache 196/74). Ferner haben 
sich die Westdeutsche Rektorenkonferenz, das Deut- 
sche Studentenwerk und der Verband Deutscher Stu- 
dentenschaften für eine Neuregelung ausgesprochen. 
Das Deutsche Studentenwerk hat überdies in Ver- 
bindung mit der Deutschen Studenten-Krankenver- 
sorgung Gesetzentwürfe ausgearbeitet. 


Es besteht auch weitgehende Übereinstimmung, daß 
eine Lösung nur über eine Einbeziehung der Studen- 
ten in die gesetzliche Krankenversicherung gefunden 
werden kann; die Schaffung eines besonderen Ver- 
sicherungsträgers ist dabei nicht vorgesehen. Einzel- 
heiten müssen noch im Laufe dieses Jahres geklärt 
werden. 

Die Bundesregierung wird bei ihrem gegenwärtig 
vorbereiteten Entwurf zur Änderung der Reichsver- 
sicherungsordnung von den Empfehlungen der vom 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung ein- 
gesetzten Sachverständigenkommission zur Weiter- 
entwicklung der sozialen Krankenversicherung aus- 
gehen. Diese Kommission hatte 1972 angeregt, die 
eingeschriebenen Studierenden (mit Ausnahme der 
Gasthörer) als Pflichtversicherte in die gesetzliche 
Krankenversicherung einzubeziehen. Im übrigen läßt 
sich die Bundesregierung bei der Bearbeitung des 
Entwurfs, der den Gesetzgebungsorganen in Kürze 
zugeleitet werden soll, von den folgenden Grund- 
sätzen leiten: 

1. Es wird ein bundeseinheitlich geregelter und um- 
fassender Versicherungsschutz für alle Studenten 
ab Anfang 1975 angestrebt. 

2. Die Versicherungsleistungen sollen denjenigen 
der gesetzlichen Krankenversicherung ohne Lohn- 
ersatzleistungen (Krankengeld, Mutterschafts- 
geld) entsprechen und sich insbesondere auch auf 
den unterhaltsberechtigten Ehegatten und die 
unterhaltsberechtigten Kinder des Studenten er- 
strecken. 

3. Die Beiträge müssen für die Studenten sozial 
tragbar sein. Sie sollten nach Möglichkeit bun- 
deseinheitlich gleich hoch sein. 

4. Begründung und Abwicklung der Versicherungs- 
verhältnisse sollten im Zusammenwirken von 
Studenten, Hochschule und jeweiliger Kasse ver- 
waltungsmäßig möglichst einfach gestaltet wer- 
den. 


3. Unfallversicherung für Studenten 

68. Während an der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung für die Studenten noch gearbeitet wird, ist die 
gesetzliche Unfallversicherung bereits Wirklichkeit 
geworden. Die Unfallversicherung ist durch das 
„Gesetz über Unfallversicherung für Schüler und 
Studenten sowie Kinder in Kindergärten" vom 
18. März 1971 (BGBl. I S. 237), in Kraft getreten am 
1. April 1971, bundeseinheitlich geregelt. Sie ge- 
währleistet für Studenten während des Studiums 
den gleichen, umfassenden Versicherungsschutz, wie 
ihn Arbeitnehmer während ihrer Erwerbstätigkeit 
genießen. 

Versichert sind nach § 539 Abs. 1 Nr. 14 RVO 
neben weiteren Personenkreisen „Studierende wäh- 
rend der Aus- und Fortbildung an Hochschulen". 
Mit dem Begriff „Studierende" soll klarge- 
stellt werden, daß nicht nur die ordentlichen Stu- 
denten, sondern alle Personen, die sich an Hoch- 
schulen aus- und fortbilden, unfallversichert sind. 
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Dazu zählen demnach auch Gasthörer, Studierende 
in Ferienkursen und in einem Aufbau- oder Kon- 
taktstudium sowie Doktoranden, die im Zusammen- 
hang mit ihrer Dissertation an Hochschulveranstal- 
tungen teilnehmen. Gleichermaßen geschützt sind 
Betätigungen in Instituten und Forschungseinrich- 
tungen, die im Zusammenhang mit dem Studium 
stehen. 

Der Versicherungsfall in der gesetzlichen 
Unfallversicherung ist der Arbeitsunfall (§ 548 
RVO). Dies ist entsprechend für die Studierenden 
ein Unfall beim Besuch einer Hochschule oder auf 
Wegen dorthin (§ 550 RVO). Die Feststellung, ob ein 
Arbeitsunfall vorliegt, kann gerade bei Studieren- 
den schwierig sein, da sie in der Regel eine größere 
Freiheit beim Hochschulbesuch haben als etwa Schü- 
ler beim Besuch einer Schule. Als Arbeitsunfall gilt 
auch eine Berufskrankheit (§ 551 RVO). 

Das Risiko privater Unfälle muß von den Studenten, 
wie übrigens von allen anderen Personen auch, ge- 
sondert abgedeckt werden. Hier bieten die Hoch- 
schulen vereinzelt Gruppenverträge mit privaten 
Versicherern an. 

Die Studierenden erhalten die gleichen Leistun- 
gen wie alle anderen von der gesetzlichen Unfall- 
versicherung erfaßten Personen (§§ 556 bis 631 RVO). 
Die Träger der Versicherung versuchen mit allen 
geeigneten Mitteln den durch den Unfall verursach- 
ten Schaden auszugleichen. Wo eine völlige Wieder- 
herstellung nicht möglich ist, werden für Einbußen 
an Erwerbsfähigkeit Entschädigungen in Geld ge- 
zahlt. Der Schadensausgleich ist jedoch grundsätzlich 
auf körperliche Schäden oder Tötung beschränkt. 
Sachschäden werden grundsätzlich nicht entschädigt 
(Ausnahme: Beschädigung eines Körperersatzstücks 
oder eines größeren orthopädischen Hilfsmittels). Zu 
den Leistungen gehören vor allem die Heilbehand- 
lung, die Gewährung von Pflege, Geldleistungen 
während der Heilbehandlung (z. B. Verletztengeld), 
die Arbeits- und Berufsförderung sowie bei Dauer- 
schäden die Zahlung einer Rente an den Verletzten 
selbst oder bei tödlichen Unfällen an die Hinter- 
bliebenen. 

Für Studenten ist das jeweilige Land Ver- 
siehe r u n g s t r ä g e r (§ 655 'Abs. 1 , § 653 Abs. 1 
Ziffer 1 RVO). Das gilt auch für private Hochschulen 
(§ 655 Abs. 2 Ziff. 6 RVO). Die Studierenden zahlen 
keine Beiträge. Bei Unfällen sind die Hochschulen 
unverzüglich zu unterrichten; sie reichen die An- 
zeige auf Formblatt an den Versicherungsträger wei- 
ter. Zuständig ist jeweils die Ausführungsbehörde 
für Unfallversicherung des Landes. Dies sind in der 
Regel nachgeordnete Behörden der Sozialminister. 

Im Jahre 1972 wurden von der Versicherung 415 000 
Personen erfaßt. 8 857 Studierende erlitten einen 
Unfall, das sind ca. 2,13 % aller Versicherten. Da- 
mit liegt die Unfallhäufigkeit niedriger als 
im Gesamtbereich der Schüler-Unfallversicherung, 
wo sie ca. 4,16 % betragen hat. 

Die Verhütung von Arbeitsunfällen 
gehört zu den gesetzlichen Pflichtaufgaben der Ver- 
sicherungsträger. Die nach Landesrecht zuständigen 


Stellen erlassen zum Zwecke der Unfallverhütung 
Anweisungen über die notwendigen Einrichtungen 
und Maßnahmen in den Hochschulen, besonders in 
Laboratorien und Werkstätten, sowie über das Ver- 
halten, das die Studierenden zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen zu beobachten haben, z. B. das Tra- 
gen von Schutzbrillen oder -handschuhen bei Ver- 
suchen. Zur Unterstützung der für die Unfallverhü- 
tung zuständigen Personen werden an jeder Hoch- 
schule Sicherheitsbeauftragte bestellt. 


4. Gesundheitsdienst für Studenten 

. 69. Die ärztliche Betreuung der Studenten im 
Krankheitsfall ist unterschiedlich organisiert. Meh- 
rere Studentenwerke beschäftigen Studentenärzte 
als Angestellte oder als freie Mitarbeiter (Stu- 
dentenarztstationen). An anderen Orten hat die Uni- 
versitätsklinik den Auftrag, die Studenten ärztlich 
zu betreuen. An zahlreichen Hochschulen sind je- 
doch, wie einer Umfrage des Deutschen Studenten- 
werks bei seinen Mitgliedern im Wintersemester 
1972/73 zu entnehmen ist, besondere Vorkehrungen 
für die ärztliche Versorgung der Studenten nicht 
getroffen worden. Nach Maßgabe ihrer jeweiligen 
Versicherungen können die Studenten unabhängig 
von einem Gesundheitsdienst an der Hochschule 
den Arzt ihrer Wahl auf suchen. Allerdings scheinen 
sie nach den vorliegenden Beobachtungen den Stu- 
dentenarzt auch deshalb aufzusuchen, weil er mit 
ihren typischen Krankheitsbildern besonders ver- 
traut ist. 

Der studentische Gesundheitsdienst im Hochschul- 
bereich geht u. a. auch darauf zurück, daß — vor 
allem im vorigen Jahrhundert — Angehörige der 
Medizinischen Fakultäten die anderweitig nicht oder 
nur unzureichend ärztlich versorgten Studenten 
untersuchten und behandelten. Hieraus haben sich 
die Studentenarztstationen als Selbsthilfeeinrichtun- 
gen entwickelt. Mit der von der Bundesregierung an- 
gestrebten allgemeinen gesetzlichen Pflichtversiche- 
rung der Studenten könnte sich für die zuständigen 
Stellen — das sind teils die Länder und Hoch- 
schulen, teils die Studentenwerke — die Möglich- 
keit eröffnen, die künftigen Aufgaben des studen- 
tischen Gesundheitsdienstes stärker zu akzentuie- 
ren. Vorsorgemaßnahmen könnten über Röntgen- 
Reihenuntersuchungen hinaus Herz-, Lungen- und 
Kreislauferkrankungen sowie Haltungsschäden um- 
fassen. Auch könnten, worauf der Gesundheitsaus- 
schuß des Deutschen Studentenwerks hingewiesen 
hat, die besonderen Erfahrungen aus der Beratung 
und Behandlung von Studenten für deren ärztliche 
Versorgung und auch für die Beratung der Hoch- 
schule in Fragen der Gemeinschaftsverpflegung und 
der arbeitsmedizinisch richtigen Gestaltung der Stu- 
dienplätze nutzbar gemacht werden. 

Zum Gesundheitsdienst im Hochschulbereich gehört 
neben der Betreuung der Studenten die des Hoch- 
schulpersonals. Gelegentlich sind beide Aufgaben 
organisatorisch miteinander verbunden. Hier hat das 
Bundesgesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsinge- 
nieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
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vom 12. Dezember 1973 (BGBL I S. 1885), dessen 
Grundsätze auch für öffentliche Verwaltungen gelten, 
eine neue Situation geschaffen. Es ist zu erwarten, 
daß in nächster Zukunft auch von dieser Seite Im- 
pulse für die Neuordnung des Gesundheitsdienstes 
für Studenten ausgehen werden. Angesichts der 
unterschiedlichen örtlichen Verhältnisse, insbeson- 
dere der unterschiedlichen Versorgung der Hoch- 
schulorte mit Universitätskliniken und der unter- 
schiedlichen Entfernung der Hochschuleinrichtungen 
von den niedergelassenen Ärzten (Campuslage) 
wird allerdings weniger mit einer Vereinheitlichung 
zu rechnen sein, als vielmehr mit einer anpassungs- 
fähigen und aufgabenorientierten Organisations- 
form. 


5. Kindertagesstätten im Hochschulbereich 

70. Viele Studenten stehen vor der Aufgabe, wäh- 
rend des Aufenthalts in der Hochschule die Be- 
treuung ihrer Kinder sicherzustellen. Zum einen 
führen die Ehepartner auch während der Vor- 
lesungsmonate meist einen gemeinsamen Haushalt 
und leben dort zusammen mit ihrem Kind, nämlich 
in 93 °/o der Fälle, in denen ein Kind vorhanden 
ist (7. Sozialerhebung des Deutschen Studenten- 
werks); dieser Situation an Universitäten und Tech- 
nischen Hochschulen entspricht die Situation an 
Fachhochschulen (91 °/o der Fälle). Zum anderen ist 
in den meisten Ehen der Partner des Studenten ent- 
weder ganztägig erwerbstätig oder studiert selbst 
(s. o. Tz. 20). Häufig muß deshalb die Hilfe Dritter 
in Anspruch genommen werden. 

Bei der Befragung der verheirateten Studenten im 
Sommersemester 1971 hatten — bei Doppelnennun- 
gen — 95 °/o der Befragten angegeben, ihr Kind 
selbst zu betreuen, daneben nannten 24 ö /o Be- 
treuung in Kindergärten/Krabbelstube/Kinderhort/ 
Kinderkrippe, 26 °/o Betreuung durch Großeltern und 
1 1 °/o Betreuung durch Fremde (Bundestagsdruck- 
sache VI/2864, Seite 27). 1973 äußerten die verheira- 
teten Studenten an Universitäten und Technischen 
Hochschulen, deren Kinder noch nicht in einer Kin- 
derkrippe / einem Kindergarten / Kinderladen unter- 
gebracht sind, sich zu ihrem Bedarf nach einem Platz 
in einer solchen Einrichtung: 

65 °/o legten Wert auf einen Platz (45 °/o halbtags, 
20 °/o ganztags), 

31 °/o legten keinen Wert darauf, weil sie ihr Kind 
selbst versorgen oder es anderweitig versorgt ist, 

4 % waren unentschlossen. 

Nahezu gleich votierten die verheirateten Studenten 
an Fachhochschulen. 

Nimmt man an, daß wie 1971 auch 1973 für rund ein 
Viertel der Studentenkinder bereits ein Kinder- 
tagesstättenplatz zur Verfügung stand, so entspricht 
der Wunsch von 65 °/o der befragten Studenten, 
deren Kinder nicht in einer Kindertagesstätte be- 
treut werden, einem Anteil von 49 % der Gesamt- 
zahl der verheirateten Studenten mit Kindern. Unter- 


stellt, die Wünsche der nichtverheirateten Studen- 
ten mit Kindern wichen hiervon nicht wesentlich ab, 
so ergibt sich bei einer Gesamtzahl der Studenten- 
kinder im Wintersemester 1973/74 von etwa 68 000 
bis 69 000 (vgl. oben Tz. 21), daß für etwa 34 000 Stu- 
dentenkinder ein Platz in einer Kindertagesstätte ge- 
wünscht, aber nicht vorhanden ist. Dieser Fehlbedarf 
macht es verständlich, daß 34 °/o der Studierenden 
mit Kindern angaben, wegen der Versorgung ihres 
Kindes ihr Studium verlängern zu müssen. 

Die Studenten sollten ihren Bedarf an Plätzen in 
Kindertagesstätten für ihre Kinder in gleicher Weise 
decken könneh wie Eltern in anderen Gruppen der 
Bevölkerung. Die Aufgabe, Kindertagesstätten ein- 
zurichten, erfüllen die Gemeinden und Träger der 
freien Jugendhilfe grundsätzlich gleichermaßen für 
alle Bevölkerungsgruppen. Auf diesem Gebiet wer- 
den zur Zeit große Anstrengungen unternommen. Im 
Kindergartenbereich (für die 3- bis 5jährigen Kinder) 
ist auf Grund nachhaltiger staatlicher Förderungs- 
maßnahmen bereits zum Ende der 70er Jahre mit 
einer annähernden Deckung des Bedarfs zu rechnen. 
Die Regierung des Landes Nordrhein-Westfalen hat 
auf eine Anfrage zur Betreuung von Studentenkin- 
dern am 27. Juni 1973 erklärt, auf Grund der bis- 
herigen und absehbaren Entwicklung könne davon 
ausgegangen werden, daß der Bedarf an Kinder- 
gärten, die von den im Kindergartengesetz des Lan- 
des genannten Trägern erstellt werden, im Landes- 
durchschnitt bis zum Jahre 1975 gedeckt sein werde 
(Landtagsdrucksache 7/2839). Im Bundesdurchschnitt 
werden nach den Annahmen des Bildungsgesamt- 
plans 1975 750000 Kindergartenplätze für 52 ®/o der 
Drei- und Vierjährigen vorhanden sein sowie 
806 000 Plätze für 70 i0 /o der Fünfjährigen im Ele- 
mentar- und Primarbereich. 

Der größte Teil der Studentenkinder ist allerdings 
jünger als drei Jahre (s. o. Tz. 21). Vor allem für 
den durch allgemeine Maßnahmen nicht gedeckten 
Bedarf an Kindertagesstätten-Plätzen für Kleinkin- 
der werden besondere Maßnahmen im Hochschul- 
bereich auch weiterhin erforderlich sein. Insoweit 
haben die Hochschulen dasselbe Interesse an Er- 
leichterungen für ihre Mitglieder, wie es Betriebe 
und Verwaltungen mit der Einrichtung von Kinder- 
tagesstätten für ihre Mitarbeiter zum Ausdruck ge- 
bracht haben. 

Bislang haben Hochschulen, Studentenwerke, Allge- 
meine Studentenausschüsse und Elterninitiativen 
an zahlreichen Hochschulorten Kindertagesstätten- 
Plätze für Studentenkinder geschaffen. Die Lan- 
desregierung von Nordrhein-Westfalen nannte in 
ihrer erwähnten Antwort vom 27. Juni 1973 an acht 
Hochschulstädten elf Einrichtungen im Hochschul- 
bereich mit insgesamt 477 Plätzen (Krabbelstuben, 
Krippen, Kindergärten, Horte). Wie weit diese Daten 
repräsentativ sind für alle Hochschulen im Bundes- 
gebiet, ist offen. Eine Umfrage des Deutschen Stu- 
dentenwerks bei den örtlichen Studentenwerken er- 
gab, daß von 34 erfaßten Studentenwerken 21 Werke 
Kintertagesstätten im Bereich der Hochschule nen- 
nen konnten, und zwar insgesamt 36 »Einrichtungen 
mit im Durchschnitt knapp 40 Plätzen. Sie standen 
in aller Regel neben den Studentenkindern auch den 
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Kindern anderer Hochschulangehörigen sowie den 
Kindern von Nichthochschulangehörigen offen — 
eine Praxis, die in begrüßenswerter Weise eine Ab- 
sonderung der Studenten und ihrer Kinder von der 
übrigen Bevölkerung vermeidet. Die Bauträgerschaft 
für die erfaßten Einrichtungen liegt teils beim Stu- 
dentenwerk, teils bei der Hochschule. Für die Be- 
triebskosten kommen — unbeschadet erheblicher 
Unterschiede im Einzelfall — im Wege von Zuschüs- 
sen Land, Gemeinde, Studentenwerk oder auch die 
Studentenschaft auf sowie im Wege von Beiträgen 
die Eltern. 


VII. Organisation des Sozialbereichs an 


Staatliche Gesetzgebung, Verwaltung und Finanz- 
aufwendungen haben erst seit wenigen Jahren die 
zuvor dargestellte zentrale Bedeutung für die wirt- 
schaftliche und soziale Sicherung des Studiums er- 
langt. Dieses zunehmende Engagement des Staates 
ist notwendig geworden, um die Ziele des Sozial- 
staates auch im Hochschulbereich zu verwirklichen 
(s. o. Tz. 1). Allerdings hat die verfehlte Zurückhal- 
tung gegenüber Sozialstaatsforderungen und lang- 
fristiger Planung in den 50er und beginnenden 60er 
Jahren dazu beigetragen, daß der Staat nunmehr 
um so nachhaltiger gezwungen ist, Verantwortung 
für diese Aufgaben zu übernehmen. Dabei gerät 
leicht aus dem Blick, daß im Hochschulbereich seit 
langem Einrichtungen bestehen, die — zunächst im 
Wege der Selbsthilfe — mit Erfolg versucht haben, 
zu einem Studium ohne Not beizutragen, die sozia- 
len Interessen der Studenten zu formulieren und 
Konzepte für sachgerechte Lösungen zu erarbeiten. 


1. Studentenwerke 

71- Entwicklung 

Im 19. Jahrhundert hatten ganz überwiegend Stu- 
denten die Universität besucht, deren Familien eine 
ausreichende Sicherung des Studiums gewährleisten 
konnten. Im übrigen sorgten Hilfseinrichtungen des 
Landesherren, der städtischen Bürgerschaft und der 
Kirchen dafür, daß auch bedürftige Studenten Frei- 
tische, Stipendien und Unterkunft erhalten konnten. 
Nach dem Ersten Weltkrieg war einer größeren Zahl 
von Studenten vor allem aus dem Mittelstand der 
Rückhalt einer begüterten Familie entzogen. Die Stu- 
denten schritten deshalb zur Selbsthilfe. Unter Mit- 
wirkung von Professoren und Altakademikern grün- 
deten sie Vereine — „ Studentenwerke iJ — an ein- 
zelnen Hochschulen, die Mensen betrieben, Werk- 
arbeit vermittelten, erkrankte Studenten betreuten 
und finanzielle Unterstützung im Einzelfall gewähr- 
ten. Die Mittel für diese Arbeit wurden teils durch 


Der Bund hat die an ihn herangetragenen Initiativen 
einzelner Länder, die Investitionskosten für Kinder- 
tagesstätten im Hochschulbereich in die gemeinsame 
Finanzierung nach dem Hochschulbauförderungs- 
gesetz einzubeziehen, aufgegriffen. Der Dritte Rah- 
menplan für den Hochschulbau (1974 bis 1977) weist 
8 Vorhaben aus, mit denen Kindertagesstättenplätze 
geschaffen werden sollen. Der Bund ist auch weiter- 
hin bereit, gemeinsam mit den Ländern Kindertages- 
stätten, vor allem für Kleinkinder, im Rahmen der 
Gemeinschafts auf gäbe Ausbau und Neubau von 
Hochschulen zu fördern. 


den Hochschulen 


staatliche Zuschüsse, teils durch Spenden aufge- 
bracht. 1921 schlossen sich die Studentenwerke zu 
einem Dachverband, der Wirtschaftshilfe der Deut- 
schen Studentenschaft, zusammen, dem die Besor- 
gung der damals schwer zu beschaffenden Lebens- 
mittel oblag und der Darlehen gewährte. Im Jahre 
1929 wurde diese Vereinigung in „Deutsches Stu- 
dentenwerk" umbenannt. 

Nachdem die örtlichen Studentenwerke 1934 durch 
die Reichs Verordnung über die Bildung eines Reichs- 
studentenwerks rechtlich unselbständige Teilanstal- 
ten des Reichsstudentenwerks geworden waren, 
nahmen sie nach 1945 die Tätigkeit überwiegend 
in der Rechtsform des eingetragenen Vereins wie- 
der auf. Die Finanzierung der Arbeit der Studen- 
tenwerke erfolgte in erster Linie aus Soszialbeiträ- 
gen der Studenten sowie aus Spendenmitteln und Zu- 
schüssen der Kultusministerien der Länder. Die In- 
vestitionsmaßnahmen, insbesondere die Errichtung 
von Wohnheimen, Mensen und Studentenhäusern, 
erforderten einen steigenden Anteil der staatlichen 
Zuschüsse. Auf einer Hochschulkonferenz in Bad 
Honnef im Jahre 1953 wurde die Forderung erho- 
ben, der Staat sei für die soziale Sicherung des Stu- 
diums in allen Bereichen zuständig; das Modell einer 
staatlichen Studienförderung, das sogenannte Hon- 
nefer Modell, wurde erarbeitet. Mit seiner Realisie- 
rung wurde 1957 begonnen. 

Damit begann in den Studentenwerken ein Umwand- 
lungsprozeß von der Selbsthilfe zur staatlichen Lei- 
stungsverwaltung. Allein der Anteil staatlicher Zu- 
schüsse für den laufenden Betrieb der Studenten- 
werke (Personalkosten, Mensen) stieg in den vom 
Deutschen Studentenwerk in seiner Statistik „Stu- 
dentenwerke im Zahlenspiegel. 1972" erfaßten 36 
Studentenwerken von 32 Millionen DM im Jahre 
1969 auf über 85 Millionen DM im Jahre 1972. Die 
Personalkosten für die inzwischen über 6 000 Be- 
schäftigten betrugen insgesamt über 80 Millionen 
DM im Jahre 1972. Die in ihrer Höhe beträchtliche 
Eigenleistung der Studentenschaft von über 15 Mil- 
lionen DM (im Sommersemester 1973 zahlten die 
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510 000 Studenten, die von diesen Studentenwerken 
betreut wurden, durchschnittlich rund 15 DM Se- 
mesterbeitrag, ohne Krankenversicherung) ist dem- 
nach selbst für die Bereitstellung der Verwaltungs- 
kapazität bei weitem nicht mehr ausreichend, über 
die Studentenwerke wurden 1972 über 883 Millionen 
DM Ausbildungsförderung aus staatlichen Mitteln 
vergeben; sie verwalten rund 43 000 Mensaplätze 
und ca. 30 OOO Wohnheimplätze. Die Leistungen der 
von ihnen getragenen oder mitgetragenen Kranken- 
versorgung erreichten 1972 20 Millionen DM. 


72. Organisation und Aufgaben der Studentenwerke 

Diese Entwicklung hin zur staatlichen Leistungsver- 
waltung findet in der Studentenwerkgesetzgebung 
der Länder ihren Niederschlag. Das Deutsche Stu- 
dentenwerk sprach sich 1969 und nochmals 1971 für 
die Umwandlung der Studentenwerke in Anstalten 
des öffentlichen Rechts aus. Bis auf die Studenten- 
werke in Hamburg und im Saarland sowie bis auf 
einige Studentenwerke in Baden-Württemberg sind 
sie inzwischen in allen Bundesländern Einrichtungen 
öffentlichen Rechts geworden. In den drei genannten 
Bundesländern ist die Umwandlung in Anstalten in 
Aussicht genommen. 

Die in den einzelnen Landesgesetzen vorgeschrie- 
bene Organisationsform für die Studentenwerke ist 
im übrigen unterschiedlich. Die Regel sind jeweils 
ein oder zwei Leitungsorgane (ehrenamtlicher Vor- 
stand, hauptamtlicher Geschäftsführer) und ein Ver- 
tretungsorgan, dem die Mitglieder der Hochschule 
— in erster Linie Hochschullehrer und Studenten — 
angehören. Aus der häufig im Interesse der Wirt- 
schaftlichkeit und Leistungsfähigkeit gebotenen ein- 
heitlichen Zuständigkeit eines Studentenwerks für 
mehrere Hochschulen ergeben sich zusätzliche An- 
forderungen an die Zusammensetzung der Organe 
entsprechend den örtlichen Besonderheiten. Unter- 
schiedlich geregelt sind auch die Zusammenarbeit 
mit der Hochschulverwaltung, der Umfang der staat- 
lichen Aufsicht, die Festsetzung von Beiträgen und 
die Gewährleistung staatlicher Zuschüsse; ferner die 
Öffnung der Studentenwerke für andere Hochschul- 
angehörige, insbesondere für die Bediensteten (So- 
zialwerke) . 

Die Aufgaben der Studentenwerke sind in den ein- 
zelnen Landesgesetzen und Satzungen zwar unter- 
schiedlich formuliert, stimmen jedoch im allgemei- 
nen darin überein, daß den Studentenwerken die 
wirtschaftliche und kulturelle Förderung, die soziale 
Betreuung und die gesundheitliche Versorgung der 
Studenten obliegt. Neben den bereits im einzelnen 
dargelegten Maßnahmen zur wirtschaftlichen und 
sozialen Sicherung des Studiums, an denen die Stu- 
dentenwerke zumindest in der Durchführung maß- 
gebend beteiligt sind — Ausbildungsförderung, 
Wohnheimbau und -Unterhaltung, sonstige Wohn- 
raumbe Schaffung und -Verwaltung, Zimmervermitt- 
lung, Mensen, Krankenversorgung, Studentenarzt- 
stationen, Kindertagesstätten — , haben sie ihre all- 
gemeinen gesetzlichen und satzungsmäßigen Auf- 
gaben in vielfältiger Weise konkretisiert: 


— Neben der staatlichen Ausbildungsförderung be- 
stehen bei den meisten Studentenwerken noch 
Darlehenskassen. Es handelt sich um revolvie- 
rende Fonds, die aus den Sozialbeiträgen der Stu- 
denten errichtet und teilweise aus staatlichen Zu- 
schüssen aufgestockt wurden. Von den Dar- 
lehenskassen werden heute in erster Linie Über- 
brückungsdarlehen (bei Ausbleiben des elter- 
lichen Wechsels) oder Härtefalldarlehen oder An- 
schaffungsdarlehen (Wohnungseinrichtung für 
verheiratete Studierende) vergeben. 

— Mehrere Studentenwerke betreiben Studenten- 
häuser mit Versammlungs- und Leseräumen. 
Hierzu hatte das Deutsche Studentenwerk in sei- 
nem Kieler Studentenhausplan von 1961 Vor- 
schläge unterbreitet. Bei einigen Studentenwer- 
ken sind darüber hinaus Einrichtungen für eine 
musische Betätigung — wie Musikzimmer, Foto- 
labor, Studentenbühne usw. — vorhanden. Teils 
in Studenterihäuser einbezogen, teils selbständig 
bestehen Cafeterien, Diskotheken, Bierkeller, 
Clubräume, Büchereien. Mensen werden entspre- 
chend den Wünschen der Studenten zunehmend 
auch als Kommunikationszentren genutzt. 

— Die Studentenwerke bieten ferner zahlreiche Ein- 
richtungen und Dienste an, die im Unterschied zu 
den Angeboten auf dem freien Markt zumeist 
zum Selbstkostenpreis zur Verfügung gestellt 
werden: Rechtsberatungsstellen, Druck- und Ko- 
piergeräte, Reisevermittlungen in Verbindung 
mit Jugendreiseunternehmen, Wäschereien, 
Übersetzungsbüros, Theaterkassen, Verkaufs- 
stellen für Lebensmittel, Studienbedarf usw., Bä- 
der und Sauna, Einkaufsvermittlung, Fahrschu- 
len, Tankstellen, Sporteinrichtungen. 

Die Initiativen auf diesen Gebieten sind allerdings 
in den örtlichen Studentenwerken nicht in gleicher 
Weise ausgeprägt. Die genannten Dienste in ihrer 
Gesamtheit können also nicht als charakteristisches 
Angebot für jedes einzelne Studentenwerk gelten. 

Bis auf wenige Ausnahmen sind die Studenten werke 
Mitglieder des Deutschen Studentenwerks, das in 
der Rechtsform des eingetragenen Vereins nach dem 
Zweiten Weltkrieg wieder gegründet worden war. 
Es erfüllt in erster Linie Aufgaben eines Dachver- 
bandes und führt Aufträge des Bundes und der Län- 
der durch — gegenwärtig vor allem das Darlehens- 
inkasso aus der Studienförderung nach dem Honne- 
fer Modell. Daneben wirkt die Beratungsstelle für 
Wohnheimfragen beim Deutschen Studentenwerk 
durch gutachtliche Tätigkeit, vor allem bei Investi- 
tionsvorhaben, bei der Förderung studentischen 
Wohnraums mit. Das Deutsche Studentenwerk lei- 
stet den örtlichen Studentenwerken Informations- 
service, koordiniert ihre Arbeit, wirkt mit bei der 
Fortbildung der Mitarbeiter der Studentenwerke, er- 
arbeitet in seinen Gremien sozialpolitische Kon- 
zepte, erstellt Publikationen und führt Tagungen 
und Kongresse durch. Dem Deutschen Studenten- 
werk gehören zur Zeit nahezu 40 Studentenwerke 
an, aus deren Beiträgen es seine Arbeit im Eigen- 
bereich wesentlich finanziert. 
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2. Soziale Aufgaben der verfaßten 
Studentenschaft 

73. Die wirtschaftliche und soziale Sicherung des 
Studiums ist in erster Linie eine öffentliche Dienst- 
leistung. Sie ist — nicht zuletzt infolge der weit- 
gehenden Erfüllung studentischer Forderungen aus 
den 50er und 60er Jahren nach Ausbildungsförde- 
rung und Wohnheimbau — ohne öffentliche Finan- 
zierung nicht mehr denkbar. Die politische Verant- 
wortung für die inhaltliche Ausgestaltung und das 
Finanzvolumen von Förderungsmaßnahmen muß 
vom Staat getragen werden. Soweit eine Dezentrali- 
sierung der Verwaltung — auch unter Mitwirkung 
der Betroffenen — in Betracht kommt, bedarf es lei- 
stungsfähiger Verwaltungsstellen, etwa in Form von 
Studenten- oder Sozialwerken (s. oben Tz. 72). 
Eigenständige Selbstverwaltungseinrichtungen der 
Studenten können daher im Sozialbereich allenfalls 
punktuell ihre Aufgabe darin sehen, Dienstleistun- 
gen anzubieten. Die Hilfsfonds Allgemeiner Studen- 
tenausschüsse, ihr gelegentliches Angebot von Zim- 
mervermittlung, Rechts- und Sozialberatung, ver- 
billigten Einkaufsmöglichkeiten, Theaterkartenver- 
kauf usw. bestimmen das Bild der Sozialreferate der 
Asten nur am Rande. 


VIII. Leitsätze 


1. Die Bundesregierung wird sich im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit und ihrer Möglichkeiten weiter- 
hin dafür einsetzen, daß die erforderlichen Maß- 
nahmen zur wirtschaftlichen und sozialen Siche- 
rung des Studiums getroffen werden. 

2. Ob jemand studieren kann, soll nicht von sei- 
ner sozialen Herkunft abhängen. Soweit die Bil- 
dungspolitik zum Abbau von Chancenungleich- 
heit beitragen kann, wird sich die Bundesregie- 
rung einsetzen 

— für eine ausreichende und langfristig ge- 
sicherte individuelle Ausbildungsförderung, 

— für eine Struktur des Schulwesens, bei der 
über den weiteren Bildungsweg der Schüler 
nicht schon im 10., sondern erst im 15. oder 
16. Lebensjahr entschieden wird, 

— für Bildungsinhalte in den weiterführenden 
Bildungsgängen, die den Lebens- und Erfah- 
rungsbereich insbesondere von Arbeiterkin- 
dern stärker berücksichtigen. 

3. Eigene Erwerbstätigkeit der Studenten darf 
nicht notwendiger Bestandteil der Studienfinan- 
zierung sein. Soweit das Studium wirtschaftlich 
und sozial gesichert ist und die Hochschule ihr 
Studienangebot überschaubar und rationell or- 
ganisiert, kann von dem Studenten erwartet 


Aufgaben der verfaßten Studentenschaft im Sozial- 
bereich sind nach der bisherigen Entwicklung und 
dem geltenden Hochschul- und Satzungsrecht vor 
allem die Anregung und Förderung von Information 
und Diskussion der Studenten über ihre sozialen Be- 
lange, die Nomination von Studentenvertretern für 
die Studentenwerke und andere soziale Einrichtun- 
gen sowie die Entwicklung und öffentliche Vertre- 
tung von Konzepten zur wirtschaftlichen und sozia- 
len Sicherung des Studiums. Trotz der gelegentlichen 
Überschreitung der satzungsmäßigen Aufgaben etwa 
durch Initiierung oder Unterstützung von Mietstreiks 
und Hausbesetzungen durch Organe der Studenten- 
schaft hält die Bundesregierung die Vertretung 
sozialer Interessen der Studenten durch die verfaßte 
Studentenschaft für eine wichtige Organisations- 
form; sie trägt der Forderung des demokratischen 
Rechtsstaats nach möglichst weitgehender Beteili- 
gung der Betroffenen an der Artikulation und Ver- 
tretung ihrer Interessen Rechnung. Die Bundes- 
regierung hat deshalb in § 44 ihres Entwurfs eines 
Hochschulrahmengesetzes vorgesehen, daß die Stu- 
denten einer Hochschule unter anderem auch zur 
Wahrnehmung ihrer sozialen Belange eine verfaßte 
Studentenschaft mit dem Recht der Selbstverwaltung 
bilden. 


werden, daß er die Ziele seines Studiums kon- 
zentriert anstrebt. Er leistet damit auch einen 
Beitrag zur Verbesserung der Chancen der nach- 
folgenden Studienbewerber. 

4. Das Bundesausbildungsförderungsgesetz von 
1971 hat sich als Instrument zum Abbau finan- 
ziell bedingter Chancenungleichheiten bewährt. 
Dies gilt für alle wesentlichen Merkmale des 
Gesetzes: die abgestufte Berücksichtigung des 
Familieneinkommens, die familienunabhängige 
Förderung in besonderen Fällen, die Förderung 
im Hochschulbereich wie die Förderung im Schul- 
bereich, durch die oft erst der Zugang zur Hoch- 
schule eröffnet werden kann. Die Bundesregie- 
rung hält es deshalb für geboten, trotz des rapi- 
den und in den ersten Jahren nicht vorausge- 
sehenen Anstiegs des Bedarfs für die bereits 
jetzt förderungsberechtigten Gruppen auch den 
Wirkungsbereich des Gesetzes schrittweise aus- 
zudehnen. Dies geschah in der ersten Novelle 
von 1973 für Ausländer und bestimmte Grup- 
pen von Berufsfachschülern und ist in dem Ent- 
wurf der Bundesregierung für ein Zweites Än- 
derungsgesetz vom 27. März 1974 für auswärtig 
untergebrachte Schüler der Klasse 10 vorge- 
sehen. Zugleich soll eine erste allgemeine An- 
hebung der Freibeträge und Bedarfssätze erfol- 
gen. Voraussetzung für eine kontinuierliche 
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Beibehaltung und Entwicklung der Leistungen 
ist eine zumutbare Eigenbeteiligung der Eltern 
wie der Studenten selbst. Diese Eigenbeteili- 
gung erfolgt bereits mit der teilweisen Anrech- 
nung des Einkommensanstiegs für die Unter- 
haltspflichtigen und wird mit dem zinslosen Dar- 
lehensanteil bei der Studentenförderung ver- 
stärkt werden. 

5. Die Bundesregierung mißt der Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses über die sieben 
Begabtenförderungswerke große Bedeutung bei. 
Sie stellt Jahr für Jahr erhebliche Mittel bereit, 
um wissenschaftlich besondes begabten Studie- 
renden eine ihren Fähigkeiten und Leistungen 
entsprechende wissenschaftliche Ausbildung — 
auch im Ausland — zu ermöglichen. Dabei hat 
sich die individuelle Betreuung und Förderung 
der einzelnen Stipendiaten als wesentlicher Be- 
standteil erfolgreicher Förderungspolitik erwie- 
sen. 

6. Das Graduiertenförderungsgesetz vom 2. Sep- 
tember 1971 dient der Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen, 
insbesondere des Hochschullehrernachwuchses. 
Gleichzeitig trägt das Gesetz zur Stärkung der 
Forschung an den Hochschulen bei und kann die 
in Aussicht genommene Neuordnung der Perso- 
nalstruktur unterstützen. Die Bundesregierung 
hat für die Graduiertenförderung den Ländern 
und den sieben Begabtenförderungswerken seit 
1971 erhebliche finanzielle Mittel zur Verfügung 
gestellt. 

7. Der Bund hat durch nachhaltige Steigerung sei- 
ner Mittel zur Förderung des studentischen 
Wohnraumbaus die Voraussetzungen dafür ge- 
schaffen, daß Bund und Länder gemeinsam das 
Wohnungsangebot für Studenten deutlich ver- 
bessern können. Die Bundesregierung ist bereit, 
auch die Förderung von Wohnraum außerhalb 
von Studentenheimen zu verstärken. Mit der 
erfolgreichen Veranstaltung des Wettbewerbs 
„Wohnungen für Studenten" 1973/74 hat sie 
dazu beigetragen, die Diskussion über Wohn- 
formen, Wohnqualität und optimale Nutzung 
der bereitgestellten Förderungsmittel zu inten- 
sivieren. 

8. Körperbehinderte Studenten bedürfen besonde- 
rer Unterstützung während ihres Studiums. Die 
Bundesregierung wird sich insbesondere dafür 
einsetzen, daß in ausreichender Zahl Wohnheim- 
plätze für diesen Personenkreis bereitgestellt 
und daß bei dem Bau von Hochschulgebäuden 
die besonderen Bedürfnisse der körperbehin- 
derten Studenten berücksichtigt werden. 

9. Die Bundesregierung begrüßt, daß die Förde- 
rung des Mensaessens durch die Länder dazu 
beiträgt, die Lebenshaltungskosten der Studen- 
ten in Grenzen zu halten. Der Bund trägt der 
Bedeutung der Mensen dadurch Rechnung, daß 
er sich nach Maßgabe des Hochschulbauförde- 
rungsgesetzes an den Investitionskosten be- 
teiligt. 


10. Die Bundesregierung tritt für eine Neuordnung 
der studentischen Krankenversicherung ein. Sie 
bereitet gegenwärtig eine Novellierung der 
Reichsversicherungsordnung vor, durch die für 
alle Studenten ein bundeseinheitlich geregelter 
und umfassender Versicherungsschutz zu sozial 
tragbaren Beiträgen gewährleistet werden soll. 
Die Neuregelung soll Anfang 1975 in Kraft 
treten. 

11. Die Bundesregierung widmet den Studienmög- 
lichkeiten der verheirateten Studenten beson- 
dere Aufmerksamkeit. 

— Sie hat im Mai 1973 zusammen mit den 
Ländern die Flächen- und Kostenrichtwerte 
der Richtlinien für die Studentenwohnraum- 
förderung zugunsten von Studentenehe- 
paaren vor allem mit Kindern erheblich ver- 
bessert. 

— Bei der Graduiertenförderung und der För- 
derung besonders begabter Studenten über 
die Begabtenförderungswerke werden be- 
reits Familien- und Kinderzuschläge gewährt. 
Die Bundesregierung hat in ihrem Entwurf 
eines Dritten Steuerreformgesetzes eine 
Neuregelung des Kinderlastenausgleichs vor- 
gesehen, die allen Studenten mit Kindern 
zugute kommen wird. 

— Das Erste Änderungsgesetz zum Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz vom 14. November 
1973 hat die Fahrkosten verheirateter Stu- 
denten, die nicht am Hochschulort wohnen, 
besonders berücksichtigt. 

— Die Bundesregierung ist auch weiterhin be- 
reit, gemeinsam mit den Ländern Kinder- 
tagesstätten, vor allem für Kleinkinder, im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Ausbau 
und Neubau von Hochschulen zu fördern. 

12. Die Bundesregierung begrüßt die durch die Lan- 
desgesetzgebung der letzten Jahre weitgehend 
abgeschlossene Umwandlung der Studenten- 
werke in Anstalten des öffentlichen Rechts. Sie 
sieht darin eine Stärkung der Verwaltungskraft 
und der öffentlichen Verantwortung der Stu- 
dentenwerke, die einen Beitrag leisten zur sach- 
gerechten, ortsnahen Erfüllung sozialer Auf- 
gaben unter Mitwirkung der Betroffenen. 

13. Die Studienberatung muß weiter verbessert wer- 
den, denn durchdachte Studienentscheidungen 
sind nicht möglich ohne rechtzeitige umfassende 
Information über das Studienangebot und die 
entsprechenden Anforderungen-, die Informa- 
tionen über Studienschwierigkeiten und Mängel 
im Studiensystem sind zugleich wichtig für die 
Studienreform. Die Bundesregierung wird ihre 
bereits eingeleitete Förderung von Modellver- 
suchen zur Studienböratung verstärken, soweit 
erfolgversprechende Projektanträge der Länder 
und Hochschulen vorgelegt werden. Sie wird 
darüber hinaus auch weiterhin Vorhaben zur 
Erforschung von Beratungsbedarf und geeigne- 
ten Beratungsformen unterstützen. 
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Eine erfolgreiche Studienberatung setzt ein Zu- 
sammenwirken mit den Beratungseinrichtungen 
der Bundesanstalt für Arbeit voraus, die vor 
Studienbeginn, bei Fachwechsel oder Studien- 
abbruch, vor Entscheidungen über eine beruf- 
liche Spezialisierung und bei Abschluß des Stu- 
diums in Anspruch genommen werden sollten. 

14. Die Bundesregierung beobachtet mit Interesse, 
daß die Diskussion über die Chancen und Er- 
fordernisse einer Beratung der Studenten bei 


persönlichen Schwierigkeiten in jüngster Zeit 
zugenommen hat. Sie beabsichtigt, im Rahmen 
der Forschungsförderung die wissenschaftliche 
Ausarbeitung der angewandten Methoden und 
der theoretischen Ansätze, die Entwicklung 
neuer Beratungs- und Therapieformen sowie 
den wissenschaftlichen Erfahrungsaustausch zu 
unterstützen. Sie ist ferner bereit zur Förderung 
von Modellversuchen, die auf Erprobung geeig- 
neter Organisationsmodelle gerichtet sind. 
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